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„Bloggen lohnt sich“ 

Star auf dem 39. Netzpolitischen Abend des Ver¬ 
eins Digitale Gesellschaft war Markus Beckedahl 
von netzpolitik.org. 
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Computer, Cosplay and Commerce 

Die Branche des „Gamescome“, des „weltweit 
größten Events zu Computer- und Videospielen“, 
wächst wie die Besucherzahlen. 
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Thema der Woche 


Erpresst, verraten 
und verkauft 

Am Ende der Verhandlungen zwischen der 
Syriza-Regierung und den Gläubigern Athens 
stand genau das, was die Mehrheit der Be¬ 
völkerung nicht wollte: die Fortführung der 
rigorosen Sparpolitik und eine lange Liste 
von geplanten Privatisierungen. 

Die Zeche zahlt die Mehrheit der griechischen 
Bürgerinnen und Bürger. Entlassungen, Lohn¬ 
kürzungen sowie weitere Einschränkungen 
von sozialen und Arbeiterrechten sind pro¬ 
grammiert. 
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Nach der Rangelei: Leichen im Keller 


W enn es nach Verfassungs¬ 
schutz-Chef Maaßen und 
Generalbundesanwalt Ran¬ 
ge (FDP) geht, sitzen Markus und ich 
bald zwei Jahre lang im Gefängnis.“ So 
die Reaktion von Andre Meister von 
„netzpolitik.org“ Der Vorwurf gegen 
ihn, seinen Kollegen Markus Beckedahl 
und „Unbekannt“: Verdacht des Lan¬ 
desverrats. So lautet jedenfalls der Vor¬ 
wurf in der „Bekanntgabe der Einlei¬ 
tung des Ermittlungsverfahrens“ durch 
den - damaligen - Generalbundesan¬ 
walt Harald Range vom 24. Juli. Das 
umstrittene Verfahren war von Range 
bereits am 13. Mai eingeleitet worden. 
Herrschaftsdoktrin: „Dieser Staat muss 
mit allen Mitteln gesichert werden.“ 
Range stützte sich in seinen Aktivi¬ 
täten auf „Strafanzeigen des Bundes¬ 
amtes für Verfassungsschutz“ (VS). Der 
VS hatte zuvor nach dem Motto „Hal¬ 
tet den Dieb!“ ermittelt, dass „netzpoli- 
tik.org“ zwei Artikel veröffentlicht hat¬ 
te, in denen neue Machenschaften des 
VS aufgedeckt wurden. Die ahnungs¬ 
vollen Überschriften: „Geheimer Geld¬ 
regen: Verfassungsschutz arbeitet an 
,Massenauswertungen von Internetin¬ 
halten’ (Updates)“ und „Geheime Re¬ 
feratsgruppe: Wir präsentieren die neue 
Verfassungsschutz-Einheit zum Ausbau 
der Internet-Überwachung“. 

Die Legalität und Legitimität von 
Anzeige und Ermittlungsverfahren 
stützen sich auf ein internes Rechts¬ 
gutachten des VS, das mit einer hohen 
Geheimhaltungsstufe vor der Öffent¬ 
lichkeit verborgen wird. 

Die aufgeflogene „Arbeitsgruppe“ 
des VS heißt „Erweiterte Fachunter¬ 
stützung Internet“. Nach Angaben von 
„netzpolitik.org“ sollen über „75 Spio¬ 
ne ... Chats und Facebook überwachen, 
Bewegungsprofile und Beziehungs¬ 
netzwerke erstellen sowie ,verdeckte 
Informationen erhebend 

Justizminister Heiko Maas (SPD) 
hatte Zweifel, ob die Veröffentlichung 
bereits einen „Landesverrat“ darstellt. 
Er entließ Range, der wiederum Maas 
vorwarf, sich in seinen Aufgabenbe¬ 
reich unerlaubt eingemischt zu haben, 
was Maas seinerseits bestritt. Nächste 
Wende: Die FDP (Retourkutsche?) 
und die Linkspartei fordern wiederum 
die Ablösung von Hans-Georg Maa¬ 


ßen, denn der Verfassungsschutz hatte 
zu Beginn der „Rangelei“ den Eingriff 
in die Pressefreiheit losgetreten. 

Maaßens Hyperaktivität gegen 
Netzaktivistinnen zog ihm inzwischen 


auch die Kritik des Bundesdatenschutz¬ 
beauftragten zu, denn der VS speicher¬ 
te nicht nur die Daten von - aus seiner 
Sicht - Beschuldigten und Verdächti¬ 
gen, sondern auch von „Sonstigen Per¬ 
sonen“. Weitere Datenpakete wurden 
für „Kontakt- und Begleitpersonen“ 
und „Prüffälle“ angelegt. Eine gemein¬ 
same Datei wird seit 2006 vom VS und 
dem Bundeskriminalamt (BKA) be¬ 
trieben. 

Da Heiko Maas - Dienstherr von 
Range - nach Auffassung der SPD mit 
der Beaufsichtigung und Entlassung 
von Range keine Schuld auf sich ge¬ 
laden hat, wurde die Schuldfrage auf 
Maaßen und seinen Dienstherrn Tho¬ 
mas de Maiziere (CDU) konzentriert. 
Der wiederum hatte Maaßen, über den 
er die Fachaufsicht führt, in Schutz ge¬ 
nommen: Herr Maaßen habe „korrekt 
gehandelt“. Gleichzeitig gab er vor, sel¬ 
ber nicht frühzeitig von seinen Leuten 
informiert worden zu sein. Die Kanzle¬ 
rin und ihr Geheimdienstkoordinator, 


Kanzleramtsminister Peter Altmai¬ 
er, geben sich unberührbar. Nach der 
„NSU-Transparenz“ fürchtet der Herr 
der Dienste jede Form von „Durchste¬ 
chen“. 


Es liegen offensichtlich verschie¬ 
dene Leichen in verschiedenen Kel¬ 
lern in Berlin. Sie zu bergen, sollte 
nach Auffassung der Grünen Aufgabe 
des Rechtsausschusses sein. Jan Körte 
(„Die Linke“) fordert, „die Karten auf 
den Tisch zu legen“ und den VS aufzu¬ 
lösen. Die Einberufung des Ausschus¬ 
ses wurde inzwischen aber von Bun¬ 
destagspräsident Norbert Lammert 
(CDU) abgelehnt. Er bleibt seiner Li¬ 
nie treu: Nichts gesehen, nichts gehört, 
nicht reagiert. Die Auflösung des VS 
steht auch nicht auf der Agenda der 
Grünen. Da sind sie sich mit CDU/CSU 
und SPD einig. 

Patrik Köbele, Vorsitzender der 
DKP: „Wir beglückwünschen und 
solidarisieren uns mit ,netzpolitik. 
org‘, die die Machenschaften des 
VS öffentlich gemacht haben. Das 
Prozedere läuft wie immer: Aus Re¬ 
gierungssicht sind nicht die Täter 
schuldig, sondern diejenigen, die 
die Taten aufgedeckt haben. Dieses 


Rechts Verständnis hat in Deutsch¬ 
land eine lange Tradition: Der spä¬ 
tere Friedensnobelpreisträger Carl 
von Ossietzky landete wegen der 
Aufdeckung der verbotenen Auf¬ 


rüstung der Reichswehr in Gefäng¬ 
nis und KZ. Am 26. Oktober 1962 
wurden Rudolf Augstein und drei 
Spiegel-Redakteure wegen Lan¬ 
desverrats’ verhaftet. Sie hatten die 
fehlende Verteidigungsfähigkeit’ 
der Bundeswehr (,Bedingt abwehr¬ 
bereit’) moniert. Adenauer sprach 
juristisch spitzfindig von einem 
,Abgrund von Landesverrat’. Die 
Angriffe auf die bürgerliche Presse¬ 
freiheit kosteten damals Franz Josef 
Strauß (CSU) den Job als Minister. 
Die Herrschenden haben sich wei¬ 
terentwickelt: Trotz aller Rangelei 
sind die Sessel von Merkel, Altmai¬ 
er, Maas, de Maiziere und Maaßen 
nicht umgefallen. Bei dem vielfach 
als ,überfordert’ charakterisierten 
Range spricht man zu Recht von ei¬ 
nem Bauernopfer. Transparenz und 
vor allem eine Veränderung des Sys¬ 
tems von Bespitzelung und Vertu¬ 
schung desselben sieht anders aus.“ 
Uwe Koopmann 


Jetzt bestellen! 

Anfang September erschei¬ 
nen zwei UZ-Extra 

Um eine realistische Druckauf¬ 
lage ermitteln zu können, benö¬ 
tigen wir Bestellungen bis Ende 
August. 

★ UZ-Extra: Stoppt TTIP- 
Auf zur Großdemo am 10.10. 
nach Berlin 

★ UZ-Extra zur Gewerkschaft 

Die reguläre UZ vom 28. August mit 
dem Themenschwerpunkt Antikriegs¬ 
tag kann auch sofort bestellt werden, 
die Bestellung muss aber bis spätes¬ 
tens Mo. 24. August 12.00 Uhr erfolgen 

Bestellungen 

per Mail bitte direkt an: vertrieb@ 
unsere-zeit.de, Gustl Ballin 0911 - 
8 019 991/0176 45 503 975 
oder 

CommPress Verlag GmbH | Hoff¬ 
nungstraße 18 | 45127 Essen | 

Tel.: 0201 -17788 923 | Fax.: 0201 - 
17788928 

Bezugspreise UZ-Extra 

70 xUZ-Extra: 7,00 Euro 
140 x UZ-Extra: 14,00 Euro 
250 x UZ-Extra: 22,50 Euro 
500 x UZ-Extra: 45,00 Euro 

1 000 x UZ-Extra: 90,00 Euro 

2 000 x UZ-Extra: 180,00 Euro 
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NEIN 2UM TRANSATLANTISCHEN 
PAKT FÜR AUSBEUTUNG! 




Nützliches Werkzeug 

Türkei: AKP-Regierung verkündet Kampf gegen IS und bombardiert PKK 


Lange hatte die türkische Regierung 
den „Islamischen Staat“ als nützliches 
Werkzeug gesehen, um die kurdischen 
Kräfte in Nordsyrien und die syrische 
Regierung zu schwächen. Die Terror¬ 
gruppe konnte sich über türkisches 
Territorium mit Nachschub versorgen 
und ihre Kämpfer in türkischen Kran¬ 
kenhäusern behandeln lassen. Nach 
dem Anschlag von Surug, bei dem am 
20. Juli 33 linke Jugendliche ermordet 
wurden, änderte die türkische Regie¬ 
rung ihre Politik: Nun bekämpft sie 
zumindest halbherzig den IS. Aber vor 
allem sieht sie diesen Kampf als nütz¬ 
liches Werkzeug, um die kurdischen 
Kräfte in Nordsyrien und im Irak zu 
schwächen und um den Kampf gegen 
die kurdische Bevölkerung in der Tür¬ 
kei wieder zu verschärfen. 

Seit dem 24. Juli bombardiert die 
türkische Armee die PKK-Kämpfer in 
den irakischen Kandil-Bergen genauso 


wie die dort lebende Zivilbevölkerung, 
sie verfolgt nach wie vor den Plan einer 
„Pufferzone“ in Nordsyrien. Bei Razzi¬ 
en in den vergangenen Wochen nahm 
die türkische Polizei rund 1 300 Men¬ 
schen fest - unter ihnen waren zwar 
auch Anhänger des IS, die meisten je¬ 
doch kurdische Aktivisten oder Ange¬ 
hörige linker Organisationen. 

Dass die türkische Regierung nun 
wieder aggressiver gegen die PKK und 
die kurdische Bewegung vorgeht, liegt 
zum einen daran, dass die kurdische 
Bewegung einer Verstärkung des tür¬ 
kischen Einflusses in den benachbarten 
Ländern entgegensteht. Vor allem hat 
der neueste Schwenk in der türkischen 
Politik jedoch innenpolitische Gründe: 
Bei den Parlaments wählen am 7. Juni 
hatte die regierende AKP die absolu¬ 
te Mehrheit der Mandate verfehlt, weil 
auch der linken, pluralistischen HDP 
trotz 10-Prozent-Hürde der Einzug ins 


Parlament gelungen war. Bisher hatte 
die AKP alleine regiert, nun muss sie 
Gespräche über die Bildung einer Ko¬ 
alition führen. Möglicherweise könnte 
ein härterer Kurs gegen die Kurden die 
faschistische MHP zu einer Unterstüt¬ 
zung der AKP bewegen, möglicherwei¬ 
se spekuliert die AKP auch darauf, bei 
Neuwahlen von ihrer aggressiven Hal¬ 
tung zu profitieren. 

Die linke HDP machte deutlich, 
dass die türkische Regierung für die 
neue Eskalation verantwortlich ist, kri¬ 
tisierte aber gleichzeitig die PKK. In 
einer Rede Ende Juli fragte der HDP- 
Vorsitzende Selahattin Demirtas: 
„Eine Türkei, die Frieden mit der PKK 
geschlossen hat, eine Türkei, die von 
der Bedrohung durch die bewaffneten 
Kräfte der PKK befreit ist -, denkt nur, 
wie viel Luft hätten wir ihr plötzlich 
im Innern und im Äußeren verschaf¬ 
fen können? Im ganzen Nahen Osten 


wäre sie die Vorreiterin des Friedens 
geworden.“ In der vergangenen Woche 
forderte Demirtas die PKK auf, „den 
Finger vom Abzug zu nehmen“. 

Die deutsche Regierung nimmt zur 
veränderten Politik der AKP-Regie¬ 
rung eine widersprüchliche Haltung 
ein: Einerseits begrüßte sie die Angrif¬ 
fe der Türkei auf den IS - schon seit 
langem fordert die Bundesregierung, 
dass die Türkei sich am Kampf gegen 
den islamistischen Terror beteiligt. Auf 
der anderen forderte Kanzlerin Mer¬ 
kel von der Türkei, dass sie am „Frie¬ 
densprozess“ mit der PKK festhalten 
solle. Die Bundesregierung arbeitet 
zwar mit dem AKP-Regime zusam¬ 
men, will aber gleichzeitig vermeiden, 
dass die eigenständige Rolle der Tür¬ 
kei als Regionalmacht weiter gestärkt 
wird. Letztlich trägt sie mit ihrer Hal¬ 
tung weiterhin dazu bei, dass es keine 
Lösung für den Krieg in Syrien gibt - 


während sie sich gleichzeitig darüber 
beklagt, dass immer mehr Menschen 
aus der Region auf die Flucht nach Eu¬ 
ropa getrieben werden. 

Am vergangenen Samstag demons¬ 
trierten in Köln nach Veranstalteran¬ 
gaben 15 000 Menschen gegen die ag¬ 
gressive Politik der türkischen Regie¬ 
rung. Auch DKP und SDAJ beteiligten 
sich. Von der Bundesregierung forder¬ 
ten sie unter anderem die Aufhebung 
des PKK-Verbots. Die DKP erklärte: 
„Die deutsche Regierung trägt als NA¬ 
TO-Staat und als einer der Hauptwaf¬ 
fenlieferanten in die Region, vor allem 
an Saudi-Arabien und die Türkei, eine 
Verantwortung, der sie mit Appellen 
nicht gerecht wird. Wir fordern die kla¬ 
re Zurückweisung der Politik Erdo- 
gans und erneuern unsere Forderung 
nach sofortigem Abzug der Patriot- 
Raketen aus der Türkei.“ 

UZ 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Volker Bräutigam 

Tod einer Multi-Milliardärin 


Auf der Forbes-Liste der Superreichen 
dieser Welt nahm sie Rang 77 ein. Jo¬ 
hanna Quandt, Witwe des Industriellen 
Herbert Quandt, starb am 3. August, 
87 Jahre alt. Ihr Privatvermögen wur¬ 
de dazumal auf mehr als 10 Milliarden 
Euro geschätzt. Als Hauptaktionärin, 



der fast die Hälfte des Automobilkon¬ 
zerns BMW gehört hatte und die über 
zahlreiche weitere Unternehmensbe¬ 
teiligungen verfügte, hatte sie schon 
Jahre zuvor ihren beiden Kindern an 
die 30 Milliarden Euro vermacht. 

Wie man weiß, hatte ihr Mann 
Herbert Quandt das Fundament die¬ 
ses Vermögens im Dritten Reich ge¬ 
legt, mithilfe von Zwangsarbeitern aus 
Polen und mittels Einrichtung eines 
KZ-Außenlagers in der Quandtschen 
Akkumulatoren-Fabrik, komplett mit 
Galgen und allem Drum und Dran. Der 
Mann hätte auf der Anklagebank des 
Nürnberger Kriegsverbrecherprozes¬ 
ses gesessen, wenn ihn nicht die briti¬ 
schen Alliierten unter ihre Fittiche ge¬ 
nommen und alle Dokumente über 
seine Nazi-Karriere unter Verschluss 
gehalten hätten. 

Für die Vorgeschichte ihres Reich¬ 
tums konnte Johanna Quandt nichts. 
Sie hat nur dessen Raffer geheiratet 
und sein Erbe gemehrt. Dafür wurden 
ihr viele Ehrungen zuteil. Anno 2009 


das Große Bundesverdienstkreuz. 
„Ein Vermögen zu besitzen, das be¬ 
deutet auch, gesellschaftliche Verant¬ 
wortung zu tragen“, sagte sie bei der 
Verleihung. Dieser Verantwortung war 
sie zuvor nachgekommen, mit Spen¬ 
den an die CDU und an die FDP von 
insgesamt 325 000 Euro. Im Jahr 2008 
hatte sie gemeinsam mit ihren beiden 
Kindern nochmals 300 000 Euro nach- 
gelegt. 

Ehrensenatorin der Goethe-Uni¬ 
versität Frankfurt wurde sie zum Dank 
für ihr soziales Engagement zugunsten 
krebskranker Kinder. Es hat sich ge¬ 
wiss gelohnt, auch für sie. Beim Steu¬ 
ern sparen. Insofern folgerichtig war 
die Gründung der „Stiftung Charite“, 
gemeinsam mit dem Berliner Uni¬ 
versitätsklinikum. Sie soll „vor allem 
das unternehmerische Denken an der 
größten Universitätsklinik Europas 
fördern, aber auch wissenschaftliche 
Vorhaben unterstützen“. 

Klassischer Fall von Hauptzweck 
und Nebenwirkung. 

Damit sie im rechten Licht gese¬ 
hen werde, gründete sie bereits 1995 
die Johanna-Quandt-Stiftung. Selbst¬ 
gestellte Aufgabe: „Die Stiftung er¬ 
klärt die gesellschaftliche Bedeutung 
von Unternehmern und Unternehmen, 
prämiert exzellenten Wirtschaftsjour¬ 
nalismus, fördert das Urteilsvermögen 
junger Journalisten und vermittelt Ein¬ 
blicke in die Welt der Wirtschaft.“ Lo¬ 
gische Folge einer solchen Zielsetzung 
ist, dass der Qualitätsjournalismus der 
„Welt am Sonntag“ (WamS) den Her- 
bert-Quandt-Medienpreis der Stiftung 
errang. Das ehemalige Nachrichtenma¬ 
gazin „Der Spiegel“ ist ebenfalls Preis¬ 
träger. Ehre, wem solche Ehre gebührt. 

Wer sich durchs Internet klickt, 
um ein wenig über Johanna Quandt 
zu lesen, stößt auf Zeitungstitel wie 
„Grande-Dame der Bescheidenheit“. 
In der „Berliner Zeitung“ stand al¬ 
lerdings auch folgender starker Satz: 
„Man würde dieser Frau nicht gerecht, 
wenn man sie nur auf ihr Vermögen 
reduzieren würde, das ihr quasi in den 
Schoß fiel.“ Da hat so ein Journalisten¬ 
schlingel doch mal richtig um die Ecke 
gedacht. 


Rheinmetall baut Scout- 
Panzer für „hochintensive 
Kampfeinsätze“ 

DKP protestiert gegen neue Generation im 
Rüstungsgeschäft 


Der Düsseldorfer Rüstungskonzern 
Rheinmetall lässt in seiner Kasseler 
Panzerschmiede („Rheinmetall De- 
fence“) den Turm für den neuen bri¬ 
tischen Spürpanzer „Scout“ bauen. 
Das „Specialised Vehicle“ soll nach 
Herstellerangaben „in allen derzei¬ 
tigen und künftig absehbaren Szena¬ 
rien eingesetzt werden können - von 
friedensschaffenden und friedens¬ 
stabilisierenden Missionen bis hin zu 
hochintensiven Kampfeinsätzen“. Die 
DKP-Organisationen in Düsseldorf 
und Kassel haben entschieden gegen 
diese neue Stufe in der Rüstungsspi¬ 
rale protestiert. 

Das Volumen für den Großauftrag 
umfasst 245 Einheiten für 130 Millio¬ 
nen Euro. Die Produktion erfolgt in 
Kooperation mit den US-Rüstungs- 
konzernen General Dynamics über 
die Tochter General Dynamics UK 
und Lookheed Martin über die Toch¬ 
ter Lookheed Martin UK. Der „Scout“ 
ist der Nachfolger des „Combat Vehic¬ 
le Reconnaissance“. Das Fahrzeug soll 
„die Kampfkraft, Überlebensfähigkeit 
und Einsatzeffizienz der britischen In¬ 
fanterie signifikant erhöhen.“ Gefeuert 
wird mit 40-mm-Munition. Rheinme¬ 
tall sieht sich durch die Zusammenar¬ 
beit mit Lockheed Martin als „Markt¬ 
führer in der Turmtechnologie“. In zwei 


Werken von Rheinmetall in Kassel ar¬ 
beiten 850 Beschäftigte. 

Peter Rücker, Sprecher von Rhein¬ 
metall, stellte Zusammenhänge her: 
„Keine Frage, die aktuellen Krisen 
bringen uns zusätzliche Geschäf¬ 
te.“ ( Greenpeace-Magazin Online, 
04.11.2014). 

Großbritannien ist Mitglied der 
NATO, aber auch selbstständig Krieg 
führende Partei wie etwa im Irak. Die 
in Deutschland produzierten Segmen¬ 
te des „Scout“ können von der briti¬ 
schen Armee jederzeit auch in „hoch¬ 
intensiven Kampfeinsätzen“ aktiv wer¬ 
den, ohne dass die Bundesregierung 
dies verhindern könnte - wenn sie das 
überhaupt wollte. 

Die DKP fordert deshalb, den Rüs¬ 
tungsauftrag zu stornieren und die Pro¬ 
duktion einem Konversionsprogramm 
zu unterziehen, bei dem die Rüstungs¬ 
produktion auf zivile Fertigung um¬ 
gestellt wird. Etwa durch den Bau 
von Meerwasser-Entsalzungsanlagen 
könnten weite Areale für die Land¬ 
wirtschaft nutzbar gemacht werden. 

Die DKP bittet die Friedensinitia¬ 
tiven in Düsseldorf und Kassel, Rhein¬ 
metall - zumal vor dem Antikriegstag 
am 1. September - in die antimilitaris¬ 
tischen Proteste einzubeziehen. 

Uwe Koopmann 


Die Gewerkschaft schlägt zurück 

Widerstand gegen die Unternehmerstrategie der Auslagerung 


E s gibt viel zu viele Beispiele für 
Unternehmen, die Werkverträ¬ 
ge nutzen, um bestehende Tarif¬ 
vereinbarungen zu unterlaufen. Die 
IG Metall meldet inzwischen aber auch 
Beispiele für die erfolgreiche Abwehr 
von Fremdvergaben, so wie bei Schaef- 
fler in Schweinfurt, Zulieferer für Ma¬ 
schinen- und Anlagenbau, wo die Aus¬ 
lagerung der Logistik verhindert wer¬ 
den konnte. 

Auch vermeintliche deutsche Vor- 
zeigeunternehmen greifen auf die Bil¬ 
ligstrategie zurück. So wird bei Mer¬ 
cedes-Benz in Mannheim der Groß¬ 
teil der Logistik ausgelagert. „Uns 
liegen Arbeitsverträge vor, die zeigen: 
Das Lohnniveau bei Transco liegt um 
ein Drittel unter dem der bisherigen 
Leiharbeitnehmer und um die Hälfte 
unter dem der Stammbeschäftigten - 
bei einer um fünf Stunden längeren 
Wochenarbeitszeit. Es gibt drei Tage 
weniger Urlaub, kein Urlaubs- und 
Weihnachtsgeld, keine vertragliche 
Regelung für Zuschläge bei Mehrar¬ 
beit, Wochenend-, Nacht- und Schicht¬ 
arbeit“, sagt Reinhold Götz, 1. Bevoll¬ 
mächtigter der IG Metall Mannheim. 

Die Auslagerung der Logistik in 
der Metallindustrie lohnt sich für das 
Unternehmen. Es ist der Versuch, in 
diesem Geschäftsbereich zunehmend 
mithilfe von Werkverträgen Tarifver¬ 
einbarungen zu unterwandern und 
Mitbestimmung auszuhebeln. 

„Wir wollen, dass diese Industrie¬ 
dienstleister tarifgebunden sind, Mit¬ 
bestimmungsstrukturen haben und 
durchsetzungsstark werden“, sagt IG- 
Metall-Vorstandsmitglied Irene Schulz 
in der aktuellen Ausgabe der „Mitbe¬ 


stimmung“, dem Magazin der gewerk¬ 
schaftsnahen Hans-Böckler-Stiftung, 
die sich dem Thema Werkverträge wid¬ 
met. „Angefangen haben wir in zwei 
Betrieben, haben Betriebsräte gegrün¬ 
det, Tarifverträge verhandelt, teilwei¬ 
se mussten wir gerichtlich klären las¬ 
sen, ob wir überhaupt zuständig sind 
als IG Metall. Dann ging es Schlag auf 
Schlag. Es haben sich mehr und mehr 
Beschäftigte aus Werkvertragsunter¬ 
nehmen organisiert und Betriebsräte 
gewählt“, so Schulz weiter, und: „Be¬ 
schäftigte kamen mit Fragen auf uns 
zu, und aus Fragen wurde Aktivierung.“ 
Wichtig sei dabei die Unterstützung 
durch Betriebsräte und Vertrauensleute 
in den Unternehmen, die diese Auslage¬ 
rung erst vorgenommen haben. 

Die gewerkschaftliche Organisie¬ 
rung „industrienaher Dienstleitungen“ 


birgt allerdings auch Konfliktpotential 
innerhalb des DGB, wie die Reaktio¬ 
nen auf die Kooperationsvereinbarung 
zwischen der IG Metall, der IG BCE, 
der IG BAU und der EVG - und eben 
ohne ver.di - zeigen. 

Solange die IG-Metall-Mitglieder 
entlang früherer Betriebsstrukturen 
organisiert bzw. dabei „auf dem Werks¬ 
gelände“ bleiben, dürfte die Organisie¬ 
rung von Beschäftigten der Fremdfir¬ 
men auch dann keinen Konflikt auslö- 
sen, wenn es sich um ver.di-Bereiche 
wie Logistikunternehmen handelt. Die 
unklare Formulierung in der Koope¬ 
rationsvereinbarung, eine „rationale 
Organisationsabgrenzung anhand der 
bestehenden Wertschöpfungsketten“ 
vornehmen zu wollen, hatte nicht zu 
Unrecht Stirnrunzeln bei ver.di-Kolle- 
gen ausgelöst. UZ 
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„Roter Käfer" unterstützt Kampagne der IG Metall 


„Mittendrin und nicht dabei“ hieß 
ein Artikel in der Zeitschrift der 
IG Metall. „Mittendrin und nicht 
dabei“ hieß auch der Aufmacher 
der DKP-Betriebszeitung für VW 
und Valmet in Osnabrück - „Roter 
Käfer“. Das Thema: Werkverträge, 
Auslagerung. 

Es ist kein Betriebsgeheimnis, dass 
Billiglöhne zum Erfolgskonzept 
deutscher Autobauer gehören. Doch 
die Kolleginnen und Kollegen, die in 
Osnabrück für VW auf dem Werks¬ 
gelände für die Logistik zustän¬ 
dig sind, tragen nicht das weltweit 
bekannte Firmenlogo auf ihrer Ar¬ 
beitskleidung.Sie gehören zur Firma 
Hansmann, und die zahlt nach Ta¬ 
rif. Nach dem Tarif, der für Kollegin¬ 
nen und Kollegen bei amazon Grund 
genug war, Streikaktionen zu Weih¬ 
nachten und Ostern durchzuführen, 
weil er so niedrig ist. 

Nun befasst sich die IG Metall schon 
länger mit dem Problem, dass auf 
einem Werksgelände verschiedene 
Firmen mit ganz unterschiedlichen 
Verträgen Arbeiten übernehmen, 
die früher zu einem Betrieb gehör¬ 
ten und dementsprechend von der 
IG Metall vertreten wurden. Ein Pro¬ 
blem,das die IG Metall mancherorts 
mit zu verantworten hat, nämlich 
dort, wo Betriebsräte und ihre Ge¬ 
werkschaft Auslagerungen wider¬ 
standslos hingenommen haben. 

Bei Daimler in Bremen gibt es ganz 
aktuell diese Auseinandersetzung, 
bei der die IG Metall eine eindeuti¬ 
ge Unterstützung derjenigen Kol¬ 
leginnen und Kollegen, die gegen 
die Auslagerung gekämpft haben, 
verweigert (siehe UZ-lnterview mit 
Gerhard Kupfer). Nun soll es aber 
unter dem Titel „Organisierung ent¬ 
lang der Wertschöpfungs kette“ dar¬ 
an gehen, industrienahe Dienstleis¬ 
tungen wieder in der IG Metall zu 
organisieren und dort bessere Tarif¬ 
abschlüsse durchzusetzen. 

In Osnabrück gehörte das, was nun 
unter den Namen VW, Valmet und 
eben Hansmann auf dem ehema¬ 
ligen Gelände der Firma Karmann 
läuft, zu ein und demselben Unter¬ 


nehmen. Und es galt: ein Betrieb - 
eine Gewerkschaft. Die DKP-Be¬ 
triebszeitung „Roter Käfer“, die zu 
Karmann-Zeiten unter dem Namen 
„KarlOS“ erschien, spricht im Gegen¬ 
satz zu ihrem Vorgänger somit nicht 
mehr alle Kolleginnen und Kollegen 
an, die morgens durch das Werkstor 
von VW Osnabrück gehen. Sie trägt 
den Zusatz: „Betriebszeitung für VW 
und Valmet Osnabrück“. Das hatte 
spürbare Auswirkungen, und nicht 
nur inhaltliche. Nach jeder Verteil¬ 
aktion stellte man fest: Wer Ar¬ 
beitskleidung von Hansmann trägt, 
macht einen Bogen um die Genos¬ 
sen, die „Roter Käfer“ verteilen. 

Bei den Leiharbeitern und Befriste¬ 
ten gabesein ähnliches Problem.In 
der Betriebszeitung wurden Tarifab¬ 
schlüsse ausgewertet, betriebliche 
Entwicklungen nachgezeichnet und 


zu organisieren und für einen bes¬ 
seren Tarif zu kämpfen, aber dies¬ 
mal gemünzt auf die Kolleginnen 
und Kollegen von Hansmann und 
mit dem Hinweis, dass die IG Me¬ 
tall und auch ihre Kolleginnen und 
Kollegen bei VW ein Interesse dar¬ 
an haben, dass sie sich organisieren. 
Der Schlusssatz des Artikels lautete: 
„Und für den Eintritt in die IG Metall 
müssten sie nicht einmal zum Ge¬ 
werkschaftshaus gehen - jeder Be¬ 
triebsrat oder Vertrauensmann von 
Volkswagen hilft ihnen da sicher 
gerne weiter...“ 

Das wirkte: Kolleginnen und Kol¬ 
legen von Hansmann diskutierten 
nach der Verteilung der DKP-Be- 
triebszeitung dasThema in der Pau¬ 
se, sprachen Betriebsräte darauf an 
und meldeten sich bei der IG Metall. 
Sie beschlossen aktiv zu werden für 
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Thema Werkvertrag: Ein Betrieb - eine Gewerkschaft 







Dienstleistungen 

(Kantine. Werkschutz etc) 


Leiharbeit 



Werkverträge 

(auf dem Betnebsselande) 


kommentiert, aber diejenigen, die 
nicht wussten, ob sie im nächsten 
Jahr überhaupt noch bei VW arbei¬ 
ten „dürfen“,fanden sich mit ihren 
Themen nicht wieder. Ein Interview 
mit Leiharbeitern - abgedruckt auf 
Seite i - brachte positive Rückmel¬ 
dungen. 

In der aktuellen Ausgabe nun also 
der zigfachste Aufruf an die Be¬ 
schäftigten, sich in der IG Metall 


einen besseren Tarif. „Da habt ihr 
Feuer gelegt“ hieß es aus dem Be¬ 
trieb. Die lokale IG Metall reagierte 
sofort auf die Aktivitäten der Kolle¬ 
ginnen und Kollegen. Es gab Gesprä¬ 
che mit Hansmann-Beschäftigten, 
eine öffentliche Informationsveran¬ 
staltung und: eine Eintrittswelle in 
die IG Metall. Zuvor gab es nur eine 
Handvoll Gewerkschaftsmitglieder 
bei Hansmann. 
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Der Kampf geht weiter 


in den Sozial- und Erziehungsdiensten abgelehnt 



Schlichtungsergebnis 

D as ist ein klarer Handlungsauf¬ 
trag, den Streik fortzusetzen 4 , 4 
sagte der ver.di-Vorsitzende 
Frank Bsirske mit Blick auf die Ab¬ 
lehnung des Schlichtungsergebnis¬ 
ses in der Tarifauseinandersetzung 
im Sozial- und Erziehungsdienst. Mit 
69,13 Prozent fiel diese deutlicher aus 
als erwartet. 

Vor der Befragung hatten die 
Spitzen von ver.di und GEW darge¬ 
legt, dass sie eine Aufwertung für alle 
Berufsgruppen der Sozial- und Erzie¬ 
hungsdienste angesichts der unnach¬ 
giebigen Haltung der Vereinigung der 
kommunalen Arbeitgeberverbände 
(VKA) kaum noch für möglich halten. 

Die VKA hatte schon bei Beginn 
der Tarifauseinandersetzung immer 
wieder betont, kein Geld ausgeben 
zu können, weil keines da sei. Da die 
Kommunen durch die wochenlangen, 
durchgängigen Streiks zudem keinen 
wirtschaftlichen Schaden hatten, stellt 


sich nun die Frage, wie die Forderungen 
durchgesetzt werden können. 

Durch die Ablehnung des Schlich¬ 
tungsergebnisses haben die Kollegin¬ 
nen und Kollegen verhindert, dass das 
Thema Aufwertung zu den Akten gelegt 
werden kann. Ohne Friedenspflicht ha¬ 
ben sie die Möglichkeit, Streik als not¬ 
wendiges und wirksamstes Mittel zu nut¬ 
zen. Denn auch wenn die Streiks keinen 


wirtschaftlichen Schaden bei den Kom¬ 
munen anrichten, die Bedeutung der be¬ 
ruflichen Tätigkeit von Erzieherinnen, 
Sozialarbeiterinnen usw. ist mehr als 
spürbar geworden. Der durchgängige 
Streik hat zudem den zeitlichen Raum 
für gewerkschaftliche Mobilisierung 
und Organisierung zu schaffen. Vor al¬ 
lem ver.di hatte im Rahmen des „Kita- 
Streiks 44 einen enormen Mitgliederzu¬ 


wachs zu verzeichnen. Durch die Fort¬ 
setzung der Auseinandersetzung ist es 
möglich, in den Streikwochen entstande¬ 
ne Gruppen von Aktiven zu dauerhaften 
betrieblichen Gewerkschaftsstrukturen 
weiterzuentwickeln. Es könnte zudem 
gelingen, neue Arbeitskampfformen zu 
probieren, die das Thema Aufwertung in 
der gesellschaftlichen Diskussion halten. 
Die ver.di-Kolleglnnen an der Chari¬ 
te in Berlin zeigen seit Jahren, wie das 
mit dem Thema Personalbemessung in 
Krankenhäusern gelingen kann. Auch 
sie ließen sich weder auf eine Friedens¬ 
pflicht durch Annahme eines unzurei¬ 
chenden Angebots seitens der Arbeit¬ 
geber ein, noch darauf, dass sie dauer¬ 
haft streiken müssten. Sie haben aber 
wiederholte Streiks, Demonstrationen 
und Aktionen genutzt, um öffentlichen 
Druck aufzubauen. Einen Abschluss ha¬ 
ben auch sie noch nicht in der Tasche, 
aber eine Faust auch nicht mehr. 

Lars Mörking 


Rüstungskonversion auf Gewerkschaftskongressen 

Plädoyer für eine Debatte mit den Beschäftigten 



Im Materiallager Zeithain wird das gepanzerte Transportfahrzeug Boxer für seinen Einsatz in Afghanistan 
vorbereitet.Triebwerkstausch durch Mitarbeiter der Firma Krauss-Maffei Wegmann. 


Kolleginnen und Kollegen der beiden 
großen Gewerkschaften haben eine 
Anzahl von Anträgen zur Rüstungs¬ 
konversion entwickelt. Auf den Kon¬ 
gressen von ver.di und IG Metall im 
September bzw. Oktober werden sie 
beraten. Damit sie nicht in der Abstim¬ 
mungsmaschinerie verschwinden, müs¬ 
sen Delegierte dazu diskutieren um die 
Anträge bekannt zu machen. 

Nicht nur dort - sondern überall, 
auf allen Ebenen der Gewerkschaft, 
in der Friedensbewegung, in allen ge¬ 
sellschaftlichen Bereichen wo wir ver¬ 
treten sind - ist es zielführend, diese 
Anträge zu diskutieren. 

Umstellung von Rüstung und Mili¬ 
tär auf sozial nützliche und ökologisch 
sinnvolle Produktion und Dienstleis¬ 
tungen bei gleichzeitigem Erhalt der 
Arbeitsplätze ist ein gesamtgesell¬ 
schaftliches Anliegen. Niemand kann 
sich vor der Verantwortung drücken. 
Wir können diese Herkulesaufgabe 
nicht allein den Beschäftigten und ih¬ 
ren Gewerkschaften in Rüstungsindus¬ 
trie und Bundeswehr überlassen. Um 
Konzerne wie z.B. den neuen Rüstungs¬ 
riesen aus Krauss-Maffei Wegmann 
und Nexter „Newco 44 zur Konversion 
zu drängen, brauchen wir die gesamte 
Gesellschaft. Denn es geht den Eignern 
und Aktionären um Profite und den 
Herrschenden um militärische Macht. 

Nun gehen Gewerkschafterlnnen 
einen Schritt voran. Ihre Anträge zu 
lesen, ist eine weitgehend angenehme 
Lektüre. Auf der Bundesjugendkon¬ 
ferenz von ver.di wurde „Schluss mit 
der Rüstungsproduktion - Konversion 
jetzt 44 gefordert. Ein entsprechend be¬ 
schlossener Antrag wurde an den ver. 
di-Bundeskongress weitergeleitet. Da¬ 
rin wird ver.di aufgefordert, „sich für 
eine Verstaatlichung aller Rüstungs¬ 
unternehmen ohne Entschädigung, 
bei Erhalt aller Arbeitsplätze und Um¬ 
stellung auf zivile Produktion stark 44 zu 
machen. 

Auf dem Gewerkschaftstag der 
IG Metall werden 24 Anträge im Ka¬ 
pitel „Für eine aktive Friedenspolitik 44 
zu beraten sein. 18 davon befassen sich 
mit Rüstungskonversion, Diversifikati¬ 
on und Rüstungsexporten. Ein überein¬ 
stimmendes Anliegen in den Anträgen 
ist der Arbeitsplatzerhalt für die betrof¬ 
fenen Kolleginnen bei Umstellung von 
Rüstung auf zivile Produkte. 

Die Aufforderung an den IGM- 
Vorstand, mit eigenen Aktivitäten eine 
breite Debatte über Rüstungskonversi¬ 
on und Diversifikation in der IGM und 
im DGB anzustoßen, ist unübersehbar. 
Viele Anträge gehen damit über den 
vom Vorstand vorgelegten Entschlie¬ 
ßungstext hinaus, der sich lediglich an 
die Politik wendet: „Die Beschäftigten 
der Wehr- und Sicherheitsindustrie ha¬ 
ben ein Recht auf Planungssicherheit. 
Hier ist vor allem die Politik gefordert, 


alternative Projekte und die Erschlie¬ 
ßung ziviler Märkte voranzutreiben. 44 

In den Anträgen werden Initiativen 
vom Vorstand der IGM verlangt, u.a.: 

★ Entwicklung eines industriepoli¬ 
tischen Konzepts zur Konversion und 
Diversifikation gemeinsam mit den Be¬ 
triebsräten und Vertrauensleuten der 
Rüstungsbetriebe. Die Beschäftigten der 
betroffenen Betriebe sind in eine nach¬ 
haltige Konversionsdebatte einzubinden 
und Wissenschaftlerlnnen zu beteiligen 

★ eine Koordinierungsstelle Kon¬ 
version und Umstellungsausschüsse 
bzw. Arbeitskreise „Alternative Ferti¬ 
gung 44 auf allen Ebenen der IG Metall 
einzurichten 

★ eine Fachtagung zum Thema 
Rüstungskonversion zu organisieren 
und konkrete Projekte zur Rüstungs¬ 
konversion zu starten mit schrittweiser 
Umstellung auf zivile Güter mit evtl. 
Arbeitszeitverkürzung, um Arbeits¬ 
plätze zu sichern 

★ das vorhandene „Aktionspro¬ 
gramm Rüstungskonversion 44 zu aktu¬ 
alisieren 

★ die Produktion von Drohnen, die 
zur Kriegsführung geeignet sind, abzu¬ 
lehnen 

★ den Strukturwandel in der Bran¬ 
che zu begleiten. 

Auf Rüstungsunternehmen soll ein¬ 
gewirkt werden, dass 

★ paritätisch besetzte Umstellungs¬ 
ausschüsse aus Arbeitnehmervertre¬ 
tungen und Arbeitgebern eingerichtet 


werden, die die Möglichkeit zur Um¬ 
stellung untersuchen und die Durch¬ 
setzung einleiten 

★ sie sich von Rüstungsaufträgen 
unabhängig machen. 

Bei der Bundesregierung soll der 
Vorstand sich dafür einsetzen, dass 

★ die Rüstungsausgaben deutlich 
gesenkt werden 

★ Rüstungsexporte in Krisenländer 
unterlassen werden, eine gesetzliche Ein¬ 
schränkung erfolgt und schließlich Rüs¬ 
tungsexporte ganz abgeschafft werden 

★ Rüstungsexporte nicht mit Steu¬ 
ergeldern finanziert werden 

★ Rüstungskonversion und Diversi¬ 
fikation sollen mit einem Fonds unter¬ 
stützt werden, in dem auch Betriebsräte 
und IG Metall antragsberechtigt und im 
Fondsbeirat vertreten sind. So soll ein 
sozial flankierter Strukturwandel erfol¬ 
gen, den die Beschäftigten mitgestalten 
können und der nicht zu ihren Lasten 
geht 

★ ein Branchenrat bzw. ein institu¬ 
tionalisierter industriepolitischer Dia¬ 
log von Regierung, Unternehmen, Wis¬ 
senschaft, Gewerkschaft und Betriebs¬ 
räten geschaffen wird, um Themen der 
Sicherheits- und Wehrtechnischen In¬ 
dustrie zu bearbeiten 

★ Planungssicherheit für Unter¬ 
nehmen und Beschäftigte bezüglich 
der Ausrüstung der Bundeswehr ge¬ 
schaffen wird 

Nun ist ja bekannt, dass Anträge 
das eine, Handeln aber das andere ist. 


Ein Anstoß für die Möglichkeiten der 
Konversion ohne Arbeitsplatzabbau 
wäre eine breit getragene Debatte auf 
jeden Fall. Zu den Anträgen organi¬ 
sierte Veranstaltungen auf Ortsebe¬ 
ne - mit oder ohne Delegierte - wer¬ 
den die Konversionsdiskussion auch 
innerhalb der betroffenen Beschäf¬ 
tigten unterstützen. Bei den örtlichen 
Gewerkschaften wird man die Anträge 
erhalten können. 

Es ist ein heißes Eisen für die 
IG Metall, „den Widerspruch zwischen 
dem friedenspolitischen Engagement 
der Gewerkschaften und dem Erhalt 
der Arbeitsplätze aufzuheben 44 Wün¬ 
sche nach Maßnahmen wie „die Kon¬ 
solidierung der notwendigen wehr¬ 
technischen Industrie in Europa zu 
begleiten und Vorschläge für die Wei¬ 
terentwicklung zu machen 44 , machen 
das deutlich. An anderer Stelle heißt 
es: „Innerhalb der Branche nimmt die 
Verunsicherung wegen der Streichung 
bzw. Streckung von BeschaffungsVor¬ 
haben der Bundeswehr zu. Wenn in 
Deutschland der Spielraum künftig 
enger wird, wird sich die Aufmerksam¬ 
keit verstärkt auf die Auslandsmärkte 
richten. 44 

Wir sollten die Konversionsdebat¬ 
te auf den Gewerkschaftskongressen 
nutzen, um sie über die Delegierten 
hinaus bekannt zu machen. Mit ihr 
können wir unseren Kolleginnen der 
Branche Wege jenseits von Rüstungs¬ 
produktion und Arbeitslosigkeit zei¬ 
gen. 

Anne Rieger 


Müde? 

Nach Angaben des „Gender Daten 
Portals 44 des Wirtschafts- und Sozial¬ 
wissenschaftlichen Instituts der Hans- 
Böckler-Stiftung (HBS) sind vollzeit¬ 
beschäftigte Frauen - insbesondere 
mit Kindern unter 18 Jahren im Haus¬ 
halt - deutlich häufiger von Müdigkeit 
sowie körperlicher und emotionaler 
Erschöpfung betroffen als Männer. 
Für Männer lasse sich je nach Um¬ 
fang der Arbeitszeit demnach kaum 
ein Unterschied nach weisen, während 
die Müdigkeit bei Frauen mit steigen¬ 
der Arbeitszeit deutlich zunehme. Für 
Männer völlig überraschend nehmen 
die Forscherinnen des WSI an, dass 
die „besondere Erschöpfung von voll¬ 
zeitbeschäftigen Frauen im Wesentli¬ 
chen aus ihrer doppelten Verantwor¬ 
tung in Beruf und Familie resultiert 44 . 

Prekär? 

Vor allem Frauen sind von den Folgen 
von Leiharbeit, Teilzeitarbeit, befris¬ 
teter Arbeit oder Minijobs betroffen. 
Irene Gerlach, Regina Ahrens, Inga 
Laß und Henning Heddendorp vom 
Forschungszentrum Familienbewuss¬ 
te Personalpolitik haben in einer Stu¬ 
die für die HBS herausgefunden, dass 
diese Formen der Arbeit nicht nur zu 
niedrigeren Löhnen führen, sondern 
sich auf das Privat- und Familienleben 
auswirken. 

So seien Frauen, die ihre Arbeits¬ 
zeit zugunsten der Familie reduzier¬ 
ten, häufig abhängiger von ihrem 
Partner und im Falle einer Trennung 
schlechter abgesichert. Hinzu kom¬ 
me, dass sich nicht verheiratete Paare 
häufiger trennen, wenn beide Partner 
atypische Jobs haben. 

Die Wissenschaftler/innen gehen 
von derzeit rund 13 Millionen prekär 
Beschäftigten in Deutschland aus. Da¬ 
mit ist die Zahl stark gestiegen, 2012 
waren es fünf Millionen weniger. 

Bildung? 

2014 hat die IG Metall 5,5 Prozent ih¬ 
rer Beitragseinnahmen von 515,7 Mil¬ 
lionen Euro für die Bildungsarbeit 
verwendet. Diese Zahl nannte Irene 
Schulz, geschäftsführendes Vorstands¬ 
mitglied der IG Metall und zuständig 
für die Bildungsarbeit in einem von der 
Gewerkschaft veröffentlichten Inter¬ 
view. Auf regionaler und zentraler ha¬ 
ben demnach über 90 000 Kolleginnen 
und Kollegen die Seminarangebote der 
IG Metall wahrgenommen. Themen wa¬ 
ren u.a. Tarifpolitik, Arbeitsgestaltung 
und Arbeits- und Gesundheitsschutz. 

Berlin? 

Im Herbst 2015 geht die Auseinander¬ 
setzung um die Handels- und Investi¬ 
tionsabkommen TTIP und CETA in 
die heiße Phase. Der DGB beginnt 
dort, wo die Zeit der Schulferien be¬ 
endet ist, bereits mit der Mobilisierung 
für die Großdemo „TTIP und CETA 
stoppen! - Für einen gerechten Welt¬ 
handel! 44 am 10. Oktober in Berlin 

In Dortmund werden beispielswei¬ 
se erste Anmeldungen für Busse ange¬ 
nommen. 

Ob und wie viele Busse bestellt wer¬ 
den, wird auch von der Zahl der An¬ 
fragen aus den Einzelgewerkschaften 
abhängen. 

Als Materialien zur Mobilisierung 
wird von der DKP eine UZ Extra he¬ 
rausgegeben. Weitere Materialien wie 
Plakate, Aufkleber, usw. sowie eine 
Bus-Mitfahrbörse gibt es unter: 
www. ttip-demo. de 
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Für totale atomare Abrüstung 

„Hiroshima und Nagasaki mahnen - 
Atomwaffen raus aus Büchel“ forder¬ 
ten Mitglieder und Freunde der Bad 
Kreuznacher DKP am Nachmittag des 
7. August in der Fußgängerzone der Ba¬ 
destadt. Sie erinnerten mit 300 verteil¬ 
ten Extras ihrer Stadtzeitung „der fun¬ 
ke“ und einem halben Dutzend selbst¬ 
gemalter Umhängeschilder daran, dass 
auf dem rund 100 Kilometer entfernten 
Luftwaffenstützpunkt Büchel in der Ei¬ 
fel 20 US-amerikanische Atombomben 
gelagert werden. „Abzug statt Moderni¬ 
sierung“ war auch 2015 die Forderung, 
nachdem im Vorjahr bekannt geworden 
war, dass die Massenvernichtungsmittel 
vom Typ B-61 mit neuen Lenksystemen 
ausgestattet werden sollen, die sie zum 
Erstschlag gegen verbunkerte Ziele 
prädestinieren. 70 Millionen Euro soll 
das nach Medienmeldungen den deut¬ 
schen Steuerzahler kosten. Eingesetzt 
werden sollen diese Atombomben im 
„Ernstfall“ von deutschen Kampfflug¬ 
zeugen im Rahmen der sogenannten 
atomaren Teilhabe. 

Die Aktionen der Bad Kreuz¬ 
nacher DKP zu den Jahrestagen der 
Atombombenabwürfe auf japanische 
Städte haben eine lange Tradition, die 
auch aktuelle Temperaturen von fast 
40 Grad nicht unterbrechen konnten. 
Auch das Auftreten mit selbstgemach¬ 
ten Umhängeschildern, vor Jahren aus 
der Not geboren wegen horrender Ge¬ 
bühren für Infostände, bewährte sich 
wieder. Passanten sehen sofort, wer da 
steht und um was es geht, einige suchen 
das Gespräch, notorische Flugblattweg¬ 
werfer nehmen erst gar keine. 

Der „funke“ wies darauf hin, dass 
die Verurteilung des Atombomben¬ 
einsatzes als eines militärisch nicht ge¬ 
rechtfertigten barbarischen Aktes und 
einer Machtdemonstration gegenüber 
der Sowjet-Union, langjährig als kom¬ 
munistische Propaganda abgetan, auch 
in den Mainstream-Medien mittlerwei¬ 
le als gerechtfertigt gilt. Angesichts der 
Gefahr einer Ausweitung des Ukrai¬ 
nekonflikts schrieben die Bad Kreuz¬ 
nacher Kommunistinnen: „Uns genügt 
es nicht, nach weiteren 70 Jahren als die 
zu gelten, die damals doch Recht hat¬ 
ten. Auch deshalb gehen wir hier und 
heute auf Bad Kreuznachs Straßen für 
eine totale atomare Abrüstung. Wir be¬ 
anspruchen hier kein Monopol: werden 
auch Sie aktiv für Frieden und Abrüs¬ 
tung, in Ihrer Partei, Gewerkschaft, Kir¬ 
chengemeinde usw.“ Volker Metzroth 

Bundessicherheitsbehörden 
verletzen Grundrechte 

„Die Zahl gespeicherter Personen bei 
den Bundessicherheitsbehörden hat 
sich auch nach kritischen Hinweisen der 
Bundesdatenschutzbeauftragten nicht 
verringert. Damit bleiben die Zweifel 
daran, dass die Dateien von Bundeskri¬ 
minalamt und Verfassungsschutz den 
wesentlichen datenschutzrechtlichen 
Bestimmungen entsprechen, bestehen“, 
erklärt die innenpolitische Sprecherin 
der Fraktion „Die Linke“, Ulla Jelpke, 
zur Antwort der Bundesregierung auf 
eine Kleine Anfrage zu „Staatsschutz¬ 
dateien von Sicherheitsbehörden des 
Bundes“. Jelpke weiter: „Die Bundes¬ 
datenschutzbeauftragte hat bereits vor 
drei Jahren und erneut vor wenigen Wo¬ 
chen darauf hingewiesen, dass in Datei¬ 
en von BKA und BfV eine hohe Anzahl 
von Personen zu Unrecht gespeichert 
war. Betroffen waren dabei vor allem 
Dateien mit angeblichen Linksextre¬ 
misten, die gar keine waren. Erst zwei 
Jahre nach den ersten Hinweisen hat 
das BKA mit einer Bereinigung 4 sei¬ 
ner Dateien begonnen. So wurden aus 
der Datei,Internationaler Terrorismus 4 
von insgesamt 8170 sogenannte Person/ 
Ereignis-Beziehungen 6 815 gelöscht, 
weil ihre Speicherung als rechtswidrig 
erkannt wurde. Insgesamt hat es aber 
nur in drei von 18 Staatsschutz-Datei¬ 
en solche Bereinigungen gegeben. Die 
Gesamtzahl der gespeicherten Personen 
hat bei dieser Prüfung nicht abgenom¬ 
men. Die Datei ,Innere Sicherheit 4 ist 
sogar von 89000 auf rund 100000 Ein¬ 
träge gewachsen. Bedenken weckt auch 
die hohe Zahl von Kontakt- und Be¬ 
gleitpersonen sowie sogenannter Prüf¬ 
fälle, die etwa in der Datei,Internatio¬ 
naler Terrorismus 4 über die Hälfte der 
16000 Einträge ausmachen.“ 
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Krebs durch 

Bundesinstitut wird Nähe zur 


Glyphosat? 

Industrie vorgeworfen 



I st das Unkrautvernichtungsmittel 
Glyphosat krebserregend? Diese 
Frage hat nun offiziellen Charakter 
bekommen. Kürzlich stufte die Krebs¬ 
behörde der Weltgesundheitsorganisa¬ 
tion (IARC) als „wahrscheinlich krebs¬ 
erregend für den Menschen“ ein. Dem 
widersprach das Bundesinstitut für Ri¬ 
sikobewertung (BfR). 

Der Streit der Institute kommt für 
die Industrie zu einem denkbar un¬ 
günstigen Zeitpunkt. In diesem Jahr 
läuft die Zulassung von Glyphosat in 
der EU aus, und mehrere Anbieter ha¬ 
ben eine Verlängerung der Zulassung 
beantragt. Ende des Jahres will die EU- 
Kommission entscheiden, ob das Mit¬ 
tel für weitere zehn Jahre in der Euro¬ 
päischen Union auf Äckern versprüht 
werden darf. Im Zuge des Verfahrens 
ist das BfR damit befasst, für die EU- 
Risikobehörde Efsa eine wissenschaft¬ 
liche Neubewertung vorzunehmen. 

Die IARC sieht Krebsgefahren vor 
allem an Tierversuchen bestätigt und 
auch „begrenzte“ Belege für Gefah¬ 
ren für den Menschen. Im Fachmagazin 
Lancet Oncology veröffentlichten die 


Missbildungen bei Tieren 


Experten ihre Ergebnisse: Es sei „wahr¬ 
scheinlich krebserzeugend für den Men¬ 
schen“. Sie begründen ihre Einschät¬ 
zung mit aktuellen Untersuchungen aus 
Schweden, Kanada und den Vereinigten 
Staaten. Demnach hätten Personen, die 
direkt mit der Chemikalie in Berüh¬ 
rung gekommen waren, im Vergleich zu 
Menschen ohne Glyphosatkontakt ein 
erhöhtes Risiko, an Lymphdrüsenkrebs 
zu erkranken. Zudem zeigten Versuche 
bei Mäusen und Ratten „ausreichende 
Belege“ für die Krebsgefahr. 

Dem widersprach das BfR: „Nach 
dem derzeitigen Stand der Wissen¬ 
schaft ist bei bestimmungsgemäßer An¬ 
wendung von Glyphosat kein gesund¬ 
heitliches Risiko für den Menschen zu 
erwarten“, teilten dessen Experten laut 
Frankfurter Allgemeinen Sonntags Zei¬ 
tung mit. Alle Bewertungsbehörden in 
der EU und in Nordamerika kämen 
zur gleichen Einschätzung wie das BfR. 
Selbst das bei der WHO beheimatete 
Gremium „Joint Meeting on Pesticide 


Residues“ (JMPR), teile diese Auffas¬ 
sung. Vertreter des IARC bestätigten 
dies, fügten aber hinzu, dass es sich da¬ 
bei um eine ältere Einschätzung han¬ 
dele. 

NGOs und Politiker der Grünen 
greifen das BfR wegen seiner Einschät¬ 
zung an. Die Einrichtung orientiere sich 
an „Interessen der Industrie“, sagte bei¬ 
spielsweise der Grünen-Agrarpolitiker 
Martin Häusling. Gänzlich von der 
Hand zu weisen, ist diese Kritik nicht, 
auch wenn Behördenleiter Andreas 
Hensel hinter der Kritik eine politi¬ 
sche Kampagne sieht. Das BfR stützt 
sich nämlich bei seiner Beurteilung der 
Giftigkeit u.a. auf Studien, die von der 
Glyphosat Task Force (GTF) vorausge¬ 
wählt wurden. Die GTF ist ein Zusam¬ 
menschluss von Agrarchemiefirmen 
wie Monsanto Europe, Syngenta und 
Dow. Sie gaben dem BfR nicht nur Zu¬ 
sammenfassungen wissenschaftlicher 
Fachpublikationen, sondern auch teils 
unter Verschluss gehaltene Auftrags¬ 
studien. Hensel weist den Vorwurf von 
der Industrie beeinflusst zu sein, zurück: 
Sämtliche zugrunde liegenden Quellen 
seien unabhängig geprüft und bewertet 
worden. Darunter seien auch Studien 
und Kommentare gewesen, die Bürger, 
Wissenschaftler und NGOs einreichen 
konnten. „Inwieweit diese Beiträge be¬ 
rücksichtigt wurden, ist bisher unklar“, 
sagt Peter Clausing, Toxikologe beim 


Pestizid Aktionsnetzwerk Germany, 
einer industriekritischen NGO. Kurt 
Straif, Leiter des Prüfungsgremiums bei 
der IARC, fügte an, zahlreiche Studien, 
welche die IARC als relevant betrachte, 
seien „vom BfR offensichtlich bislang 
nicht berücksichtigt worden“. 

Hinweise über die Schädlichkeit des 
Mittels hat es schon lange gegeben. So 
hegten Milchbauern schon lange den 
Verdacht, das Mittel mache die Kühe 
krank. Mit dem Kraftfutter aus Ameri¬ 
ka wird es an die Tiere verfüttert. Tier¬ 
versuche hatten ergeben, dass Missbil¬ 
dungen bei Tieren auftreten, die der 
Chemikalie direkt ausgesetzt sind. Eine 
argentinische Studie berichtete von 
Fehlbildungen bei menschlichen Emb¬ 
ryonen, und aus Südamerika ist zu hö¬ 
ren, Kinder in der Nähe von Soja- und 
Maisplantagen würden auffällig häufig 
an Krebs erkranken. 

Das wundert Monika Krüger, Tier¬ 
ärztin und Mikrobiologin, überhaupt 
nicht. Die emeritierte Institutsleiterin 
der Universität Leipzig sagt: „Glypho¬ 
sat ist ein Hormonzerstörer.“ Selbst 
niedrige Konzentrationen der Che¬ 
mikalie und seines Abbauprodukts 
könnten schädlich sein. Immerhin sei 
die Chemikalie ein Komplexbildner, 
der Nährstoffe sehr leicht bindet und 
dadurch auch die Aufnahme von wich¬ 
tigen aromatischen Aminosäuren blo¬ 
ckiert. Glyphosat hätte auch eine anti- 
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bakterielle Wirkung: Es töte im Darm 
vor allem die nützlichen Bakterien und 
verschone die schädlichen. „Die sind 
nämlich gegen Glyphosat resistent“ 
Das führe wiederum zu chronischen 
Darmerkrankungen. 

Glyphosat ist für die Hersteller ein 
profitträchtiges Geschäft. Weltweit set¬ 
zen sie gut 720 000 Tonnen des Stoffs 
ab - und kassieren dafür etwa 5,5 Mil¬ 
liarden Dollar. In Deutschland wird es 
auf 40 Prozent aller Äcker verwendet. In 
anderen Ländern ist es weiter verbrei¬ 
tet; vor allem dort, wo der Anbau gen¬ 
technisch veränderter Pflanzen erlaubt 
ist. Der US-amerikanische Agrarkon¬ 
zern Monsanto hat es entwickelt und 
1970 patentieren lassen. Seit 2000 gibt es 
mehrere Dutzend zugelassener Glypho- 
satpräparate auf dem deutschen Markt. 

Für Bauern ist seine Anwendung 
lohnend. Vor der Aussaat wird es auf 
den Acker gebracht, wo es alle Unkräu¬ 
ter tötet. Das spart viel Geld und Zeit, 
die man ansonsten für mechanische 
Unkrautbeseitigung aufwenden müss¬ 
te. Noch effizienter wird es in Zusam¬ 
menhang mit genetisch veränderten 
Pflanzen: Die Bauern können sprühen, 
wann immer sie wollen und das Getrei¬ 
de bleibt verschont, weil es gegen das 
Mittel resistent ist. Mancherorts wird 
es sogar großflächig mit Flugzeugen 
versprüht. 

Doch wo Licht, da auch Schatten 
ist: Anders als von den Herstellern 
versprochen, verliert das Mittel zuneh¬ 
mend seine Wirkung. „In Nordameri¬ 
ka bilden sich immer häufiger Resisten¬ 
zen gegen Glyphosat“, sagt die Biologin 
Angelika Hilbeck von der ETH Zü¬ 
rich. Auf Mais- und Baumwollplanta- 
gen sprießen deshalb die unerwünsch¬ 
ten Superunkräuter. Die Bauern sind 
gezwungen, immer mehr zu sprühen - 
und nur die Chemiekonzerne profitie¬ 
ren davon. 

Glyphosat wird im Boden durch na¬ 
türliche Prozesse abgebaut, was meh¬ 
rere Wochen bis Monate dauern kann. 
Dennoch kommen alle mit dem Mittel 
in Berührung. Es lässt sich in den Bö¬ 
den, im Wasser, in Lebensmitteln und 
im menschlichen Organismus nachwei- 
sen. Je öfter das Mittel gespritzt wird, 
desto höher sind auch die Rückstände. 

Matthias Lindner 


Äußerst gesprächsfreudige Angeklagte 

Der IS-Prozess in Celle 


Rund 720 Personen sind laut Behörden¬ 
angaben seit 2011 von der BRD aus in 
den Irak, bzw. nach Syrien gereist, um 
sich dort dem Islamischen Staat (IS) an¬ 
zuschließen. Vermutlich 90 von ihnen 
überlebten dieses fragwürdige Aben¬ 
teuer nicht, 230 sollen inzwischen zu¬ 
rückgekehrt sein, 50 davon mit Kampf¬ 
erfahrung. Von den insgesamt mehr als 
700 ausgereisten Personen sind zirka 
10 Prozent weiblich, davon wiederum 
40 Prozent jünger als 25 Jahre, jede 6. 
von ihnen ist minderjährig. 

Laut Angaben des Bundesam¬ 
tes für Verfassungsschutz (VS) lebten 
etwa 60 der jungen Männer vor ihrer 
Ausreise in Hamburg, knapp halb so 
viel in Schleswig-Holstein, und 20 im 
niedersächsischen Wolfsburg, das sich 
den Ruf „IS-Hochburg“ erworben hat. 
Sieben der aus Wolfsburg Ausgereisten 
sind im „Heiligen Krieg“ gefallen, zwei 
müssen sich jetzt vor dem Oberlandes¬ 
gericht Celle wegen § 129b, Mitglied¬ 
schaft in einer terroristischen Vereini¬ 
gung im Ausland, verantworten. Ihnen 
drohen bis zu 10 Jahren Haft. 

Ayoub B. (27) und Ebrahim B. (26), 
sind nicht die ersten zurückgekehrten 
Gotteskrieger, die vor Gericht stehen. 
Aber sie sind die ersten, die mit den hie¬ 
sigen Behörden kooperieren und sich 
auch beim Prozess äußerst gesprächs¬ 
freudig zeigen. Ayoub B. hat sich di¬ 
rekt nach seiner Wiedereinreise noch 
am Flughafen Hannover der Polizei 
gestellt. 


Vor seiner Abreise arbeitete er bei 
VW in Wolfsburg. Eigentlich habe er 
seinen Urlaub in Tunesien verbringen 
und dort heiraten wollen, schreiben 
verschiedene Medien. Überraschend 
habe er die Auszeit vorgezogen und 
sich auf den Weg gemacht. Allerdings 
nicht nach Tunesien, getrieben von 
Sehnsucht nach seiner Liebsten, son¬ 
dern zum IS, um dort den Koran zu 
studieren, wie er jenen Medien gegen¬ 
über betonte. Eigentlich habe er nicht 
als besonders religiös gegolten, bis er 


Lieber gefeiert als gebetet 


den IS-Anwerber Yassin O. traf und - 
wie er sagte - dessen Charisma erlegen 
sei. Eigentlich habe er sich keine Illu¬ 
sionen über den IS gemacht, glaubte 
aber an die Möglichkeit, dort in Ruhe 
und Frieden religiösen Studien nachge¬ 
hen zu können. Oder wollte es glauben. 

Vor etwa einem Jahr kehrte er aus 
Syrien zurück, fünf Monate später wur¬ 
de er verhaftet und unter Anklage ge¬ 
stellt. Ihm wird vorgeworfen, von Mai 
bis August 2014 in einem IS-Lager in 
Syrien ausgebildet worden zu sein, Tote 
und Verletzte vom Schlachtfeld gebor¬ 
gen und Kämpfer für den IS geworben 
zu haben. 

Die Eltern von Ebrahim B. sind 
wie der Vater von Ayrup B. aus Tune¬ 
sien eingewandert. Beide Väter arbei¬ 
ten bei VW in Wolfsburg. Ebrahim B. 


ist ausgebildeter Massagetherapeut, 
und mit Religion hatte auch er eigenen 
Angaben zufolge nichts am Hut, er hat 
lieber gefeiert als gebetet. Bis er vor 
zwei Jahren auf Anwerber O. traf, den 
der Mitangeklagte Ayrup B. als „cha¬ 
rismatisch“ beschreibt. Auch Ebrahim 
B. erliegt diesem Charisma, vermutlich 
weil er zu dem Zeitpunkt eine schwe¬ 
re Zeit durchlebt und im Glauben und 
in der Gemeinschaft Halt findet. Als O. 
ihm noch schnelle Autos und vier Ehe¬ 
frauen versprach, war Ebrahim B. be¬ 
reit, sich auf den Weg nach Syrien zu 
machen. Wenngleich auch ihm eige¬ 
nen Angaben zufolge völlig fern lag, 
Kampfhandlungen zu begehen. 

Die Realität in Syrien war ernüch¬ 
ternd. Das schilderten beide unabhän¬ 
gig voneinander. Statt Ruhe, Besinn¬ 
lichkeit und Koran-Studien oder gar 
schnellen Autos und willigen Ehefrau¬ 
en wurden sie demnach ideologisch 
und militärisch auf den Krieg gedrillt, 
und schließlich vor die Wahl gestellt, 
entweder Kämpfer oder Selbstmord¬ 
attentäter zu werden. 

Deshalb flohen beide - ebenfalls 
unabhängig voneinander. Ihre Erfah¬ 
rungen wollen sie nun weitergeben, 
und potentielle IS-Kandidaten vor der 
harten Realität warnen. Ihnen genau 
die Tatsachen zu schildern, die von An¬ 
werbern wie Yassin O. gern verschwie¬ 
gen werden. 

Die Behörden sind mit der Ver¬ 
hinderung der Ausreise von IS-Sym- 


pathisanten offenbar komplett über¬ 
fordert. Obwohl Reisepässe und seit 
diesem Jahr auch Personalausweise 
von potentiell Gefährdeten eingezo¬ 
gen werden können, geht die Ausrei¬ 
se munter weiter: 20 Männer, deren 
Reisepass eingezogen worden war, 
konnten trotzdem verschwinden. Der 
Vermutung nach sind sie nach Syrien 
ausgereist - zwei Männer aus Hessen 
sogar trotz elektronischer Fußfessel. 
Die Anzahl derer, deren Reisedoku¬ 
mente von den Behörden einkassiert 
wurden, scheint beträchtlich: allein in 
Hamburg wurde bislang 19 Männern 
der Pass entzogen. 

Der IS-Prozess in Celle ist aufgrund 
der zu erwartenden Informationen ein 
Medienereignis. Ein Medium ist aller¬ 
dings inzwischen ausgeschlossen: Bild, 
de. Das Gericht entzog die Akkreditie¬ 
rung, nachdem Bild.de die beiden An¬ 
geklagten unverpixelt gezeigt hatte. Ju¬ 
lian Reichelt, Chefredakteur von Bild, 
de , beschwerte sich in sozialen Netz¬ 
werken im Internet, sie seien vom Pro¬ 
zess ausgeschlossen worden, „weil wir 
die Terroristen gezeigt haben“. Das Ge¬ 
bot der Unschuldsvermutung, das auch 
für Ayrup B. Und Ebrahim B. gilt, und 
aufgrund dessen sie dann als „Terroris¬ 
ten“ tituliert werden können, wenn sie 
rechtskräftig als solche verurteilt sind, 
hat sich bis in die £z7d-Redaktion of¬ 
fensichtlich noch nicht rumgesprochen 

Birgit Gärtner 
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Berliner Spitzen 

Ein Zuchtmeister namens Kauder, ein Zählkandidat namens Gabriel 


S pitzenmann der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion ist Volker Kau¬ 
der. Der Fraktionsvorsitzende 
hat dafür zu sorgen, dass die Kanzle¬ 
rin Beifall, Zustimmung und immer 
eine Mehrheit bekommt. Kauder hat 
sich da seit 2005 bewährt. Doch ins¬ 
besondere in den Auseinandersetzun¬ 
gen über die Europapolitik, den „Ret¬ 
tungsschirm“ und insbesondere um 
die sogenannten Griechenland-Hilfen 
hat er als Konsensbeschaffer Beulen 
bekommen. Schon 2010 lehnten fünf 
Abgeordnete seiner Fraktion das „ers¬ 
te Griechenland-Paket“ ab. Beim zwei¬ 
ten waren es schon dreißig. Und bei der 
im Juli geführten Debatte, ob denn 
überhaupt mit den Griechen über ein 
neues Paket verhandelt werden solle, 
waren bereits 60 Unionsabgeordnete 
dagegen - immerhin 20 Prozent der 
Fraktion. Und jetzt, 14 Tage vor der 
Abstimmung über ein drittes Paket, 
ist er äußerst dünnhäutig und nervös 
geworden. 

In einem Interview drohte er even¬ 
tuellen Abweichlern. „Diejenigen, die 
mit Nein gestimmt haben, können nicht 
in Ausschüssen bleiben, in denen es da¬ 
rauf ankommt, die Mehrheit zu behal¬ 
ten: etwa im Haushalts- oder Europa¬ 
ausschuss.“ Erklärend fügte er hinzu, 
dass die Unionsfraktion Abgeordnete 
in Bundestagsausschüsse entsendet, 
die dort die Meinung der Fraktion ver¬ 
treten sollen. Doch wen kann er mit 
seiner Drohung, die heftigen Wider¬ 
spruch durch Bundestagsabgeordnete 
der Unionsparteien gefunden hat, ge¬ 
meint haben? 

Damit könnte der CDU-Abgeord¬ 
nete Detlef Seif gemeint sein, Obmann 
im Ausschuss für die Angelegenheiten 
der Europäischen Union in der Frakti¬ 
on. Der hatte mit Nein gestimmt und 
zu Kauders Maßregelung erklärt: „Der 
Ausschluss, die Herabsetzung, die Be¬ 
strafung von Fraktionsmitgliedern 


wirkt kontraproduktiv.“ Davon seien 
nicht nur 60 Bundestagsabgeordnete 
der Union betroffen, sondern das „ge¬ 
samte Klima“. Und weiter: „Eine solche 
Ansage, dass diejenigen, die nicht der 
Fraktion folgen, wichtige Ausschüsse 
verlieren - ich glaube, das ist einmalig 
in unserer Partei, in unserer Fraktion - 
zumindest, dass es öffentlich so doku¬ 
mentiert wird.“ 

Gemeint sein könnte auch Freiherr 
Christian von Stetten, der im Bundes¬ 
vorstand der CDU die Mittelstands¬ 
und Wirtschaftsvereinigung repräsen¬ 
tiert. Der widersprach Kauder so: „Das 
ist eine Drohung, die ich nicht nachvoll¬ 
ziehen kann und die mich auch nicht 
beeindruckt. Ich bin ein frei gewählter 
Abgeordneter und lasse mich in einer 
solch wichtigen Frage wie die Grie¬ 
chenland-Hilfe von niemandem unter 
Druck setzen.“ 

Gemeint sein könnte auch Veronika 
Bellmann, die schon 2011 ihre Zustim¬ 
mung zu den Milliardentransfers nach 
Griechenland verweigerte. Die hält es 
zwar für legitim, dass ein Fraktionschef 
versuche, „seine Truppe zusammenzu¬ 
halten“. Drohungen und Sanktionen 
stünden aber nicht in der Fraktions¬ 
ordnung. „Wenn immer alle Nein-Sa- 
ger entmachtet werden, hat die Union 
bald ein Besetzungsproblem.“ 

Gemeint sein könnte auch Alexan¬ 
der Funk, der die Unionsparteien im 
Ausschuss für Verkehr und digitale In¬ 
frastruktur vertritt. Mit diesen Äuße¬ 
rungen disqualifiziere sich Kauder „als 
Vorsitzender“. Seine Einlassungen sei¬ 
en „für jeden Vertreter der parlamenta¬ 
rischen Demokratie erschreckend und 
beschämend.“ Schon 2013 habe Kauder 
unliebsame Abgeordnete abgestraft. 
Jetzt solle diese Methode offenbar zum 
Prinzip der Fraktion werden. 

Einer, der diese Praxis konkret 
erfahren hat, ist Klaus-Peter Willsch. 
Er war einer der fünf Bundestagsab¬ 


geordneten der Union, die das erste 
Griechenland-Paket abgelehnt hat¬ 
ten. Er lehnte auch das zweite ab und 
war bis 2013 Vorsitzender des Haus¬ 
haltsausschusses. Danach durfte er die 
Unionsparteien nicht mehr vertreten. 
Trocken meinte er vor wenigen Ta¬ 
gen zu Kauders Äußerungen: „Das ist 
doch wenigstens ein ehrliches Wort. 
Nach der Neuwahl 2013 wurde im¬ 
mer behauptet, unser Rausschmiss 
aus dem Haushaltsausschuss hätte 
mit unserem Abstimmungsverhalten 
nichts zu tun.“ 

Kauder wird am Ende des Mo¬ 
nats August genauer wissen, was er als 
Zuchtmeister der Fraktion erreichen 
kann. Von Mitgliedern des Fraktions¬ 
führungszirkels soll zu hören gewesen 
sein, dass Kauders Nerven blank liegen, 
„er greift zum letzten Mittel.“ Doch um 
das Abstimmungsergebnis der Koaliti¬ 
on braucht er sich nicht zu sorgen. Da 
hat er mit der SPD einen Koalitions¬ 
partner, der sich völlig dem neolibera¬ 
len Kurs und der Austeritätspolitik un¬ 
terworfen hat. 

★ 

Der Spitzenmann der SPD ist bekannt¬ 
lich Sigmar Gabriel, der zum Partei¬ 
vorsitzenden gewählt wurde, um die 
SPD aus den schmählichen und kata¬ 
strophalen Wahlniederlagen infolge 
der Agendapolitik herauszuführen. Er 
sieht für sich die Aufgabe, das Profil 
der SPD gegenüber der CDU/CSU zu 
schärfen und eine SPD-geführte Re¬ 
gierung anzustreben. Man muss Gab¬ 
riel zugestehen: Er hat viel versucht, 
um mit Zukunftswerkstätten, mit dem 
Kanzlerkandidaten Peer Steinbrück, 
mit Konvents und mit anderen Neue¬ 
rungen, die SPD voran zu bringen - ge¬ 
glückt ist ihm fast nichts. 

Die SPD kommt seit den Agenda- 
Jahren nicht aus dem 25-Prozent-Kel¬ 


ler. Aktuelle Meinungsfragen besagen: 
24 Prozent SPD, 43 Prozent CDU/CSU, 
je 10 Prozent für die Grünen und Die 
Linke, je vier Prozent für FDP und 
AfD. Den Juniorpartner in der GroKo 
hat die Chefin also voll im Griff. Will 
die SPD überhaupt raus aus einer Gro¬ 
Ko oder will sie sich weiterhin in der 
GroKo wohlfühlen? 

In dem Sommer-Interview mit 
Torsten Albig, dem Ministerpräsiden¬ 
ten von Schleswig-Holstein, hat dieser 
klar ausgedrückt, dass die Weiterfüh¬ 
rung einer GroKo nach der Bundes¬ 
tagswahl erstrebenswert für die SPD 


Geglückt ist Gabriel fast nichts 


sein müsse. Die Kanzlerin mache eine 
Politik, die der der SPD doch sehr 
nahe sei. Und überhaupt: Angesichts 
der Stärke der Amtsinhaberin sollten 
die Sozialdemokraten überlegen, ob 
sie nicht auf einen Kanzlerkandida¬ 
ten verzichten wollten. Sie sollten sich 
bei der Bundestagswahl 2017 stattdes- 
sen darauf konzentrieren, Juniorpart¬ 
ner in einer großen Koalition zu blei¬ 
ben. Der Spruch vom Ex-Vorsitzenden 
Franz Müntefering scheint Grundaus¬ 
richtung in der SPD geworden zu sein: 
Hauptsache regieren - Opposition ist 
Mist! 

Doch Gabriel will sich offenbar 
von seinem Gesinnungsgenossen Albig 
nicht einfach zum Zählkandidaten bei 
der Bundestagswahl degradieren las- 
sen.Für die Mitgliedschaft werden hee- 
re Wort gebraucht. „Mal abgesehen da¬ 
von“, sagte er vor wenigen Tagen, „dass 
es eine große Ehre und auch Verant¬ 
wortung wäre, für dieses wichtige Amt 
nominiert zu werden: Zwei Jahre vor 
der nächsten Bundestagswahl macht es 
keinen Sinn, über einen Kanzlerkandi¬ 
daten zu philosophieren.“ Auch einen 
Mitgliederentscheid über die Kanzler¬ 


„Bloggen lohnt sich“ 

39. Netzpolitischer Abend des Vereins Digitale Gesellschaft 



Netzpolitik.org-Chefredakteur Markus Beckedahl 


Die Diskussion um die Ausgestaltung 
des digitalen Wandels steckt in der 
sozialistischen und kommunistischen 
Bewegung Deutschlands noch in den 
Kinderschuhen. Oft herrscht Skepsis 
gegenüber den gar nicht mehr so „neu¬ 
en Medien“ vor. Die meisten Debatten 
widmen sich grundlegenden Fragen 
nach der wirtschaftshistorischen Ein¬ 
ordnung des Internets, seiner Potenzi¬ 
ale und Risiken, wie etwa im Internet- 
Schwerpunkt der Marxistischen Blätter 
vom September 2014 oder in der Dis¬ 
kussion von Evgeny Morozovs Thesen 
zur Digitalen Revolution, die seit eini¬ 
gen Wochen in der jungen Welt läuft. 
Konkreteren Fragen zur Auswirkung 
der Digitalisierung auf Arbeitsverhält¬ 
nisse widmet sich bislang vor allem die 
Rosa-Luxemburg-Stiftung in diversen 
Positionspapieren und Veranstaltun¬ 
gen. 

Ein wesentliches politisches Hand¬ 
lungsfeld des digitalen Wandels, nämlich 
die Verteidigung von Bürger- und Frei¬ 
heitsrechten, wird allerdings noch viel zu 
wenig als linkes Kernthema besetzt. Bei 
aller berechtigten Kritik an sozialen und 
ökonomischen blinden Flecken, die bei¬ 
spielsweise die Politik der Piratenpartei 
kennzeichnen, sollte die Arbeit solcher 
meist linksliberaler Netzaktivistinnen zu 
ihren Kernthemen nicht gering geschätzt 
werden, denn Sozialistlnnen und Kom¬ 
munistinnen können von ihren Analy¬ 
sen und Kämpfen viel dazulernen. 

Ein Beispiel dafür bot der 39. Netz¬ 
politische Abend am 4. August. Die 
Veranstaltungsreihe im Berliner Ha¬ 
ckerclub C-Base bietet ein monatli¬ 
ches Forum für Diskussionen netz¬ 
politisch Aktiver. Der veranstaltende 
Verein Digitale Gesellschaft versteht 
sich als „Initiative für eine menschen- 
rechts- und verbraucherfreundliche 
Netzpolitik“. 


Den Abend eröffnete Alexander 
Sander mit einem Bericht über das En¬ 
gagement des Vereins gegen die Bun¬ 
des- und EU-Pläne zur Vorratsdaten¬ 
speicherung von Kommunikations- und 
Reisedaten. Nachdem Maren Heltsche 


Von Netzaktivistinnen lernen 


die Iniative Digital Media Women 
vorgestellt hatte, die sich die Förde¬ 
rung von Gender Diversity in der Di¬ 
gitalbranche zur Aufgabe gemacht 
hat, folgte der unfreiwillige „Star“ des 
Abends: Markus Beckedahl, Gründer 
und Chefredakteur der Nachrichten¬ 
seite Netzpolitik.org, war kurz vorher 
überraschend zu bundesweitem und 
internationalem Ruhm gelangt. Fünf 
Tage zuvor war ihm bekannt gegeben 
worden, dass gegen ihn und seinen 
Kollegen Andre Meister wegen Lan¬ 


desverrats ermittelt werde. Grund: die 
Veröffentlichung als vertraulich einge¬ 
stufter Ausschnitte aus Haushaltsplä¬ 
nen des Verfassungsschutzes, mit denen 
Meister seine Recherchen zum massi¬ 
ven Ausbau der Internetüberwachung 
durch den Geheimdienst belegt hatte. 
Zwar war die Veröffentlichung bereits 
im Februar und April erfolgt, doch kam 
erst am Donnerstag, dem 30. Juli, die 
offizielle Mitteilung, dass Verfassungs¬ 
schutz-Präsident Hans-Georg Maaßen 
Strafanzeige gestellt und Generalbun¬ 
desanwalt Harald Range Ermittlungen 
aufgenommen habe. 

Der Vorwurf des Landesverrats 
wiegt schwer: Im Falle einer Verurtei¬ 
lung drohen mehrjährige Haftstrafen. 
In der bundesrepublikanischen Ge¬ 
schichte wurde er nur extrem selten 
gegen Journalisten angewandt. Das 
bekannteste Beispiel ist die Spiegel- 
Affäre von 1962. 


Nachdem die Netzpolitik-Redaktion 
die Anzeige öffentlich gemacht und ver¬ 
schiedene Medien berichtet hatten, ru¬ 
derte Range am nächsten Tag zurück und 
erklärte, dass die Ermittlungen bis zur 
Erstellung eines Rechtsgutachtens vor¬ 
erst ruhen würden. Doch der Stein war 
bereits ins Rollen gebracht, so dass am 
1. August in Berlin zwischen 1 300 und 
2 000 Menschen einem Demonstrations¬ 
aufruf folgten, der die Ermittlungen als 
das benannte, was sie sind: ein Angriff 
auf die Pressefreiheit durch Einschüch¬ 
terung kritischer Journalistinnen. 

In den nächsten Tagen schlug der 
Fall auch international Wellen. Viele 
Interviewanfragen wie die eines staat¬ 
lichen Fernsehsenders aus Russland 
lehnten die Beschuldigten jedoch ab. 
Sie wollten nicht, dass ihr Fall instru¬ 
mentalisiert wird, um mit Verletzungen 
der Pressefreiheit in Deutschland eben¬ 
solche oder schlimmere Verletzungen 
in anderen Ländern zu relativieren. 
Am Montag schließlich war der Fall 
eine Stunde lang Thema in der Bundes¬ 
pressekonferenz. Bundesjustizminister 
Heiko Maas wurde die Angelegenheit 
offenbar zu heiß - als Vorgesetzter des 
Generalbundesanwalts ist dieser an sei¬ 
ne Weisungen gebunden. So gab er am 
Dienstag die Versetzung Ranges in den 
Ruhestand bekannt, was während eines 
„Public Viewing“ der Tagesschau beim 
Netzpolitischen Abend begeistert be¬ 
klatscht wurde. 

Doch er und Meister wollen sich mit 
der Absetzung Ranges, die sie als Bau¬ 
ernopfer empfinden, nicht zufrieden ge¬ 
ben. Mittlerweile hatte die Süddeutsche 
Zeitung berichtet, dass die Ermittlungen 
bereits zwei Monate vor der Bekanntga¬ 
be Ende Juli eingeleitet worden seien. 
Bislang gibt es zum Umfang der Ermitt¬ 
lungen und zu den dabei gesammelten 
Daten keine offizielle Stellungnahme. 


kandidatur hält er für möglich, die vor 
der Wahl eine große Mobilisierung der 
Mitglieder brächte. „Dafür bräuchte es 
dann aber mehr als nur einen Kandida¬ 
ten. Damit beschäftigen wir uns Ende 
2016.“ 

Nun wissen wir seit der Klausurta¬ 
gung des SPD-Vorstandes Anfang des 
Jahres, dass sowohl Gabriel als auch 
andere Vorstandsmitglieder erhebliche 
Zweifel an einem Wahlerfolg 2017 - 
siehe Nordlicht-Albig - angesichts der 
Dominanz von Merkel haben. Daher 
muss jetzt, in diesem Dilemma, von 
einem SPD-Vorsitzenden zu hören 
sein, dass in einer „Demokratie jeder 
schlagbar“ sei. Und noch mehr: die 
SPD werde „einen Kanzlerkandidaten 
aufstellen und um die Kanzlerschaft 
kämpfen“. Das zu hören, wird die Mit¬ 
gliedschaft sicher freuen. 

Gabriels Stellvertreter, Ralf Steg- 
ner, der bekanntlich die linke Klavia¬ 
tur zu spielen hat, soll den noch vorhan¬ 
denen Linken in der SPD Mut machen: 
„Es gibt deshalb für die SPD überhaupt 
keinen Grund, die Flinte ins Korn zu 
werfen. Um nach der Wahl mitspielen 
zu können, brauchen wir aber 30 Pro¬ 
zent plus X.“ Dafür müsse die SPD aber 
deutlich machen: „Wir sind nicht die 
CDU auf freundlich.“ Der Bundespar¬ 
tei täte es gut, das Leitmotiv der Nord¬ 
SPD zu übernehmen „links, dickschä- 
delig und frei“. 

Stegner braucht nicht darauf zu 
hoffen, dass sich irgendetwas aus sei¬ 
nem Schleswig-Holstein-Programm in 
einem Wahlprogramm der SPD 2017 
wiederfinden wird. Dafür steht Gab¬ 
riel. Der fand das Wahlprogramm der 
SPD von 2013 übereinstimmend mit 
Peer Steinbrück als zu links. Jetzt wird 
der Freund Unternehmer gesucht. Das 
Motto heißt: Die SPD kann nur in der 
Mitte gewinnen. 

Verdammt dickschädelig! 

RolfPriemer 


Zudem harrt die tatsächliche Rolle 
von Verfassungsschutz-Präsident Maa¬ 
ßen noch immer der Aufklärung, der 
den Fall durch seine Anzeige initiiert 
hatte. Zwar hat der amtierende Gene¬ 
ralbundesanwalt Gerhard Altvater am 
10. August die Einstellung der Ermitt¬ 
lungen gegen die beiden Journalisten 
bekanntgegeben, doch sind mehrere 
hundert potentielle Quellen der Netz¬ 
politik. org-Recherchen noch immer von 
Ermittlungen „gegen Unbekannt“ we¬ 
gen des Verrats von Dienstgeheimnissen 
betroffen. Beckedahl und Meister for¬ 
dern deshalb auch ein Whistleblower- 
Gesetz, welches Informanten schützt, 
die Informationen über gesetzwidriges 
Verhalten ihrer Dienststellen öffentlich 
machen. Beckedahls Fazit, das er unter 
dem Applaus des Publikums zog: „Blog¬ 
gen lohnt sich. Legt Euch nicht mit dem 
Internet an.“ 

Organisationen wie Netzpolitik.org 
und Digitale Gesellschaft sind somit 
weiter auf Unterstützung angewiesen - 
nicht zuletzt durch das Wachhalten der 
öffentlichen Aufmerksamkeit. Bei die¬ 
sen Auseinandersetzungen sollten Kom¬ 
munistinnen und Sozialistlnnen nicht in 
Äquidistanz verharren nach dem Motto: 
Da zeigt der bürgerliche Staat einfach 
nur sein wahres Gesicht. Die Verteidi¬ 
gung von Freiheits- und Bürgerrechten 
ist eine Grundvoraussetzung für grund¬ 
legende gesellschaftliche Veränderung. 
In den kommenden Jahren wird die ak¬ 
tive Gestaltung der Auswirkungen, die 
die Digitalisierung auf Ökonomie und 
Gesellschaft hat, ein wesentliches Feld 
politischer Kämpfe sein. Die Linke tut 
gut daran, sich in diesem Feld rechtzei¬ 
tig zu positionieren und zu engagieren. 

Sämtliche Referate des Netzpoliti¬ 
schen Abends sind auf digitalegesell- 
schaft.de als Mitschnitt verfügbar. 

Markus Wollina 








6 Freitag, 14. August 2015 


Internationale Politik 


unsere zeit m 


Kommentar von Ali Ruckert 

Sozialabbau 

bleibt 

Sozialabbau 

Man stelle sich einmal vor, in Luxem¬ 
burg hätten wir eine Regierung, die 
beschließen würde, die Mehrwertsteu¬ 
er zu erhöhen, die Renten zu kürzen, 
an den Vorruhestandsregelungen her¬ 
umzuwursteln, die Flexibilisierung der 
Arbeitsverhältnisse gesetzlich voranzu¬ 
treiben und laut über weitere antisozi¬ 
ale Schandtaten nachzudenken. Wäre 
es da nicht die Aufgabe der Gewerk¬ 
schaften und aller linken Kräfte, den 
Sozialabbau zurückzuweisen und zu¬ 
mindest den Versuch zu unternehmen, 
die Lohnabhängigen gegen die sozialen 
Grausamkeiten zu mobilisieren? 

Bekanntlich handelt es sich hier 
nicht um eine Fiktion, sondern um bit¬ 
tere Realität, denn sowohl die vorige 
als auch die derzeitige Regierung war 
beziehungsweise ist eine Regierung des 
Sozialabbaus und der Steuererhöhun¬ 
gen für die Schaffenden und Rentner. 

Leider war die Gegenwehr zu 
schwach, um den Sozialabbau zu ver¬ 
hindern, und die Gewerkschaften setz¬ 
ten ihre Mobilisierungskampagne nicht 
fort, nachdem sie einen kleinen Teiler¬ 
folg errungen hatten. Als am 17. De¬ 
zember 2014 dann in der Abgeordne¬ 
tenkammer über den „Zukunftspakt“ 
abgestimmt wurde, blieben nur noch die 
Kommunistische Partei Luxemburgs 
(KPL), die konservative „Partei fir Inte¬ 
gral Demokratie“, der Luxemburgische 
Rentner- und Invalidenverband und die 
Luxemburgische Frauenunion, die ihre 
Ablehnung des Austeritätspakets vor 
dem Parlament bekräftigten. 

In Griechenland ist der Widerstand 
gegen die Austeritätspolitik deutlich 
größer, aber auch das Ausmaß des bis¬ 
herigen Sozialabbaus und der ange¬ 
kündigten Austeritätsmaßnahmen ist 
viel umfangreicher als in Luxemburg. 
Warum sollte man also kämpferischen 
Gewerkschaften und der Kommunis¬ 
tischen Partei Griechenlands vorwer¬ 
fen, dass sie sich der Erhöhung der 
Mehrwertsteuer, Rentenkürzungen, 
einer Erhöhung der Sozialbeiträge, ei¬ 
ner starken Einschränkung der Vorru¬ 
hestandsregelungen, einem Einfrieren 
der Kollektivverträge und massiven 
Privatisierungen widersetzen? 

Sie haben Recht damit, und zwar 
unabhängig davon, welche Regierung 
gerade den kapitalistischen Staat ver¬ 
waltet. Denn Sozialabbau bleibt Sozi¬ 
alabbau, auch wenn er unter einem lin¬ 
ken Mäntelchen daherkommt. 

Genau das trifft auf Griechenland 
zu, wo Sozialabbau von einer Regierung 
beschlossen wird, die von sich behaup¬ 
tet, sie sei „die erste linke Regierung in 
Europa nach dem Zweiten Weltkrieg“, 
und mit der viele Linken glauben, sich 
solidarisch erklären zu müssen, weil sie 
unter den Lohnabhängigen die Illusion 
verbreitet hatte, sie werde den Sozialab¬ 
bau beenden, die Privatisierungen rück¬ 
gängig machen und dem Ausverkauf 
des Landes einen Riegel vorschieben, 
ohne dafür einen Bruch mit der EU und 
den bestehenden kapitalistischen Ver¬ 
hältnissen vornehmen zu müssen, so als 
könnte ein Kapitalismus mit menschli¬ 
chem Antlitz geschaffen werden. 

Die Illusion eines „sozialeren Euro¬ 
pa“ ist einmal mehr geplatzt, und es ist 
das eingetreten, was die Kommunisten 
ohne hellseherische Fähigkeiten, aber 
mit kühlem Kopf vorausgesagt hatten 
und worüber sie alles andere als Scha¬ 
denfreude empfinden: Der Sozialab¬ 
bau wird verstärkt fortgesetzt, und die 
Privatisierungen werden nicht nur bei¬ 
behalten, sondern es sollen viele neue 
hinzukommen. 

Dagegen hilft nur, die Menschen ge¬ 
duldig über die tatsächlichen Verhält¬ 
nisse aufzuklären, den Widerstand zu 
organisieren und die Kommunisten zu 
stärken. Denn Sozialabbau bleibt So¬ 
zialabbau. In Griechenland, in Luxem¬ 
burg und anderswo. 

Ali Ruckert ist Vorsitzender der 
Kommunistischen Partei Luxemburgs 


Keim des Neuen 

Griechenland: Volksbündnis organisiert Solidarität 


unter Kolleginnen und Kollegen orga- Gruppen geht, die im Widerspruch zu 
nisieren sollen (siehe Kasten). Ziel der den Monopolen stehen - nicht um ein 



Solidarität organisieren: Ein Aktivist der Kämpferischen Studierendenfront MAS 
bei einer Demonstration von PAME. 


A llein in den letzten Wochen hat 
das griechische Parlament wei¬ 
tere Verschlechterungen für 
breite Teile der Bevölkerung beschlos¬ 
sen, unter anderem indirekte Renten¬ 
kürzungen, ein neues Verfahren zur 
Berechnung der Renten und das Ein¬ 
frieren der Zuschüsse zu den Sozial¬ 
versicherungen. Die Maßnahmen des 
neuen Memorandums sind nur ein wei¬ 
terer Schritt bei der Politik der Mas¬ 
senverelendung, die alle griechischen 
Regierungen der letzten Jahre mehr 
oder weniger bereitwillig durchgesetzt 
haben. Die Folgen - das, was in Doku¬ 
menten der Regierungspartei Syriza als 
„humanitäre Katastrophe“ bezeichnet 
wird - haben den Lebensstandard der 
arbeitenden Bevölkerung, der Rentne- 
rinnen, Studierenden und Erwerbslo¬ 
sen sehr schnell sehr weit gesenkt. Und: 
Die letzten Jahre haben gezeigt, dass 
es aus diesem Elend keinen schnellen 
und einfachen Ausweg gibt, dass auch 
die Hoffnung, eine linke Regierung 
werde die Probleme lösen, nicht rea¬ 
listisch war. 

Die Gewerkschaftsfront PAME 
hat diese Maßnahmen gemeinsam mit 
den kämpferischen Organisationen der 
Bauern, der Selbstständigen, der Frau¬ 
en und der Studierenden bekämpft. In 
einem Aufruf von Ende Juli wendeten 
sich diese Organisationen nun an die 
Bevölkerung, um Komitees zu bilden, 
die verstärkt auch die gegenseitige Hil¬ 
fe unter Nachbarinnen und Nachbarn, 


Komitees ist es, sowohl den Kampf ge¬ 
gen das Memorandum als auch die So¬ 
lidarität unter der Bevölkerung weiter¬ 
zuentwickeln. 

Bei der Bildung dieser Organisati¬ 
onen hat die KKE eine wichtige Rolle 
gespielt, für die KKE ist die Unterstüt¬ 
zung dieser Organisationen Ausdruck 
ihrer Strategie zur Herausbildung ei¬ 
nes Volksbündnisses. Sie geht davon 
aus, dass es um die Herausbildung ei¬ 
nes gesellschaftlichen Bündnisses aller 


politisches Bündnis unterschiedlicher 
linker Organisationen. Die Organisa¬ 
tionen PAME, PASY, PASEVE, OGE 
und MAS seien der Ansatz für dieses 
Bündnis - unabhängig davon, ob die 
Mitglieder dieser Organisationen mit 
den Auffassungen der KKE überein¬ 
stimmen. 

Die werktätigen Klassen und 
Schichten, so die KKE, deren Inter¬ 
essen im Widerspruch zu den großen 
Monopolen stehen, können in den Ab¬ 


wehr- und Reformkämpfen zu einer 
Kraft werden, die in der Lage ist, eine 
neue Gesellschaft aufzubauen. Die¬ 
ses Volksbündnis, so das Programm 
der Partei, „zusammen mit den Kräf¬ 
ten der KKE, die eine Vorreiterrolle 
spielen, werden unter nichtrevolutio¬ 
nären Bedingungen den Keim für die 
Formung der revolutionären Arbeiter¬ 
und Volksfront unter revolutionären 
Bedingungen bilden“, dieser Keim des 
Neuen kann eben nur in den Kämpfen 
von heute entstehen. 

Bereits in der Vergangenheit zeigte 
sich in Ansätzen, was für eine Kraft ein 
solches Bündnis entfalten kann: Wenn 
selbstständige Taxifahrer mit den Fah¬ 
nen von PASEVE in langen Reihen 
in Streikdemonstrationen der PAME 
mitfuhren, wenn der Bauernverband 
PASY Anhänger voll Lebensmitteln 
zu den streikenden Stahlarbeitern 
in Aspropyrgos brachten und wenn 
PAME die Forderungen aller werktä¬ 
tigen Schichten bei Streikaktionen zum 
Thema machte. Der letzte Parteitag der 
KKE schätzte ein, dass es damit An¬ 
sätze für die Herausbildung des Volks¬ 
bündnisses gebe. 

Die griechische Regierung arbeitet 
währenddessen anscheinend erfolg¬ 
reich am Abschluss eines neuen „Hilf- 
programmes“ für Griechenland, und 
sie hat es eilig: Am 20. August werden 
neue Rückzahlungen von Krediten bei 
der EZB fällig. 

Olaf Matthes 


Wir organisieren uns. Wir stärken die Solidarität. Wir haben die Kraft! 


Die Zeiten für die die Familien der Arbeiterklasse und derVolksschichten,für 
die Rentner, die Arbeitslosen, die Jugend sind schwierig, weil die griechische 
Regierung, die EU und die Monopolgruppen einen weiteren Angriff durch¬ 
führen. In diesen schwierigen Zeiten ist die Solidarität der Arbeiter und des 
Volkes eine unserer Waffen - überall. 

Den aktuellen Kürzungen der Löhne und Renten für einen großen Teil der 
Arbeiter und Rentner, die zu den extrem niedrigen Einkommen noch hinzu¬ 
kommt, muss sofort und organisiert begegnet werden. 

In den gegenwärtigen Kämpfen geht es zunächst darum, die Gehälter, Ren¬ 
ten und Sozialleistungen zu garantieren und ihre Auszahlung zu sichern. Es 
geht darum, das Recht auf Arbeit zu verteidigen. Dazu brauchen wir mas¬ 
senhafte, weiter zugespitzte Kämpfe, um unsere Verluste der letzten Jahre 
auszugleichen. Wir, als die Organisationen, die das soziale Bündnis bilden, 
gründen ein zentrales Komitee, um die Solidarität zu organisieren. 

PAME, PASY, PASEVE, OGE und MAS, wir rufen die Gewerkschaften und die 
Studentenvereinigungen, die Vereinigungen der Selbstständigen und der 
Frauen, die Arbeitslosenkomitees und die Volkskomitees ebenso wie vie¬ 
le weitere Organisationen auf, jetzt, ohne Verzögerungen, überall Solidari¬ 
tätskomitees zu gründen. In den Gemeinden, in den Stadtteilen, an den Ar¬ 
beitsplätzen, in Schulen und Hochschulen, in den Krankenhäusern. Bei der 


Bildung und bei den Aktionen dieser Komitees muss die Losung:„Niemand 
wird alleingelassen!“ im Mittelpunkt stehen. 

Wir werden sofort damit beginnen, die bestehenden Bedürfnisse zu erfassen. 
Kolleginnen und Kollegen, 

unsere Nachbarn, die mit schwerwiegenden Problemen konfrontiert sind 
oder in eine Notlage geraten sind, dürfen nicht allein und ohne Hilfe bleiben. 
Für uns gilt: Höchste Alarmstufe. Mit unseren Aktionen, unserer Solidarität, 
unserer materiellen Hilfe treten wir dem Elend entgegen. Das Wichtigste 
ist den Bedarf an Nahrung, Medikamenten und Kindernahrung zu decken. 
Es geht darum, koordiniert mit dem zentralen Solidaritätskomitee überall 
unsere Präsenz zu sichern. Die Solidaritätskomitees müssen sofort überall 
bekannt gemacht werden. Wir dürfen nicht zulassen, dass Furcht und Resi¬ 
gnation die Oberhand gewinnen. 

PAME, Kämpferische Front der Arbeiter; PASY, Kämpferische Sammlung der 
Bauern; PASEVE, Antimonopolistische Vereinigung der Selbstständigen und 
Gewerbetreibenden; OGE, Frauenvereinigung Griechenlands; MAS, Kämpfe¬ 
rische Studierendenfront 

Übersetzung UZ 


Streikhotline 112 

Niederlande: Polizisten streiken, Minister stellt sich dumm 



„Polizeiarbeit verdient mehr Anerkennung“ - niederländische Polizisten mit 
Aktionswesten am Rande der diesjährigen Maidemonstration in Amsterdam. 


„Nicht dringlich, dann keine Polizei.“ 
Nach diesem Motto führen die nieder¬ 
ländischen Polizisten seit dem 3. Juli 
einen landesweiten Streik durch: Sie 
kommen nur noch zum Einsatzort, 
wenn dies unbedingt notwendig ist. 

Das meldete ein Sprecher der betei¬ 
ligten Polizeigewerkschaften. „Solange 
die Sicherheit nicht direkt betroffen ist, 
kommen keine Polizisten zum Einsatz¬ 
ort. Leute, die sich dennoch beim Notruf 
über Lärmbelästigung beschweren oder 
einen Blechschaden am Auto melden 
wollen, bekommen dann zu hören, dass 
die Polizei für einen besseren Tarifver¬ 
trag streikt. Auch verschiedene Spiele 
der Niederländischen Fußballligen wur¬ 
den von den für die Sicherheit in ihren 
Städten verantwortlichen Bürgermeis¬ 
tern abgesagt. Ein Aufeinandertreffen 
der vielfach verfeindeten Fanblocks sei 
ohne Polizeibegleitung zu gefährlich. 

Der zuständige Justizminister Ard 
van der Steur von der rechtsliberalen 
„Volkspartei für Freiheit und Demo¬ 
kratie“ (VVD) nannte es im Vorfeld 
unbegreiflich, dass die Polizeigewerk¬ 
schaften „schon wieder“ streikten. Ihm 
zufolge habe das Kabinett gerade erst 
Gelder für eine Gehaltserhöhung von 
fünf Prozent sowie eine Einmalzahlung 


von 500 Euro zur Kompensierung von 
vier Jahren ohne Erhöhung veran¬ 
schlagt. 

Doch die Gewerkschaften wider¬ 
sprechen. Sie sind der Meinung, dass 
der Rechtsliberale Van der Steur sich 
„dümmer stellt als er ist und sehr genau 
weiß, warum die Polizei wieder streikt“. 


Den Gewerkschaften zufolge zeichnet 
er absichtlich ein falsches Bild, indem 
er eine fünfprozentige Gehaltserhö¬ 
hung ins Spiel bringt. 

„Lediglich 2,85 Prozent davon 
sind zusätzliches Geld. Die restlichen 
2,2 Prozent sind Gelder, die er ansons¬ 
ten für Pensionsprämien für die Be¬ 


diensteten ausgegeben hätte“, teilten 
die Gewerkschaften am 2. Juli in einer 
gemeinsamen Erklärung mit. Sie be¬ 
tonen zudem, dass es ihnen nicht nur 
um ein höheres Gehalt geht, sie wollen, 
dass auch für andere Forderungen Geld 
zur Verfügung gestellt wird. 

So wollen sie die 21 freien Wochen¬ 
enden, die ihnen jetzt noch tarifver¬ 
traglich zustehen, erhalten. Auch soll 
die Arbeit der Polizisten sicherer und 
gesünder werden. 

Andere Bewohner der Niederlande 
kommen einfacher an ihren Lebensun¬ 
terhalt. Premier Rutte (VVD) findet es 
zu kompliziert, das Königshaus Einkom¬ 
mensteuer zahlen zu lassen. Deshalb 
bleibt die Nichtveranlagung von König 
Willem-Alexander, Königin Mäxima 
und Prinzessin Beatrix bestehen. Aller¬ 
dings gibt es in der Zweiten Kammer 
immer mehr Stimmen, die fordern, dass 
die Oranjes Einkommensteuer zahlen 
sollten. Die drei Oranjes die von Staats¬ 
knete leben, erhalten diese netto. Der 
König empfängt 823 000 Euro, Königin 
Mäxima 326 000 Euro und Mama Beat¬ 
rix 465 000 euro. Rutte: „Es handelt sich 
nicht um eine prinzipielle Frage.“ Er sug¬ 
gerierte, dass es wichtigere Fragen gebe. 

Marcel deJong 
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Im Schuldenmeer 

Puerto Rico: Regierung will Insolvenzregelung 



Apotheke des US-Konzerns CVS in Puerto Rico - das Land hatte lange darauf gesetzt, Steueroase für Pharmaunternehmen zu sein. 


A m 3. August hat Puerto Rico, 
1898 annektierte und heute an 
die USA assoziierte Karibikin¬ 
sel, erstmals in seiner Geschichte einen 
teilweisen Zahlungsausfall erklärt. Das 
Land, dessen Währung der US-Dollar 
ist, kann seine Verpflichtungen bei der 
Rückzahlung einer Schuldverschrei¬ 
bung über 58 Millionen US-Dollar 
nicht mehr begleichen. 

Da andere Zahlungen weiterhin 
geleistet werden, ist kein völliger „De¬ 
fault“, d.h. Zahlungsausfall, eingetreten. 
Aber Puerto Rico hat damit Druck auf 
die Gläubiger ausgeübt, um eine Neu¬ 
strukturierung seiner Schulden zu errei¬ 
chen. Ein ungeordneter Zahlungsaus¬ 
fall hätte für die Gläubiger heftigere 
Auswirkungen, sodass dieser Schritt als 
ein Zugeständnis und als Bereitschaft 
für eine verhandelte Lösung angesehen 
werden kann. Interessant ist der Fall 
Puerto Rico im Zusammenhang mit 
Griechenland, da die beiden Länder die 
Zugehörigkeit zu einem Staaten- sowie 
einem Währungsverbund gemein haben 
und sie dadurch keinerlei Möglichkei¬ 
ten monetärer Einflussnahme besitzen. 

Puerto Rico beherbergt nur noch 
3,6 Millionen Menschen; inzwischen 
befinden sich etwa 5 Millionen Lands¬ 
leute auf US-amerikanischem Festland, 
davon eine Million in Miami. Auf jeden 
der Menschen, die trotz der fatalen 
wirtschaftlichen Situation (14 Prozent 
Arbeitslosigkeit, gegenüber 5,5 Pro¬ 
zent in den USA) noch zu Hause sind, 
kommen, angesichts von 72 Milliarden 
US-Dollar Schulden stattliche 20 000 
US-Dollar Schuldenanteil. Die Staats¬ 
schulden übersteigen damit das Brutto¬ 
inlandsprodukt. 

Die Regierung spricht von einer nur 
noch bis November garantierten Liqui¬ 
dität. Die Ratingagentur „Fitch“ hat 
ihre Bewertung der Insel nicht geän¬ 
dert, wohingegen „Standard & Poor’s“ 
geringfügig herabstufte. Dennoch gehe 
man davon aus, dass die Tatsache, dass 


Die katalanische Regionalwahl am 
27. September ist zum inoffiziellen 
Volksentscheid über eine Abspaltung 
der Region von Spanien geworden. 
„Das Datum wird in die Geschichte 
Kataloniens eingehen“, äußerte Ar¬ 
tur Mas, der Regierungschef der spa¬ 
nischen Autonomen Region Katalo¬ 
nien. Denn die Einheitsliste aus Mas 4 
liberaler Partei Convergencia Demo- 
crätica de Catalunya (CDC) und der 
linken Esquerra Republicana de Cata¬ 
lunya (ERC) hat sich verpflichtet, in¬ 
nerhalb von acht Monaten einseitig die 
Unabhängigkeit der Region zu erklä¬ 
ren, wenn sie bei den Wahlen mehr als 
50 Prozent der Stimmen erhalten sollte. 
Aktuelle Umfragen sehen die Einheits¬ 
liste der Sezessionisten derzeit knapp 
im Rückstand, ihr wird jedoch zuge¬ 
traut, noch Unterstützer zu gewinnen. 

Das deutsche Establishment reagiert 
unterschiedlich auf die geplante Abspal¬ 
tung Kataloniens. In der Vergangenheit 
hat die Bundesrepublik den katalani- 


„Katalonien hat enge 
Wirtschaftsbeziehungen 
zu Deutschland “ 


sehen Separatismus immer wieder geför¬ 
dert: Verschiedene von der Regierung fi¬ 
nanzierte Stiftungen sprachen sich mehr 
oder weniger offen für die Separatisten 
aus, 2007 war - symbolisch hochwirk¬ 
sam - mit Katalonien erstmals eine Re¬ 
gion zum offiziellen „Partnerland 44 der 
Frankfurter Buchmesse erklärt wor¬ 
den - ein Fest für Sezessionisten. 

Im vergangenen Jahr sind allerdings 
auch gegenteilige Stimmen laut gewor¬ 
den. Dies hat mit der ökonomischen Be¬ 
deutung Kataloniens zu tun. Die kleine 
Region erwirtschaftet rund 19 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts und 26 Pro- 


die Verweigerung „einer relativ kleinen 
Schuld von 58 Millionen bei jährlichen 
Einnahmen von neun Milliarden be¬ 
deutet, dass man der kurzfristigen Li¬ 
quidität Vorrang vor einer Anleihe bei 
den Schuldenmärkten gegeben hat 44 


„Die Steuereinnahmen aus der 
Pharmaindustrie brachen ein, 
die Schulden stiegen“ 


und also bald wieder seinen Zahlungen 
nachkommen werde. Die puertoricani- 
sche Regierung unter Alejandro Garcia 
Padilla will bis September einen Plan 
zur Restrukturierung der Schulden vor¬ 
legen und verlangt von der US-Regie- 
rung, dass es sich - ebenso wie auch die 
Stadt Detroit - Kapitel 9 des Insolvenz¬ 
gesetzes unterwerfen dürfe. Das steht 
aber nur Kommunen zu, nicht jedoch 
Territorien wie den Bundesstaaten der 


zent der spanischen Exporte. Die Bun¬ 
desrepublik ist größter Handelspartner 
und insbesondere größter Lieferant 
der Region. Die ausländischen Firmen 
in Katalonien stellen 25 Prozent aller 
ausländischen Direktinvestitionen in 
ganz Spanien. Rund 18 Prozent davon 
kommen jeweils aus Deutschland und 
aus Frankreich, die sich damit Platz eins 
teilen. Katalonien, der Motor der spani¬ 
schen Ökonomie, unterhält also beson¬ 
ders enge Wirtschaftsbeziehungen zur 
Bundesrepublik. 

Katalonien besitzt damit zwar inner¬ 
halb Spaniens besondere Bedeutung für 
deutsche Unternehmen - dies aber eben 
auch, weil es Teil des spanischen Mark¬ 
tes ist. Deutsche Firmen seien „für einen 
Markt von 40 Millionen Spaniern nach 
Katalonien gekommen und nicht nur für 
sieben Millionen Katalanen 44 ließ sich 
der Präsident eines „Kreises deutsch¬ 
sprachiger Führungskräfte 44 mit Sitz in 
Barcelona, zitieren. Einige Kapitalver¬ 
treter warnten Anfang 2014 vor „ver¬ 
heerenden Folgen 44 einer Abspaltung. 

Regierungsberater halten diese 
Schwierigkeiten prinzipiell für lösbar. 
Man müsse Hindernisse für den Kapi¬ 
tal- und Warenverkehr vermeiden, so 
eine Analyse der vom Bundeskanzler¬ 
amt finanzierte Stiftung Wissenschaft 
und Politik (SWP). Auch in der Frage, 
ob Katalonien nicht einfach den Euro 
weiternutzen darf, solle man flexibel 
sein. Zudem bringen Ökonomen an¬ 
dere Argumente für die Spaltung ins 
Spiel. Im Herbst letzten Jahres erklär¬ 
te der Wirtschaftsprofessor Roland 
Vaubel, der dem Wissenschaftlichen 
Beirat des Bundeswirtschaftsministe¬ 
riums angehört: Eine Abspaltung Ka¬ 
taloniens stärke den „wirtschaftspoli¬ 
tischen Wettbewerb 44 , deshalb sei sie zu 
befürworten. 
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USA. Die Republikanische Partei blo¬ 
ckiert bislang das Ansinnen einer Aus¬ 
nahmeregelung; damit ist eine Bank¬ 
rottoption zunächst vom Tisch. Und die 
US-Regierung lehnt eine Rettung Puer¬ 
to Ricos durch Bundesmittel derzeit ab. 

Puerto Rico hat Jahrzehnte von ei¬ 
ner florierenden pharmazeutischen In¬ 
dustrie gelebt, die, von Steuervergüns¬ 
tigungen angelockt, aus den USA kam. 
Da Puerto Rico immer weniger Einnah¬ 
men aus diesen Industrien bekam, da 
die Konkurrenz, vor allem aus Asien, 
zum Druckmittel für immer geringe¬ 
re Abgaben genutzt worden war, war 
man zum Handeln gezwungen. Bis 2006 
wurden zugunsten höherer Einnah¬ 
men Anreize für US-Firmen gesenkt, 
was dann jedoch zu geringerer Bereit¬ 
schaft von Investitionen führte; hinzu 
kamen die Auswirkungen der Krise ab 
2007/08. Der Staatshaushalt konnte von 


Das antifaschistische Italien gedachte 
am Sonntag, dem 2. August, der 85 To¬ 
ten und über 200 Verletzten des fa¬ 
schistischen Terroranschlags der Span¬ 
nungsstrategie vor 35 Jahren auf dem 
Hauptbahnhof von Bologna. Tausen¬ 
de Menschen, unter ihnen Überleben¬ 
de und Hinterbliebene der Opfer des 
Massakers, zogen zum Bahnhofsplatz, 
wo um 10.25 Uhr Sirenen die Gedenk¬ 
veranstaltung eröffneten. An der Spit¬ 
ze des Demonstrationszuges gingen 
der Präsident des Senats der Republik, 
Pietro Grassi, von der sozialdemokra¬ 
tischen Partito Democratico (PD) und 
die Mitglieder des Stadtrates mit Bür¬ 
germeister Virginio Merola, ebenfalls 
PD. Staatspräsident Sergi Mattarella, 
dessen Bruder Piersanti 1979 ebenfalls 
einem Attentat der Spannungsstrate¬ 
gen zum Opfer fiel, erinnerte in einer 
Botschaft daran, dass diese Anschlä¬ 
ge auf die Demokratie zum Scheitern 
gebracht wurden. Er appellierte zur 
Wachsamkeit und betonte, „Italien hat 
die Pflicht, diesen Anschlag und die un¬ 
schuldigen Opfer nicht zu vergessen 44 . 

Vor 35 Jahren waren an diesem 
Ort um 10.25 Uhr in einem Wartesaal 
zwei Koffer mit Bomben explodiert, 
die 85 Menschen töteten und über 200 
verletzten. Der Anschlag, den die pseu¬ 
dorevolutionär getarnte Terrorgruppe 
„Nuclei Armati Rivoluzionari 44 (NAR) 
ausführte, war der bis dahin größte im 
Rahmen der von der CIA inszenierten 
Spannungsstrategie zur Verhinderung 
einer Regierungsbeteiligung der Kom¬ 
munisten. Im Mai 1978 war der linke 
Führer der Democrazia Cristiana (DC), 
Aldo Moro, der die PCI, zu dieser Zeit 
mit 34 Prozent Wählerstimmen zweit¬ 
stärkste Partei, in die Regierung auf¬ 
genommen hatte, Opfer dieser auch 
bleierne Jahre genannten Strategie ge¬ 
worden. Obwohl die PCI bei den Wah- 


da an nur noch durch die Ausgabe von 
Schuldverschreibungen erhalten wer¬ 
den - die Rede ist von 60 Milliarden 
US-Dollar - und die Schulden verdrei¬ 
fachten sich in fünfzehn Jahren. 

Interessanterweise - und keines¬ 
wegs überraschend - verspüren sowohl 
die Befürworter einer völligen Loslö¬ 
sung der Insel von den USA als auch 
diejenigen, die Puerto Rico gern als 51. 
Bundesstaat der USA sähen, in dem 
vorliegenden Debakel Wasser auf ihre 
Mühlen. Die Sezessionisten verlangen 
eine Abschaffung des Jones-Gesetzes 
aus dem Jahr 1920, wonach nur Schif¬ 
fe, die einem US-Bundesstaat gehören 
und von diesem betrieben werden, Wa¬ 
ren nach und von Puerto Rico transpor¬ 
tieren dürfen. Damit könnte man Ar¬ 
beitsplätze schaffen und Kosten einiger 
Produkte, vor allem von Erdöl, senken. 

Günter Pohl 


len im Frühjahr 1979 auf 30,4 Prozent 
absank und die DC offiziell einer Re¬ 
gierung mit ihr absagte, waren sich die 
Organisatoren in Washington und Rom 
einer dauerhaften Wende nach rechts 
nicht sicher und wollten in Bologna ein 
weiteres abschreckendes Beispiel de¬ 
monstrieren. 

Nach acht Prozessen, in denen die 
faschistischen, von rechten Justizkrei¬ 
sen beförderten Manöver, für den An¬ 
schlag Linke verantwortlich zu machen, 
scheiterten, wurden 1995 drei Faschis¬ 
ten der NAR zu 30 Jahren bzw. lebens¬ 
langer Haftstrafe verurteilt. Den Op¬ 
fern des blutigen Anschlags wurde bis 
2008 eine Entschädigung verweigert. 
Die Hintermänner wurden, wie auch 
der Vorsitzende des Verbandes der Op¬ 
fer und Hinterbliebenen, Paolo Bolo- 
gnesi, ausführte, nie zur Rechenschaft 
gezogen. Gegen einige Geheimdienst¬ 
leute und einen der Haupträdelsführer, 
den Chef der faschistischen Putschloge 
P2, Licio Gelli, wurden lediglich wegen 
Verschleierung des Tatherganges und 
Irreführung der Untersuchungsbehör¬ 
den geringfügige Freiheitsstrafen ver¬ 
hängt. Das verwundert nicht, wenn 
man bedenkt, dass einer der Stellver¬ 
treter Gellis im Dreierdirektorium der 
faschistischen P2 ein gewisser Silvio 
Berlusconi war, ab 1994 mit Unter¬ 
brechungen dreimal Premier. So wur¬ 
de erst kürzlich bei der Aufdeckung 
des Mafia-Kartells der Hauptstadt 
bekannt, dass dessen Chef Massimo 
Carminato zu den Mitbegründern der 
NAR gehörte und an dem Anschlag 
in Bologna beteiligt war. Einbezogen 
in den Mafia Capitale genannten Clan 
war der faschistische Bürgermeister 
(2008-2011) Giovanni Alemanno, ein 
enger Vertrauter Berlusconis und Mi¬ 
nister in dessen Regierungen. 

Gerhard Feldbauer 


Gedenken und Lügen 

Mit einem Appell zum Frieden wurde 
am Sonntag der Opfer des US-ameri¬ 
kanischen Atombombenabwurfs vor 
70 Jahren auf die japanische Stadt Na¬ 
gasaki gedacht. Nagasakis Bürgermeis¬ 
ter Tomihisa Taue mahnte, Japan dürfe 
niemals vom Prinzip »Nie wieder Krieg« 
abweichen. Er bezog sich damit auf eine 
Militärreform, die die japanische Regie¬ 
rung des Ministerpräsidenten Shinzo 
Abe auf den Weg gebracht hat. 

Im Widerspruch zu den bekann¬ 
ten historischen Fakten wiederholten 
bürgerliche Medien erneut die Lüge, 
dass die Niederlage Japans angeblich 
durch die Abwürfe der Atombomben 
herbeigeführt worden sei. »Unter dem 
Eindruck der Zerstörungen kapitulier¬ 
te das Kaiserreich Japan am 15. Au¬ 
gust«, schrieb die Nachrichtenagentur 
dpa auch am Sonntag. Tatsächlich ging 
es den USA vor allem darum, im sich 
verschärfenden Konflikt mit der So¬ 
wjetunion ihre durch die neue Waffe 
vergrößerte militärische Macht zu de¬ 
monstrieren. 

Reformen angekündigt 

Nach landesweiten Protesten hat Iraks 
Ministerpräsident Haidar al-Abadi 
»Reformen gegen die Korruption« 
angekündigt. Eine Kommission soll 
Schmiergeldvorwürfe gegen aktuelle 
und ehemalige Regierungsbeamte un¬ 
tersuchen, teilte die irakische Regierung 
am Sonntag mit. 

Am Freitag hatten Tausende Iraker 
auf dem Tahrir-Platz in Bagdad und in 
anderen Städten gegen den wirtschaft¬ 
lichen Zerfall des Landes, gegen Vet¬ 
ternwirtschaft und Stromabschaltun¬ 
gen demonstriert. 

Östliche Flanke stärken 

Eine US-Panzerbasis wird voraussicht¬ 
lich in der Stadt Ciechanöw in Zent¬ 
ralpolen eingerichtet, wie die Zeitung 
»Rzeczpospolita« berichtet. Die Mili¬ 
tärbasis soll dazu dienen, »die östliche 
NATO-Flanke zu stärken«. 

In Ciechanöw, dem früheren Stand¬ 
ort eines Artillerie-Regiments, befin¬ 
den sich Dutzende Objekte, darunter 
Kasernen und Lagerhäuser, auf einer 
38 Hektar großen Fläche. Laut inoffi¬ 
ziellen Informationen sind die USA 
daran interessiert, die in Ciechanöw 
befindlichen armeeeigenen Immobili¬ 
en zu nutzen. Wie die Zeitung schreibt, 
könnten die USA dort ein Panzerba¬ 
taillon - eine mehrere hundert Mann 
starke Kampfeinheit mit 50 Panzern - 
stationieren. 

Lager in Serbien 

Die Europäische Union denkt nach 
Angaben eines serbischen Spitzenpo¬ 
litikers über die Errichtung eines Zent¬ 
rums für 400 000 Flüchtlinge in Serbien 
nach. Ein möglicher Standort sei Süd¬ 
serbien, sagte der Vorsitzende des Par¬ 
lamentsausschusses für Verteidigung 
und Sicherheit, Momir Stojanovic, der 
Zeitung »Blic« in Belgrad. 

In Südserbien gibt es schon in der 
Stadt Presevo ein nationales Aufnah¬ 
melager für zehntausende Migranten 
aus Syrien, Afghanistan und Pakistan. 
Landes weit halten sich laut »Blic« zur 
Zeit 70 000 Menschen im Transit in 
Richtung Westeuropa auf. 

Erster Schritt 

Angeblich »als Reaktion auf die Ver¬ 
letzung zweier südkoreanischer Sol¬ 
daten durch mutmaßlich nordkoreani¬ 
sche Landminen« will Südkorea seine 
Propaganda-Durchsagen an der Gren¬ 
ze wieder aufnehmen. Die Wiederauf¬ 
nahme dieser Art der psychologischen 
Kriegsführung nach elfjähriger Unter¬ 
brechung wurde vom Ministerium als 
»ein erster Schritt« angekündigt. 

Das UNO-Kommando in Korea 
(UNC) und die südkoreanische Ar¬ 
meeführung werfen der nordkoreani¬ 
schen Volksarmee vor, erst vor kur¬ 
zem Antipersonenminen auf der südli¬ 
chen Seite der demilitarisierten Zone 
(DMZ) zwischen beiden Staaten ver¬ 
legt zu haben. Am Dienstag der vergan¬ 
genen Woche wurden bei der Explosi¬ 
on solcher Minen zwei südkoreanische 
Soldaten während eines Kontrollgangs 
schwer verletzt. Südkorea warf Nord¬ 
korea am Montag Provokation vor und 
drohte mit »Vergeltung«. 


Die Wahl als Referendum Terror für Rechtswende 

Katalonien entscheidet über Abspaltung Erinnerung an Anschlag von Bologna vor 35 Jahren 
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Thema der Woche 
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Erpresst, verraten und verkauft 


A m Ende der Verhandlungen 
zwischen der Syriza-Regierung 
und den Gläubigern Athens 
stand genau das, was die Mehrheit 
der Bevölkerung nicht wollte: die 
Fortführung der rigorosen Sparpoli¬ 
tik. An Griechenland haben die „In¬ 
stitutionen“ die EU-Kommission und 
die Regierungen der führenden EU- 
Staaten - allen voran Deutschland - 
ein Exempel statuiert. Und die grie¬ 
chische Regierung ist dem erpresseri¬ 
schen Druck erlegen. 

Zum Diktat gehört die Forderung 
weitere Betriebe, Einrichtungen sowie 
Immobilien mit Hilfe eines Fonds zu 
privatisieren (,, Privatisierungsfonds “ ), 
die sich im Besitz des griechischen 
Staates befinden. Die griechische Re¬ 
gierung soll damit, wie bei den letzten 
Verhandlungen bekräftigt, 50 Milli¬ 
arden Euro einnehmen. Das ist eine 
der Bedingungen dafür, dass das Land 
weitere Finanzhilfen durch seine Eu¬ 
ropartner erhält. 

Diese Forderung ist völlig unrea¬ 
listisch. 

Bereits 2011 wollte der damalige 
Premierminister Giorgos Papandreou 


50 Milliarden Euro durch die Privati¬ 
sierung von Staatsbesitz einnehmen. 
Er sprach vom „weltgrößten“ Privati¬ 
sierungsprogramm. Schon damals soll¬ 
ten unter anderem die Energiefirmen 
Depa und Hellenic Petroleum verkauft 
und der Wettanbieter Opap teilprivati¬ 
siert werden. Auch wurde der Verkauf 
von Lizenzen für die Häfen Piräus und 
Thessaloniki sowie für zahlreiche Re¬ 
gionalflughäfen angekündigt. Nur in 
wenigen Fällen „glückte“ die Priva¬ 
tisierung. So bei der Lotteriegesell¬ 
schaft Opap. Ein Teil des Hafens von 
Piräus wird mittlerweile vom chinesi¬ 
schen Unternehmen Cosco betrieben. 
Bis Anfang 2015 nahm die Regierung - 
trotz des „weltgrößten“ Privatisierungs¬ 
programms - lediglich fünf Milliarden 
Euro an Privatisierungserlösen ein. Das 
lässt darauf schließen, dass auch die ge¬ 
genwärtigen Ziele nicht umgesetzt wer¬ 
den können. Zudem wird selbst in den 
bürgerlichen Medien immer wieder 
daran erinnert, dass man in Deutsch¬ 
land schlechte Erfahrungen habe: Die 
Privatisierung durch die Treuhand hat 
nach dem Anschluss der DDR große 
Teile der ostdeutschen Wirtschaft zer¬ 


stört ...Auf der derzeit bekannten Pri- 
vatisierungsliste stehen unter anderem 
das Überlandnetz für Griechenlands 
Gas, das griechische Stromnetz und der 
staatliche Stromerzeuger Public Pow¬ 
er Corporation (PPC). Obenan steht 
die Privatisierung des Betriebs von 14 
Regionalflughäfen, zum Beispiel des 
Flughafens von Chania auf Kreta. Auf 
der Liste steht der ehemalige Flugha¬ 
fen Athen, Ellinikon. Seit 2004 hegt das 
Grundstück brach. 

Auch der neue Athener Flughafen, 
gebaut für die Olympischen Spiele 
2004, soll privatisiert werden, ebenso 
weitere Inseln in der Ägäis bzw. Grund¬ 
stücke auf diesen Inseln. Und der Ha¬ 
fen von Piräus soll nun vollständig pri¬ 
vatisiert werden. 

Für die Beschäftigten in den Betrie¬ 
ben, auf den Flughäfen, im Hafen von 
Piräus wird damit die Situation noch 
schwieriger, denn Entlassungen, Lohn¬ 
kürzungen sowie weitere Einschrän¬ 
kungen von sozialen und Arbeiterrech¬ 
ten sind programmiert. Griechenland 
verkauft den Rest seines „Tafelsilbers“ 
und die Zeche zahlt die Mehrheit sei¬ 
ner Bürgerinnen und Bürger ... UZ 


Bild links: Der Hafen von Piräus soll 
nun vollständig privatisiert werden. 
Bild darunter: Straßenkunst... 

Bild rechts: Auch das Stromnetz soll 
verkauft werden. 

Bilder rechts unten: Der Flughafen 
Athen-Ellinikon war von 1938 bis 
2001 der internationale Verkehrs¬ 
flughafen der griechischen Haupt¬ 
stadt Athen. 

Er wurde durch den neuen Flug¬ 
hafen Athen-Eleftherios Venizelos 
abgelöst und geschlossen (Fotos: 
Flugfeld und Busterminal). 
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Interview / Kolumne 


Freitag, 14. August 2015 



„Wenn es gegen offenen Rassismus geht, 
dann gehe ich auch mit der SPD“ 

Interview mit Helga Meyer und Alexander Kurz* 
vom Friedensaktionsbündnis (FAB) Osnabrück 


Gastkolumne von Herbert Mies 

Zur Vorgeschichte des 
Ermittlungsskandals 


UZ: Ihr seid eine neue Gruppe von teil¬ 
weise sehr jungen Menschen. Was ist 
eure Motivation gewesen, ein Friedens¬ 
aktionsbündnis zu gründen und warum 
seid ihr nicht bei einer der bestehenden 
Gruppen eingestiegen? 

Helga: Unsere Motivation erschließt 
sich schon aus unseren Namen, Frie¬ 
densaktionsbündnis. 

Wir haben uns entschieden, nicht in 
bestehende Strukturen reinzugehen und 
dort und von innen heraus dort etwas zu 
ändern. Für uns hat es viel mehr Sinn 
gemacht, mit neuen Leuten, die ähnlich 
wie wir denken, einfach aktiv zu werden. 

UZ: Warum? 

Helga: Entweder waren die Gruppen so 
durchstrukturiert, dass wir das Gefühl 
hatten, es bewegt sich gar nichts mehr, 
oder es war völlig strukturlos und die 
Energie ist verpufft, ohne in etwas Kon¬ 
kretes zu münden. Da anzudocken, da¬ 
für waren wir vielleicht einfach zu ge¬ 
trieben von den Ereignissen, zum Bei¬ 
spiel in der Ukraine. 

Alexander: Ohne die bestehenden Or¬ 
ganisationen angreifen zu wollen, aber 
es passierte einfach zu wenig. Das war 
auch ein Grund dafür, dass wir anfangs 
die Mahnwachen mitgetragen haben. Es 
ging uns darum in Aktion zu treten. 

UZ: Ihr habt euch inzwischen von den 
Mahnwachen klar ab gegrenzt. Warum? 

Alexander: Die Trennung von den 
Mahnwachen haben wir aktiv vollzogen. 
Beim „Offenen Mikro“ haben wir das 
Thema Rassismus direkt angesprochen 
und Teile der Mahnwache haben sich 
dann richtig überschlagen. Da kamen 
dann Beiträge, die uns schnell klar ge¬ 
macht haben, dass wir uns damit ausei¬ 
nandersetzen müssen, woher diese Leu¬ 
te kommen. Da waren „Reichsbürger“ 
darunter und andere Verstrahlte, AfD- 
Sympathisanten usw. 

Der Bruch war in dem Moment voll¬ 
zogen, als wir gefordert haben, sich ge¬ 
gen Hogesa und Pegida zu positionie¬ 
ren. 

UZ : Angesichts der aktuellen Kriege und 
Konflikte scheint es ja aber doch schwie¬ 
rig, angemessen auf das zu reagieren, was 
in der Welt vor sich geht. Wie geht ihr da¬ 
mit um? 

Helga: Das ist immer ein Kampf mit der 
eigenen Frustrationsgrenze. 

UZ: Mit der Demonstration „Wir 
sind Charlie, nicht Pegida“ habt ihr ei¬ 
nen Nerv getroffen und in Osnabrück 
4 500 Menschen mobilisiert. Die Stim¬ 
mung zu dieser Zeit zu nutzen, um sich 


deutlich gegen Kräfte wie Pegida zu stel¬ 
len, hat offenbar gegriffen ... 

Alexander: ... es gab in Osnabrück Ver¬ 
suche, einen lokalen Ableger von Pegi¬ 
da zu gründen. Auf Facebook gab es be¬ 
reits eine solche Gruppe, als die Redak¬ 
tion von „Charlie Hebdo“ angegriffen 



wurde. Da war uns allen eigentlich klar, 
dass es von rechts Versuche gibt, diesen 
Anschlag zu instrumentalisieren. Daher 
das Motto der Demo: „Wir sind Charlie, 
nicht Pegida“, für das wir auch Kritik ge¬ 
erntet haben. 

Für uns war klar, dass Pegida versu¬ 
chen wird, auf dieser Welle der Solidari¬ 
sierung mit „Charlie Hebdo“ zu schwim¬ 
men. Eine Mobilisierung von rechts 
durften wir nicht zulassen und haben 
dann innerhalb von zwei Wochen dann 
dieses Bündnis für die Demonstration 
auf die Beine gestellt. 

Helga: Es geht uns aber gar darum, 
nicht Luftschlösser zu bauen und zu 
sagen „Wir wollen immer eine große 
Masse erreichen - möglichst deutsch¬ 
landweit“, sondern zu sagen: „Ok, wir 
sind jetzt hier in Osnabrück und hier 
können wir direkt wirken“. Wir wollen 
Aktionen machen, die wirklich umsetz¬ 
bar sind. Man kann sich riesige Aktio¬ 
nen vorstellen, aber es bringt ja nichts, 
wenn nicht mit kleinen Aktionen be¬ 
gonnen wird, ein Fundament zu legen. 
Wir tasten immer ein wenig ab, wie die 
Stimmung in der näheren Umgebung 
ist. 

UZ: Wie reagiert ihr auf die Kritik, dass 
ihr gemeinsam mit Parteien wie der SPD 
demonstriert, die ja u. a. in der Bundesre¬ 
gierung Verantwortung trägt für Kriegs¬ 
einsätze und eine Politik der Ausgren¬ 
zung? 

Helga: Mein Gefühl sagt mir da zu¬ 
nächst einmal, dass es jetzt nicht um die 
SPD geht, wenn solche Auseinanderset¬ 
zungen wie mit Pegida auf der Tagesord¬ 
nung sind. Wenn sie sich unter einem ge¬ 
meinsamen Nenner - und wenn es nur 
der kleinste gemeinsame Nenner ist - an 
Aktionen vor Ort beteiligen, ist mir das 
erst einmal wichtiger. 

Alexander: Wenn es um den Kampf ge¬ 
gen Rassismus geht, dann laufe ich auch 
mit der SPD - auch wenn die SPD eine 
rassistische Asylpolitik betreibt. Wenn 
SPD-Mitglieder mit mir gegen offenen 
Rassismus auf die Straße gehen, dann 
sind sie in dieser Frage meine Bündnis¬ 


partner. In der Frage der Krise in der 
Ukraine waren sie das nicht. 

Und auch anlässlich des Anti¬ 
kriegstages, wo wir zu einem „Markt 
der friedlichen Möglichkeiten“ aufru- 
fen, sind sie auch nicht unser Bündnis¬ 
partner - da gehen sie auch nicht mit 
uns auf die Straße. Wobei es in Osna¬ 
brück schon bemerkenswert war, dass, 
als Vitali Klitschko die Stadt anläss¬ 
lich der „Osnabrücker Friedensgesprä¬ 
che“ heimsuchte, sich die Osnabrücker 
SPD einem Eintrag ins goldene Buch 
der Stadt verweigern wollte und dafür 
von der Bildzeitung mit der Schlagzeile 
„Provinz-SPD löst Klitschko-Eklat aus“ 
abgewatscht wurde. Für diese Aktion 
tauchte die Osnabrücker SPD dann so¬ 
gar ein weiteres Mal im Springer-Blätt¬ 
chen als „Verlierer des Tages“ auf. 

Das zeigt, dass es durchaus Wider¬ 
sprüche in der Haltung von Mitgliedern 
oder Teilen der Partei zur Position der 
SPD-Spitze gibt. 

UZ: Du hast die Vorbereitungen zum 
Antikriegstag angesprochen. Was ist in 
Osnabrück konkret geplant? 

Alexander: Es läuft unter dem Namen 
„Markt der friedlichen Möglichkeiten“ 
und wird am 29. August als Bündnisakti¬ 
on von neun Organisationen stattfinden. 
Mit dabei sind neben unsrem FAB u.a. 
VVN-BdA, der DGB, die Osnabrücker 
Friedensinitiative, attac, Remarque-Ge¬ 
sellschaft und Pax Christi. Wir haben 
vor, ein inhaltliches Angebot mit Info¬ 
ständen und über ein wanderndes Mi¬ 
kro mit Livemusik und Straßentheater 
zu verbinden. 

UZ: Findet ihr eine solche „nette“ Ver¬ 
anstaltung an einem Samstag - einem 
Markttag in Osnabrück - dem Thema 
Krieg und Frieden angemessen? 

Alexander: Wir müssen die Leute ange¬ 
sichts der derzeitigen Lage schon auf¬ 
wecken, aber es muss auch einen Zu¬ 
gang bieten. Samstags in der Stadt ist 
es natürlich schwer, zwischen den Ein¬ 
kaufenden ein Zeichen für den Frieden 
zu setzen, aber genau das versuchen wir. 

Helga: Dadurch, dass wir so eine gute 
Gruppe bilden, können wir zeigen: „Da 
passiert was“. In Osnabrück passiert es 
ja nicht so häufig, dass mehrere Grup¬ 
pen gemeinsam zu einem Thema eine 
größere, sichtbare Aktion starten. 

Wir versuchen damit zum 1. Sep¬ 
tember einen niedrigschwelligen Zu¬ 
gang zu bieten, sich mit dem Thema 
Frieden auseinanderzusetzen. 

Das Gespräch führte Lars Mörking 

*Namen von der Redaktion geändert. 
Mehr zum Friedenaktionsbündnis Os¬ 
nabrück unter: fabos.blogsport. de 


„Friedhofsruhe erwünscht: Ermitt¬ 
lungen gegen Journalisten wegen 
Landesverrat“ Das ist ein Skandal. 
Er ist sicherlich dem verfassungs¬ 
widrigen Verhalten des General¬ 
bundesanwalt Harald Range zuzu¬ 
schreiben. Dieser Skandal hat aber 
auch seine Urahnen, seine Urheber. 
Sie finden sich unter den Schöpfern 
des Strafrechtsänderungsgesetzes, 
auch „Blitzgesetz“ genannt. Bis zum 
30. August 1951, als das Strafrecht 
um „politisches Strafrecht“ ergänzt 
wurde, galt in der Bundesrepublik 
nur eine einzige Staatsschutzbe¬ 
stimmung: Schutz vor Hochverrat. 
Ab dann wurde mit diesem Gesetz 
„Landesverrat“ als Tatbestand ein¬ 
geführt. 


In der Weimarer Republik hat¬ 
ten die Vorschriften über Landes¬ 
verrat eine verhängnisvolle Bedeu¬ 
tung zur Diffamierung des politi¬ 
schen Gegners, zur Unterdrückung 
pazifistischer Enthüllungen über 
Aufrüstungsmaßnahmen. In Hit¬ 
lers „Heimtückegesetz“ wurde der 
Landesverratsparagraf zu einer Vor¬ 
schrift für Hinrichtungen perver¬ 
tiert. Mit der willkürlichen Handha¬ 
bung des Paragraphen „Landesver¬ 
rat“ wurde nicht nur die Tätigkeit 
von Kommunisten, sondern auch 
die jeder Art von linker Oppositi¬ 
on kriminalisiert. Das war damals 
so und das war später in Zeiten des 
Kalten Krieges so. 

Das sollte Vergangenheit gewe¬ 
sen sein. Mit der Versetzung Ran¬ 
ges in den Ruhestand, der bloßen 
Kritik an den Ministern für Justiz 
und Inneres wegen Untätigkeit, der 
Forderung nach Rücktritt des Präsi¬ 
denten des Verfassungsschutzes ist 
es nun nicht getan. Eine der Kon¬ 
sequenzen des derzeitigen Skandals 
wäre: Die meisten Staatsschutzbe¬ 
stimmungen - des Jahres 1951 -, vor 
allem die zum Landesverrat, gehö¬ 
ren annulliert. Diese so genannte 
Staatsschutzbestimmung wurde fast 
wörtlich aus der Strafrechtsnovelle 
von 1934 zum „Landesverratsde¬ 
likt“ übernommen. Die Bestrafung 
dieses Delikts war darauf angelegt, 
die Verfolgung von Oppositionellen 
weit vorzuverlegen. 

Max Reimann schrieb in seinen 
Erinnerungen, die Adenauerpolitik 
wäre in die Brüche gegangen, wä¬ 
ren die Auseinandersetzungen um 
die Grundentscheidungen der Po¬ 
litik zu Anfang der fünfziger Jahre 
auf dem Boden der von seinen Vä¬ 
tern geschaffenen Verfassung mit 
demokratischen Mitteln ausgetra¬ 
genen worden. Es wäre nicht zu ei¬ 
nem reaktionären „Blitzgesetz“ mit 
seinem Landesverrat-Delikt und 
nur schwerlich zum Übergang zur 
politischen Justiz gekommen. 

Der Paragraph „Landesverrat“ 
hatte noch einen anderen Vorlauf. 
Er begann mit einer Rede des ame¬ 
rikanische Präsidenten Truman am 
21.August 1951: „Der Amerikanis¬ 
mus wird im Lande und außerhalb 


des Landes vom Kommunismus 
angegriffen ... Wir zerbrechen die 
kommunistische Verschwörung in 
den Vereinigten Staaten. Wir bauen 
unsere Verteidigung auf, machen 
unser Land stark und helfen un¬ 
seren Verbündeten, damit sie sich 
selbst helfen können.“ 

Die „Stärkung der USA 4 ge¬ 
schah in der Folgezeit durch den 
antikommunistischen Hexenjäger 
McCarthy. Die „Hilfe für die Ver¬ 
bündeten“ hatte Adenauer schon 
vorher eigenständig begonnen. 
Eine Volksbefragung zu der Fra¬ 
ge „Sind Sie gegen die Remilitari¬ 
sierung Deutschlands und für den 
Abschluss eines Friedensvertrages“, 
die bereits sechs Millionen Bürge¬ 
rinnen und Bürger per 
Unterschrift gefordert 
hatten, wurde verboten. 
Das Verbot der Freien 
Deutsche Jugend in 
Westdeutschland am 
26. Juni 1951 wegen ih¬ 
res Kampfes gegen die 
Spaltung Deutschlands 
wurde von der Adenau¬ 
erregierung betrieben, 
aber auch von einigen 
SPD-Führern unter¬ 
stützt. 

Wenig später Unter¬ 
zeichnete Bundeskanz¬ 
ler Adenauer in Paris 
den Vertrag über die 
Europäische Verteidi¬ 
gungsgemeinschaft. 
Durch diesen Vertrag 
sollte die Handhabe ge¬ 
schaffen werden, eine Westdeutsche 
Armee aufzustellen. 

Das waren sowohl Vorläufer als 
auch Begründungen für die Einfüh¬ 
rung des Landesverrats in die politi¬ 
sche Strafjustiz. 

Mit den Stimmen der SPD, aber 
gegen die der KPD verabschiedete 
der Bundestag das 1. Strafrechtsän¬ 
derungsgesetz. das das Strafrechts¬ 
gesetzbuch in dem Bereich Hoch¬ 
verrat um „Landesverrat“ ergänzte, 
trotz massenhafter Volkskritik und 
nachhaltiger Kritik des 38. Juristen¬ 
tages. 

Auf Grund des Gesetzes wurden 
zwischen 1952 und 1954 über 8 000 
Strafverfahren wegen politischer 
Delikte eingeleitet. Der neu auf¬ 
genommene Tatbestand der Staats¬ 
gefährdung wurde zur juristischen 
Grundlage für die politische Verfol¬ 
gung all jener die sich der Wiederbe¬ 
waffnung, Westintegration und der 
Hinnahme der Spaltung Deutsch¬ 
lands widersetzten. Das traf auch 
mich, der ich damals ein Sekretär 
des Zentralbüros der verbotenen 
Freien Deutschen Jugend in West¬ 
deutschland war. 

Mir und vielen anderen drohten 
in dieser Zeit Verhaftung, Treibjagd 
mit Haftbefehlen und Verurteilung 
wegen Staatsgefährdung als Rädels¬ 
führer. Meine stille Hoffnung, dass 
sich die SPD zu einer Initiative auf¬ 
schwingt, um das Gesetz zu Fall zu 
bringen, ging nicht in Erfüllung. 
Meine Hoffnung gründete sich un¬ 
ter anderem auf eine harte Selbst¬ 
kritik und Kritikim Jahre 1954 durch 
den damaligen Rechtsexperten der 
SPD an der gesetzgeberischen Ar¬ 
beit des Bundestages und an der 
Fehlleistung des Bundesjustizmi¬ 
nisteriums in Sachen Strafrechtsän¬ 
derungsgesetz. Zu Konsequenzen 
kam es nicht. 

Es würde an ein Wunder gren¬ 
zen, wenn die SPD von heute auf 
ihre Altvorderen hören würde. 
Wozu sie in fünfzig Jahren nicht Wil¬ 
lens und fähig war, könnte ja heute 
von der Partei „Die Linke 44 aufge¬ 
griffen werden. 

(Foto:Adi Reiher, 2008/Veranstaltung 
zum 40. Jahrestag der DKP in Reck¬ 
linghausen) 
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Italien im August 1945 

Bereits zu dieser Zeit konnten sich die Mussolini-Faschisten verdeckt wieder organisieren 


S eit dem Ende des Krieges und der Hin¬ 
richtung des „Duce“waren kaum mehr als 
drei Monate vergangen, als sich am 8. Au¬ 
gust 1945 die Mussolini-Faschisten in verdeck¬ 
ten Formen als Sammlungsbewegung Uomo 
Qualunque (Jedermann) wieder organisieren 
konnten. Sie bildeten zunächst regionale und 
halblegale, meist paramilitärisch aufgebaute fa¬ 
schistische Gruppen. Als ihre Führungszentra¬ 
le wirkten die von dem früheren Staatssekre¬ 
tär Mussolinis, Giorgio Almirante, organisierten 
Fasci di Azione Rivoluzionaria (FAR). Almiran¬ 
te hatte noch kurz vor Kriegsschluss einen Ge¬ 
nickschuss-Befehl gegen Partisanen erlassen. In 
den FAR fand sich der harte Kern der alten Fa¬ 
schisten zusammen, darunter aus Mussolinis Ca- 
mice nere (Schwarzhemden) der spätere Chef 
der faschistischen Terrorbanden Pino Rauti, und 
der berüchtigte Rassen-Ideologe des „Duce“ Ju¬ 
lius Evola. 


★ 

Der Faschismus demonstrierte durch Terror 
und spektakuläre Aktionen seine Kontinuität, 
um die Bevölkerung einzuschüchtern, progres¬ 
sive bürgerliche Kräfte unter Druck zu setzen 
und die rechten Kreise der Democrazia Cris- 
tiana (DC) bei der Verhinderung einer antifa¬ 
schistischen Demokratisierung zu unterstüt¬ 
zen. Vor dem 1. Jahrestag seiner Hinrichtung 
entführten Faschisten am 23. April 1946 den 
Feichnam Mussolinis vom Mailänder Friedhof. 
Die Aktionen des Faschismus zeigten, dass die¬ 
ser von einflussreichen Kapitalkreisen unter¬ 
stützt wurde. Uömo Qualunque verbreitete 
eine gleichnamige Tageszeitung mit über 100 
000 Exemplaren, eine Wochenzeitschrift „Ea 
Rivölta ideale“ sowie massenweise Broschüren 
und Flugblätter. 

Dass der Faschismus eine ernst zu nehmen¬ 
de politische Kraft blieb, der die Nachkriegs¬ 
entwicklung beeinflusste, zeigte sich an den 
Wahlergebnissen zur Verfassungsgebenden Ver¬ 
sammlung, zu der die faschistische Jedermann- 
Bewegung mit Duldung der Besatzungsmacht 
ungehindert kandidieren konnte. Sie erreichte 
mit über 1,2 Millionen Wählern 5,3 Prozent der 
Stimmen und zog mit 30 Vertretern in die Kon¬ 
stituierende Versammlung ein. Zusammen mit 
den 6,8 Prozent der Monarchisten und anderen 
reaktionären Splittergruppen stellte sie eine 
wichtige Reserve der DC und anderer bürgerli¬ 
cher Parteien bei der Verteidigung der Macht¬ 
positionen des Kapitals dar. 



Bild oben: Turin am 6. Mai 1945: Parade anlässlich der Befreiung auf der Piazza Vittorio Veneto. Doch 
die Faschisten formierten sich breits neu ... 

Bild unten links: Junio Valerio Borghese (um 1944/1945 in der Uniform der X a Flottiglia MAS der RSI, 
einer Spezialeinheit der faschistischen italienischen Marine). 

Bild unten rechts: Almirante im Jahr 1971. 


Ihren vorläufigen Abschluss fand die Reor¬ 
ganisation des Faschismus mit der offiziellen 
Wiedergründung der faschistischen Partei am 
26. Dezember 1946 in Gestalt der Movimento 
Sociale Italiano, was durch die Abkürzung MSI 
eine Beziehung zum Namen Mussolinis herstel- 
len sollte. Zum Nationalsekretär wurde Almi¬ 
rante, zum Vorsitzenden der Kriegsverbrecher 
Valerio Borghese gewählt. Zu den Grundlagen 
ihres Wirkens erklärte die MSI das faschistische 
Parteiprogramm von 1919. 

★ 

Der Faschismus konnte sich nach 1945 wieder 
organisieren, weil die USA ihn nach Außen als 
Erfüllungsgehilfen im Kalten Krieg gegen die 
UdSSR und im Inneren zur Verhinderung einer 
von Kommunisten und Sozialisten dominierten 
antifaschistischen Regierung brauchten. Dazu 


Die USA brauchten sie zur 
Niederhaltung der Kommunisten 
und Sozialisten 


bekannten sie sich offen beim Abschluss des 
Friedensvertrages mit Italien am 10. Februar 
1947, in dem sie die von der UdSSR geforderte 
Klausel ablehnten, niemals wieder faschistische 
Organisationen zu erlauben und Kriegsverbre¬ 
chen nicht ungesühnt zu lassen. 

Gerhard Feldbauer 




Bis heute „unbotmäßig“ 

Zum 85. Geburtstag des Historikers Eberhard Czichon 


„Du kannst alles schreiben“, so Eberhard Czi¬ 
chon am Telefon, und es gehe ihm gut, nur das 
Laufen ... Aber zu den Parteiversammlungen 
würde er gefahren. In seinem Alter dürfe er sich 
auch mal fahren lassen. Ja - darf er, denn in die¬ 
sen Tagen feiert er seinen 85ten Geburtstag. 

Gehört „unbotmäßig“ zu sein (laut Duden 
„sich nicht so verhaltend, wie es [von der Obrig¬ 
keit] gefordert wird“) zu den Eigenschaften ei¬ 
nes guten, das heißt ehrlichen, Historikers? Die 
eigene Forschung auf Fakten aufzubauen und sei¬ 
ne Ergebnisse auch gegen tatsächliche oder ver¬ 
meintliche Obrigkeit zu verteidigen, sollte einen 
Historiker, einen marxistischen zumal, auszeich¬ 
nen. Czichon ist ein solcher. 

Bekannt wurde Eberhard Czichon in der 
BRD 1967 mit seinem Buch „Wer verhalf Hitler 
zur Macht?“, sein 1970 erschienenes Werk „Der 
Bankier und die Macht“, in der er die Nazi-Ver¬ 
strickungen der Deutschen Bank offenlegte, 
machte ihn im Westen berüchtigt. Es war ein ent¬ 
scheidender Beitrag zur Entlarvung der Nazipro¬ 
fiteure. H.-J. Abs, Ex-Vorstandssprecher der Bank 
klagte gegen die Veröffentlichung. Vor dem Pro¬ 
zess war Czichon zuversichtlich. Was Abs 4 An¬ 
walt nicht wusste: In New York hatte ein Histori¬ 
ker Mikrofilme der „OMGUS-Ermittlungen“zur 
Deutschen Bank gefunden und Kopien gelangten 
über Tel Aviv und Wien in Czichons Besitz. Alle 
Behauptungen waren gerichtsfest belegbar. Was 
aber Czichon nicht wusste: obwohl er die Kopi¬ 
en in der Tasche hatte, würde er sie in dem Pro¬ 
zess nicht ausgiebig nutzen können. Seinem An¬ 
walt Friedrich Karl Kaul war der Wink gegeben 
worden, dass es nicht nützlich sei, den Prozess 
gegen Abs zu gewinnen. Es herrschte wohl die 
Besorgnis, das erhoffte „Tauwetter“ in den Wirt¬ 
schaftsbeziehungen könnte schaden nehmen. Die 
Anwälte schlossen einen „Deal“, Czichon konnte 
seine Trumpfkarten nicht ziehen und folgerichtig 


bezahlte die Westabteilung der SED die Scha¬ 
densersatzforderungen gegen ihn. Ohne Mitwir¬ 
kung der Westabteilung konnte das Buch dann 


1977 in hoher Auflage in Moskau erscheinen. 

Doch für die Geschichtswissenschaft der 
DDR kamen seine Ergebnisse zur falschen Zeit. 
Seine Promotionsschrift wurde zurückgewiesen, 
die von ihm dargelegten Differenzierungen in 


den Einstellungen der Bourgeoisie zum Faschis¬ 
mus fanden Ablehnung. Anregungen vom Insti¬ 
tut für Marxismus-Leninismus, seine Thesen zu 
„überdenken“, lehnte er ab. Er blieb ohne den 
Vornamen „Dr “ aber dem Grundsatz eines mar¬ 
xistischen Historikers treu, notwendig „unbotmä¬ 
ßig.“ (Später vertrat das IML identische Thesen.) 

„Wegen Unbotmäßigkeit“ wird er dann auch 


1981 aus der 
SED ausge¬ 
schlossen. Aber er 
bleibt „der Sache“ - und der 
Partei - verbunden. Als er wieder in 


die SED eintreten will, bitten ihn die Genossen, 
noch ein wenig zu warten, denn „als Parteiloser 
hast Du größeren Einfluss in der BGL 4 . Also war¬ 
tet er ein wenig. 

1990 ist er Mitbegründer der „Kommunisti¬ 
schen Plattform“, schätzt aber nach einiger Zeit 
ein, dass die PDS-Führung eine eigene Strategie 
mit der KPF verfolgt und verlässt diese Partei. 
Als Gründungsmitglied des „RotFuchs“ versucht 
er, den damaligen DKP-Parteivorstand für eine 
Ausdehnung der Partei in den Osten zu gewin¬ 
nen. 

Heute ist Eberhard Czichon in seiner Par¬ 
tei, der DKP, hoch geachtetes Mitglied der Ge¬ 
schichtskommission. 

2001 erschienen Czichons erweiterte For¬ 
schungsergebnisse zur Deutschen Bank un¬ 
ter dem Titel „Deutsche Bank - Macht - Poli¬ 
tik“ bei Papyrossa. Zwei andere Bücher dürfen 
nicht unerwähnt bleiben: „Das Geschenk. Die 
DDR im Perestroika-Ausverkauf“ {Papyrossa, 
1999/2009 ), in dem er mit Heinz Marohn Ak¬ 
ten des SED/PDS-Archivs auswertete und auf¬ 
deckte, wie Parteikader in denVerkauf der DDR 
durch Gorbatschow verwickelt waren. 
Namen sind genannt, geklagt 
hat niemand, aber „unbotmä¬ 
ßig“ mag es manchem geschie¬ 
nen haben. 

Den Doppelband „Thälmann. 
Ein Report“ {Heinen, 2010) ver¬ 
öffentlichten Czichon und Ma¬ 
rohn nach fast einem Jahrzehnt Ar¬ 
chiv-Arbeit. Damals konnte ich sei¬ 
ne Sorgfalt und Genauigkeit erleben. 
„Gewendete“ Historiker tobten, weil er 
sich nicht ihrer heutigen Geschichtssicht 
anpasste - doch Fehler konnten sie den 
beiden nicht nachweisen. 

Eberhard Czichon ist immer Marxist ge¬ 
blieben, und seine starke Gelassenheit im 
Umgang mit Karrieristen hilft unbotmäßig. 

Danke Eberhard und auf Deinen 85ten: 

„Sto gramm.“ Grüße an Ruth! 

Wiljo Heinen 


Schnell wieder in Amt und Würden: Hermann Josef Abs in der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau 1949 in Frankfurt am Main. 
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Unterwegs mit einem, der fragt: 
Für wen komponiere ich? 

Theodorakis’ Musik in einer Babylon-Filmwoche als Stimme der Zeit 
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Anlässlich des 90 

. Geburtstags 

von MIKIS THEODORAKIS 
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Z um 90. Geburtstag des in aller Welt 
verehrten Ausnahmekünstlers Mi- 
kis Theodorakis setzte es sich des¬ 
sen Übersetzer und Biograf Asteris 
Kutulas zum Ziel, in 90 Minuten Non- 
stop-Musik und unkommentierten Film¬ 
bildern den allgegenwärtigen Freund in 
der ganzheitlichen Genrebreite seines 
Schaffens zu zeigen. Zum Jubiläum in 
Athen und zwei Tage später auch in Ber¬ 
lin stellte er „Dance Fight Love Die“ zu¬ 
nächst in einer Arbeitsfassung vor. Das 
poetische Roadmovie, wie er es nennt, 
ist eigentlich ein großer Musik-Video¬ 
clip. Es resultiert aus dem privaten, bis¬ 
her unangetasteten Tournee-Archiv des 
Regisseurs mit über 600 Stunden Film- 
Material aus fast 30 Jahren (1987 bis 
2014). 

Diesem Auftakt im ausverkauften 
Kino Babylon, vorangestellt die Live- 
Präsentation der neuesten CD mit bear¬ 
beiteten Theodorakis-Liedern, „Echow¬ 
and“, folgte eine Woche mit täglich einer 
Filmvorführung über Theodorakis oder 
mit seiner Musik. Kutulas’ 2014 fertig¬ 
gestellter Beitrag „Recycling Medea“ 
ist ein politisch-künstlerischer Filmes¬ 
say über die griechische Krise. Er ver¬ 
schränkt den Probenprozess 2012 für 
das „Medea“-Ballett (Choreographie: 
Renato Zanella, Primaballerina: Maria 
Kousouni) mit den heftigen Polizeiein¬ 
sätzen gegen massive Troika-Proteste 
in Athen. In der Zeit dieses „abfärben¬ 
den“ Erarbeitungsprozesses für die Büh¬ 
ne hatte sich der Komponist im Rollstuhl 
an die Seite der Demonstranten bringen 
und schützen lassen. Trotz der damals 
übergestülpten Gasmaske leidet er bis 
heute an den Verletzungen durch Trä¬ 
nengas. 

Theodorakis rief schon 1967 zum Wi¬ 
derstand auf, als die Obristenjunta die 
Macht ergriff. Damals wurde seine Mu¬ 


sik verboten, er selbst Monate später in¬ 
haftiert. In seiner Zelle schrieb er sich in 
Wort und Ton vorerst nur im Gedächt¬ 
nis einen Liederzyklus: „Sonne & Zeit“. 
Der gleichnamige Film (1999) berichtet 
authentisch über die Entstehung, den 
praktischen Erarbeitungsprozess u.a. 
mit Maria Farantouri und Rainer Kirch- 
mann und über die legendäre Auffüh¬ 
rung. „Mikis Theodorakis. Komponist“ 
(2010) beleuchtet auch seinen Kampf in 
den späten 1940er Jahren gegen die bri¬ 
tische Intervention in Griechenland, die 
Teilnahme am Bürgerkrieg, Verbannung 
und Folterung bis hin zu den Konzert¬ 
reisen im Exil, die zum Sturz der Junta 
1974 beitrugen. Für beide Filme zeich¬ 
nen Klaus Salge und Asteris Kutulas ver¬ 


antwortlich. „Zorbas“ (1964, 
Regie: Michael Cacoyannis) 
ergänzte die Retrospektive. 
Den Vorgeschmack dazu lie¬ 
ferten von Kutulas verwende¬ 
te Archiv-Schnipsel: Der grei¬ 
se Anthony Quinn der 90er 
Jahre, vom Dirigenten Mikis 
zum Äußersten getrieben, im 
Bühnen-Sirtaki. 

In den neunzig Minuten 
seines jüngsten, genrespren¬ 
genden Films „Dance Fight 
Love Die“ verwebt Kutulas 
sehr persönliche Momente mit 
historischem Material, doku¬ 
mentarische Aufnahmen mit 
verstörender Fiktion - in spe¬ 
ziell angefertigten epischen 
„Spielfilm“-Szenen mit Lie¬ 
benden, Schwangeren, Bru¬ 
derkämpfen oder demonstra¬ 
tiven Selbstmordarten. Nicht 
zuletzt geht es auch um den 
Widerhall von Theodorakis’ 
Musik in jungen Künstlern, 
sei es als Jazz, Klassik, Elect- 
ro oder Rap. Die „Microphone Mafia“ 
ist mit Esther Bejarano dabei, ebenso 
der Münchner Musikstudent Sebasti¬ 
an Schwab und die junge Sopranistin 
Johanna Krumin. Indem er nachschaf¬ 
fend 13 Theodorakis-Melodien für Ge¬ 
sang und Klavier arrangierte (deutsche 
Nachdichtungen von Ina Kutulas), „hat 
Sebastian meine Lieder auf magische 
Weise wiedergeboren“, meint Mikis. 
„Wie das Modale und Tonale ins Ato¬ 
nale kippt, das zeugt von einer wunder¬ 
baren, lebendigen Vorstellungsgabe. Jo¬ 
hanna singt das so, dass man zuhören 
muss. Näher kann man mir als Musiker 
nicht sein.“ 

Mit Theodorakis im Fokus, den es 
am Pult regelmäßig nicht hält mitzu¬ 


singen, springt die vorläufige Fassung 
dieser Reisefilmcollage hin und her, 
chronologisch wie geografisch. Die kon¬ 
trastierend gemischten Clips und Kame¬ 
rabeobachtungen folgen musikalischen 
Assoziationen auf einer „Echowand“. 
Bedeutende sinfonische und chorsin¬ 
fonische Theodorakis-Aufführungen in 
der DDR (wenigstens ab 1987) sucht 
man dann vergebens. Ein afrikanischer 
Chor in Johannesburg probiert das Ora¬ 
torium „ Axion Esti“ nach der Dichtung 
von Odysseas Elytis. Es vereint unter¬ 
schiedliche Strömungen der griechi¬ 
schen Musik, fordert und prophezeit ein 
neues Glück, eine neue Unschuld, eine 
durch die Liebe verklärte Welt. Dies sei 
eine „ganz andere Art von National¬ 
hymne“, schreibt Kutulas in seinem ak¬ 
tuellen Internet-Blog und berichtet aus 
Athen vom „Axion Esti“ zum diesjäh¬ 
rigen Theodorakis-Geburtstag. Bei die¬ 
sen Gesängen im Amphitheater Hero- 
des Attikus waren fünfeinhalbtausend 
Menschen und der 90-jährige Kompo¬ 
nist im Rollstuhl eins gegen die Berlin- 
Brüsseler Würge-Durchgriffe. 

Eine ins Schlafzimmer geträumte ly¬ 
rische Sopran-Aphrodite, mit Rousseau 
philosophierend, scheint Theodorakis’ 
Utopie von einer Gesellschaft zu ver¬ 
körpern, die ihre schöpferischen Geister 
nicht mehr dazu zwingt, ihre Kreativi¬ 
tät in geist- und kunstlose Tätigkeiten zu 
vergeuden. Die Musik stammt aus sei¬ 
ner Oper über den griechischen Dichter 
Kostas Kariotakis und dessen Selbsttö¬ 
tung 1928. Arbeiter in Norwegen singen 
Mikis ein Volkslied dort, wo es offen¬ 
bar nur noch Schnee, aber keinen Stahl 
mehr gibt. So ist dem einsam Summen¬ 
den die leere Werkhalle Echowand. 

90 Minuten über 90 Jahre: Trau¬ 
er musikalisch überwindend, erklingt 
2011 das „Lied der Lieder“ aus der 


Mauthausen-Trilogie von 1964 zu of¬ 
fizieller Stunde in jener KZ-Gedenk- 
stätte. Faschismus zertritt die Würde 
aller Menschen, heißt es dort sinnge¬ 
mäß. Man erinnert sich an den vergeb¬ 
lichen Versuch der österreichischen 
Parlamentspräsidentin, die Auffüh¬ 
rung zu verhindern aufgrund einer 
„Antisemitismus“-Debatte gegen den 
Komponisten. In Sydney Musik zum 
Film „Im Belagerungszustand“, bedrü¬ 
ckende Bilder aus Athen. Die antike 
Antigone-Gestalt, deren unversöhn¬ 
liche Gesten thematisch immer wie¬ 
derkehren. „Zeit zu sehen“ mit Es¬ 
ther Bejerano aus den Andreas-Lie¬ 
dern des Bürgerkriegs. Bald kommen 
die für Mikis sehr gegenwärtigen Er¬ 
lebnisse am Syntagma-Platz während 
der Probenpausen zu „Medea“ hinzu; 
aus dem hineingeschnittenen Filmsze¬ 
nenausschnitt bleibt das kindlich-reine 
Gesicht einer „Verlorenen“ (Generati¬ 
on) an den „Küsten des Lichts“ haften. 
In der Solo-Ballettfassung des Lied¬ 
zyklus’ „Raven“, nach Giorgos Seferis 
am Moskauer Bolschoi Theater, rückt 
der Rabe choreografisch ins Bild, der 
lebendige Wurzeln benagt. 

Das Finale ist ein kraftvoller Chor 
im Theater Monumental von Santia¬ 
go: „Aufständisches Amerika“. 1993, 
nach dem Sturz des Faschismus, leitete 
Franz Peter Müller-Sybel die großarti¬ 
ge erste Aufführung von Pablo Neru- 
das „Canto General“ in Chile. Mikis 
Theodorakis prägte 1980 anlässlich 
der eigenen Aufführung (musikalisch 
einstudiert von Müller-Sybel) in Ber¬ 
lin/DDR den Satz: Kunst im vertrau¬ 
ensvollen Dienst des Freiheitskamp¬ 
fes eines Volkes muss nicht nur die 
Liebe des Volkes erwecken, sondern 
auch den Hass seiner Feinde auf sich 
ziehen. Hilmar Franz 


Mumia in der „Lindenstraße“ 

Schauspieler setzen sich für die Freilassung des afroamerikanischen Publizisten ein 


Wer sich am vergangenen Sonntagabend 
die Zeit bis zur „Tagesschau“ mit der 
Lindenstraße vertrieb, mag sich verwun¬ 
dert die Augen getrieben haben: 30 Mi¬ 
nuten lang konnten wir Opa Adi gran¬ 
teln und werkeln beobachten - beklei¬ 
det mit einem T-Shirt mit der Aufschrift 
„Free Mumia“. 

Seit dem 8.12.1985 werden in der 
ARD-Fernsehserie „Lindenstraße“ - 
mal mehr, mal weniger überzeugend - 
politische Themen aufgegriffen: Atom¬ 
kraft, Umweltschutz, AIDS, Rassismus, 
Neonazis, Arbeitslosigkeit, usw. Im De¬ 
zember 2008 wurde diese Liste durch das 
Thema „Free Mumia“, bzw. Abschaffung 
der Todesstrafe, ergänzt: Der seinerzeit 
neue „Lindenstraßen“-Mitbewohner 
Opa Adi trat erstmals im Free-Mumia- 
T-Shirt auf. Damals noch als Schlafge¬ 
wand, das anfangs öfter auf tauchte, dann 
aber irgendwann in der Versenkung ver¬ 
schwand - um am letzten Sonntag pro¬ 
minent platziert wieder aufzutauchen. 

Opa Adi, gespielt vom Schauspieler 
und Kabarettisten Philipp Sonntag, ist 
ein schwer gebeutelter Mann: Als Foto¬ 
graf in Krisengebieten hatte der Alt-68er 
sich dem Kampf gegen den Krieg ver¬ 
schrieben, allerdings hinderte ihn seine 
Diabetes daran, seinen Beruf weiter aus¬ 
zuüben, so landete er ab Folge 1188, aus¬ 
gestrahlt am 7.9.2008, bei seinem Sohn, 
einem braven Handwerker, und dessen 
Familie in der Lindenstraße. 

Nach dem Tod von „Lindenstraße“- 
Urgestein Else Kling und dem Wegzug 
ihres Sohnes Olaf, der gern in ihre Fuß¬ 
stapfen als Blockwart getreten wäre, war 
seinerzeit der in München spielenden 
Fernsehserie der notorisch grantelnde 
Bayer abhanden gekommen. Diese Rol¬ 
le übernahm Opa Adi. Der ist allerdings 
eher Anti-Bayer: das Lieblingsthema des 
Alt-68ers ist Spießigkeit, vor allem die 
seines biederen Sohnes Jimi. 


Später siedelte sich auch noch Adis 
Erstgeborener Ernesto, ein Medizin 
praktizierender Yuppie-Schnösel, in der 
„Lindenstraße“ an. Noch ein Grund für 
Adi, auf die Barrikaden zu gehen und 
gegen Zweiklassenmedizin zu protes¬ 
tieren - vor der Praxis seines eigenen 
Sohnes. 

In den zuletzt ausgestrahlten Folgen 
nutzt Adi die Abwesenheit von Vasily 
Sarikakis, Wirt des griechischen Lokals 
„Akropolis“, um zur Verwertung der 
Essensreste eine Suppenküche zu eta- 


Wer Mumia Genesungswünsche 
schicken möchte, kann das unter fol¬ 
gender Adresse tun: 

Prisoner Wesley Cook, aka Mumia 

Abu-Jamal 

?#?AM? 8335 

SCI Mahanoy 

301 Morea Road 

Frackville, PA 17 932 USA 

Weitere Infos unter: http://www. 

bring-mumia-home.de/Free_Mu- 

mia NOW.html 


blieren. Eine Idee, die Mumia bestimmt 
gefallen würde. Leider lief das Unter¬ 
fangen aus dem Ruder, was schließlich 
dazu führte, dass das „Akropolis“ kom¬ 
plett renoviert werden musste. 

Das Berliner Bündnis Freiheit für 
Mumia Abu-Jamal konnte Produkti¬ 
onschef Hans W. Geissendörfer und 
die Lindenstraßen-Crew für das Thema 
gewinnen. Im Team war das Ansinnen 
diskutiert, für unterstützenswert befun¬ 
den und Opa Adi als Träger des T-Shirts 
ausgewählt worden, weil es wunderbar 
zu der Rolle des Opa Adi passt. Auch 
Schauspieler Philipp Sonntag steht zu 
der Aktion. 

Das Berliner Bündnis fand seinerzeit 
Unterstützung bei Kostas Papanastasiou 


und seiner Frau Monika. Dieser spielte 
in früheren Jahren in der Lindenstraße 
Kostas Sarikakis, den Besitzer des „Ak¬ 
ropolis“. Der Wirt zog mit seinem Sohn 
Vasily gegen Rassismus zu Felde, enga¬ 
gierte sich für Georgien und unterhielt 
seine Gäste mit Theodorakis-Liedern. 

Im wahren Leben ist Papanastasiou 
seit mehr als 30 Jahren Wirt des Char¬ 
lottenburger Kultlokals „Terzo Mondo“ 
und ein weit über Berlin hinaus bekann¬ 
ter Theodorakis-Interpret. Im „Ter¬ 
zo Mondo“ finden neben regelmäßi¬ 
gen musikalischen Live-Auftritten und 
wechselnden Ausstellungen politische 
Veranstaltungen statt, z.B. zu Mumia. 
So entstand die Idee, das Thema in die 
„Lindenstraße“ zu bringen. Zumal auch 
der kürzlich verstorbene Schriftsteller 
und Übersetzer Harry Rowohlt, der 
in der Lindenstraße den Penner Harry 
mimte, in Hamburg Solidaritätsveran¬ 
staltungen für Mumia unterstützte. 

Die „Lindenstraßen“-Crew hät¬ 
te sich keinen passenderen Zeitpunkt 
aussuchen können, um das Free-Mu- 
mia-T-Shirt wieder zu zeigen. Wie be¬ 
reits mehrfach berichtet, ist der wohl 
prominenteste politische Gefangene der 
Welt, Mumia Abu-Jamal, schwer krank. 
Er leidet u. a. an Hepatitis C. Wie sich 
herausstellte, ist das der Gefängnislei¬ 
tung schon seit Monaten bekannt. Und 
wie zuvor bei seiner Diabetes-Erkran¬ 
kung wird ihm eine adäquate Behand¬ 
lung verweigert. 

Vor Ostern war Mumia bewusstlos 
in eine zivile Klinik eingewiesen wor¬ 
den. Dort wurde Diabetes diagnosti¬ 
ziert. Kurze Zeit später wurde er wie¬ 
der in die Krankenstation des Gefäng¬ 
nisses verlegt, wo diese Krankheit mehr 
oder weniger ignoriert wurde. Aufgrund 
internationalen Drucks konnte durch¬ 
gesetzt werden, dass seine Ernährung 
umgestellt wurde, er Medikamente be¬ 


kam und die Besuchsregelungen gelo¬ 
ckert wurden. 

Ein Team von Ärzten, die bereit 
wären, Mumia zu behandeln, schalte¬ 
te sich ein. Sie durften den berühmten 
Patienten zwar nicht besuchen, aber ih¬ 
nen wurden die Krankenakten zuge¬ 
spielt. Sie rieten dringend zu speziellen 
Untersuchungen, z.B. um eine Krebs¬ 
erkrankung diagnostizieren zu können. 
Allerdings durften sie den Patienten 
nicht sehen, geschweige denn gründlich 
untersuchen. Daraufhin veranlasste die 
Gefängnisleitung tatsächlich eine Bi¬ 
opsie. 

Wenige Wochen später, Mitte Mai, 
war Mumia plötzlich verschwunden. 


Schließlich stellte sich heraus, dass er 
erneut in eine Klinik verlegt worden 
war. Diesmal in eine Spezialklinik. Ob 
die Hepatitis C dort diagnostiziert wur¬ 
de, ist nicht bekannt. 

Das Anwaltsteam hat eine Klage 
eingereicht, um eine adäquate Behand¬ 
lung für den Publizisten durchzusetzen. 
Eine Spendenkampagne wurde initi¬ 
iert, weil den Rechtsweg zu beschreiten 
in den USA ein kostspieliges Vergnü¬ 
gen ist. Mumia Angehörige, das An¬ 
waltsteam sowie Unterstützungsgrup¬ 
pen weltweit fordern nach wie vor die 
sofortige Entlassung aus humanitären 
Gründen 


Birgit Gärtner 
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Aktionen / Diskussionstribüne 


unsere zeit m 



Zum Gedenken an die Opfer der 
Atombombenabwürfe auf Hiroshima 
und Nagasaki organisierte, wie in 
jedem Jahr, die Friedensglockengesell 
schaft mit Bündnispartnern und dem 
Bezirksamt Friedichshain-Kreuzberg 
ein Friedenstreffen am 6. August. 
Dabei wurde die Friedensglocke nach 
traditionellem Zeremoniell geläutet. 


* * JP§Vor 70 Jahrenpv ” 
Hiroscliima und Nagasaki. \ 

Mä Vor 47 Jahren 
ißS Vietnam! säg-i; 


M eute sin d wir W - S 
A am Hindukusch! 

Wo sind wir Morgen? 

i'JbcrmU ViilUcntiord 

im Niimcn dts KapiOTi 
Wir wollen Reinen r " 

Wir wollen Frieden 

' »uf unserer ürtli 


Diese Friedensglocke war - als ein 
Symbol der Mahnung zum Frieden - 
am i. September 1989 in Anwesenheit 
höchster Regierungs- und gesell¬ 
schaftlicher Repräsentanten der DDR 
und breiter Bevölkerungsschichten 
im Volkspark Friedrichshain feierlich 
übergeben worden. 


... dass nie mehr Kinder verbrennen 

Hiroshima-Gedenken in Bremen 



A uf Einladung des Bremer Frie¬ 
densforums und weiterer Orga¬ 
nisationen versammelten sich 
auf dem Bremer Marktplatz Bremer 
Bürgerinnen und Bürger zum Geden¬ 
ken an die Atom-Bomben-Abwür- 
fe auf Hiroshima und Nagasaki vor 
70 Jahren und legten mit Blumen das 
Peace-Zeichen. Unter ihnen waren 
trotz der großen Hitze eine Reihe alter 
Menschen, die den zweiten Weltkrieg 
mit seinen Bombenangriffen noch be¬ 
wusst miterlebt haben. Aber auch etwa 
zehn in Bremen lebende Japanerinnen 
und Japaner waren zugegen. Eine von 
ihnen, Mariko Reineke-Kriete, hatte 
eine Stellwand zu den mörderischen 
Ereignissen aufgestellt, auf der sowohl 
einzelne Menschenschicksale von da¬ 
mals beschrieben werden, aber auch 
Bilder der Hoffnung zu sehen sind, so 
„Papierkraniche mit Hoffnung gefaltet“ 
Der Kranich stellt in Japan, wie bei uns 
die Taube, ein Friedenssymbol dar. Un¬ 
ter den Gedenkenden waren auch Me¬ 
diziner, Juristen und Theologen sowie 
Birgit Menz, Bremer Bundestagsab¬ 
geordnete der Partei „Die Linke“ Von 
Bürgermeister Carsten Sieling wurde 
ein Grußwort an die Teilnehmer der 
Bremer Mahnwache verlesen. Grüße 
kamen außerdem von der diesjährigen 
Gedenkaktion in Wien. 

Eva Böller, Sprecherin des Bremer 
Friedensforums, die die Versammel¬ 


ten begrüßte und die Veranstaltung 
moderierte, wies darauf hin, dass für 
die geplante Entwicklung des Panzers 
Leopard 3 erwogen wird, diesen mit 
Schießgerät für uranabgereicherte DU- 
Munition auszustatten, eine Munition, 


die so gefährlich ist, dass 138 Staaten, 
darunter auch Deutschland, ihren Ein¬ 
satz für höchst problematisch erachten. 

Der Geschäftsführer der Juristen- 
Organisation gegen atomare, biologi¬ 
sche und chemische Waffen IALANA, 


Reiner Braun aus Berlin, hielt eine 
mitreißende und motivierende, oft 
von Beifall unterbrochene Rede. Er 
begann mit einem Gedicht des türki¬ 
schen Dichters Nazim Hikmet, in dem 
dieser ein in Hiroshima verbranntes 


Kind sprechen lässt. In ihm finden sich 
die Zeilen: 

Leis’ klopf ich an eure Türen 
Gebt mir eure Unterschrift 
Dass es nie mehr Kinder trifft, 
dass nie mehr Kinder verbrennen. 

Braun sagte u. a.: „Der Marsch der 
NATO nach Osten, die verharmlosend 
NATO-Osterweiterung genannte Ex¬ 
pansion des größten und stärksten Mi¬ 
litärbündnisses gegen den Geist der Pa¬ 
riser Verträge von 1990 und gegen viele 
Zusagen zur europäischen Kooperati¬ 
on hat uns in die Situation gebracht, 
dass ein großer Krieg, ja ein Krieg mit 
Atomwaffen in Europa nicht mehr aus¬ 
geschlossen werden kann. Braun ende¬ 
te mit dem Satz: „Abrüstung ist das Ge¬ 
bot der Stunde, nicht weitere weltweite 
Militarisierung. Wir sollten und müssen 
damit bei uns anfangen.“ 

Der Hamburger Physiker Fritz Sto- 
rim von der Messstelle für Arbeits- und 
Strahlenschutz e.V. (MAUS) Bremen 
schilderte die Gefahren der Atom¬ 
transporte, die täglich auf Schiene und 
Straße durch Bremen gehen. 

Am Ende der einstündigen Mahn¬ 
wache rezitierte der Schauspieler Dirk 
Rademacher beeindruckende Texte zu 
Hiroshima, überwiegend Gedichte ja¬ 
panischer Autoren. 

Text und Foto: Hartmut Drewes 
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Gretchenfrage für Kommunisten: Haltung zur EU 

Von Björn Blach, Kreisvorsitzender DKP Stuttgart 


Seit der Verabschiedung unseres Par¬ 
teiprogramms im Jahr 2006 sind fast 
10 Jahre vergangen, in denen uns die 
kapitalistische Krise einige Lehrstücke 
über den Zustand des Staatsmonopolis¬ 
tischen Kapitalismus geliefert hat. Die¬ 
se haben einige Einschätzungen bestä¬ 
tigt, andere stehen auf dem Prüfstand. 

Voll bestätigt hat sich Aussage, dass 
die Europäische Union ein Projekt des 
Monopolkapitals ist, zur Vertiefung der 
Ausbeutung und zur Festigung seiner 
Macht durch die Integration breiter 
Volksschichten in die kapitalistische 
Herrschaft durch die Idee „Europa“. 
Auch bestätigt wurde die Einschät¬ 
zung der Vorherrschaft des deutschen 
Imperialismus in der EU. Mit dem Mer- 
kelschen Programm „gestärkt aus der 
Krise hervorzugehen“, ist es den deut¬ 
schen Monopolen gelungen, ihren Kurs 
der Profitmaximierung auf Kosten aller 
anderen europäischen Staaten durch¬ 
zusetzen. Die französische Bourgeoisie 
muss immer größere Kröten schlucken, 
um Juniorpartner bleiben zu dürfen. 


Relativieren muss man sicher die 
Einschätzung, dass alle europäischen 
Regierungen umfangreichen Sozialab¬ 
bau betrieben haben. Zumindest in dem 
Zusammenhang, dass die deutsche So¬ 
zialdemokratie am gründlichsten war 
und die sozialen Errungenschaften so 
geschleift hat, dass bei Krisenausbruch 
die deutsche Exportwalze sich einen 
noch größeren Teil vom Mehrwert aus 
anderen Ländern aneignen konnte. 

Sehr genau gilt es aus heutiger Sicht 
zu untersuchen, wie wir uns gegenüber 
dieser EU positionieren. Hier ist das 
Programm nicht eindeutig und spricht 
sowohl davon „die Beherrschung der 
EU-Institutionen durch das Monopol¬ 
kapital einzuschränken“ als auch von 
der Notwendigkeit des Bruchs mit den 
gesellschaftlichen Verhältnissen. Das 
letzte halbe Jahr hat zur Klärung der 
Frage die letzten Argumente geliefert. 

Die Auseinandersetzungen zwi¬ 
schen der griechischen Regierung und 
der EU haben aufgezeigt, dass inner¬ 
halb des imperialistischen Bündnisses, 


wie könnte es anderes sein, das Recht 
des Stärkeren vorherrscht. Den from¬ 
men Wünschen von Tsipras und Va- 
roufakis, zur Absicherung der kapita¬ 
listischen Herrschaft in Griechenland 
einige der krassesten Folgen der Memo¬ 
randen abzumildern und mit keynsia- 
nischer Wirtschaftspolitik das Wachs¬ 
tum zu fördern, sind abgeschmettert 
worden. Deutlich dabei die Kontrover¬ 
sen zwischen Deutschland, mit seiner 
Forderung nach Abgabe der nationa¬ 
len Souveränität und Demütigung der 
anderen Länder, vor allem Frankreichs. 
Diese hätten die Daumenschrauben ge¬ 
lockert, auch aus Angst, demnächst vor 
derselben Frage zu stehen: Euro oder 
nationale Souveränität. 

Kommunistinnen müssen daraus 
Schlussfolgerungen ziehen. Innerhalb 
des Machtsystems der EU ist keine al¬ 
ternative Politik, schon gar kein anti¬ 
monopolistischer Anlauf, möglich. Fol¬ 
gerichtig muss wie im Bereich Militaris¬ 
mus die Auflösung der NATO auch die 
Auflösung der EU gefordert werden, 


damit die Arbeiterklasse Handlungs¬ 
freiheit erlangen kann. Der Austritt 
der BRD aus beiden imperialistischen 
Bündnissen ist damit der erste Schritt. 

Deshalb haben wir als Kreisorga¬ 
nisation Stuttgart beschlossen, einen 
entsprechenden Änderungsantrag an 
den Parteitag zu stellen. Es ist für uns 
höchste Zeit sich von den Illusionen 
einer Reformierbarkeit der EU zu lö¬ 
sen und klar Stellung zu beziehen: Der 
Bruch mit der EU kann nicht Folge 
des Bruchs in einzelnen Ländern sein, 
sondern er ist die Voraussetzung für 
die Rückgewinnung nationaler Souve¬ 
ränität, um in einem neuen Anlauf die 
Herrschaft der Monopole in Frage zu 
stellen. 

Darüber hinaus ist Andreas Wehr 
(in JW28.7.2015) zuzustimmen: „Es ist 
die EU, die mit der in ihren Verträgen 
fest verankerten Politik des Demokra¬ 
tie- und Sozialabbaus vor allem die 
Lohnabhängigen immer mehr gegen 
sich aufbringt und, aufgrund des Feh¬ 
lens einer grundsätzlichen linken Kritik 


an der EU, rechte Kräfte überall auf- 
kommen lässt!“ Damit bekommt die 
Haltung gegenüber der EU auch eine 
wichtige Rolle im antifaschistischen 
Kampf. Und natürlich geht es nicht da¬ 
rum zurück zum kapitalistischen Nati¬ 
onalstaat zu wollen, sondern durch die 
Verbindung mit einer Wende zu sozi¬ 
alem und demokratischem Fortschritt 
wird die Richtung deutlich. Wir wollen 
die EU im Interesse der Menschheit 
überwinden. 

Allen „Europhorikern“ die behaup¬ 
ten, dass wir uns mit dieser Haltung 
Isolieren, sei ins Stammbuch geschrie¬ 
ben: Wir haben in Stuttgart Solidarität 
mit dem griechischen Volk geübt und 
die Erklärung von Patrik verteilt. Da¬ 
für hat uns niemand vom Platz gejagt, 
doch wurde der Widerspruch interes¬ 
siert aufgenommen. Denn genau diese 
Perspektive braucht der Widerstand: 
Einen Ausweg. 

Denn EU und Euro sind nur zu 
haben mit Imperialismus und Mono¬ 
polprofit. Deshalb sollten wir nicht 
wählen wollen, ob uns das Ungeheuer 
Charybdis oder das Ungeheuer Skylla 
frisst, sondern uns der Aufgabe stellen 
und auf revolutionärem Weg beiden 
Monstern entkommen. 
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Computer, Cosplay and Commerce 

„Die Gamescom“ - eine Mischung aus Jahrmarkt und Diskothek 



U nter dem Motto „Next Level of 
Entertainment“ lud der „Bun¬ 
desverband Interaktive Un¬ 
terhaltungssoftware“ nach Köln zum 
„weltweit größten Event zu Computer- 
und Videospielen“ - der Gamescom. 
Zwischen dem 5. und 9. August waren 
in Köln die Tore der Gamescom zum 
siebten Mal geöffnet. Auf 193 000 Qua¬ 
dratmetern präsentierten sich 806 Aus¬ 
steller aus 45 Ländern. Unter diesen 
befand sich das Who-is-who der Un¬ 
terhaltungsindustrie, darunter Markt¬ 
größen wie Electronic Arts, Microsoft, 
Nintendo und Ubisoft. Aber auch 
Branchenfremde wie die Bundeswehr 
und die Evangelische Kirche durften 
ihre Produkte, Dienstleistungen und 
Karrieremöglichkeiten zur Schau stel¬ 
len. Außerdem konnten die Organisa¬ 
toren einen Besucherrekord melden. 
Während der fünf Messetage kamen 
345 000 Besucher und Besucherinnen 
aus 96 Ländern, 10 000 mehr als im 
letzten Jahr. 

Die Branche gibt sich optimistisch. 
Im vergangen Jahr wuchs der Markt 
für Computer- und Videospiele nach 
Verbandsangaben um 11 Prozent auf 
2,41 Mrd. Euro. Bei solchen Werten 
nimmt es nicht Wunder, dass sich auch 
die Politik für die kleine, aber schnell 
wachsende Branche interessiert. So er¬ 
klärte die Parlamentarische Staatsse¬ 
kretärin beim Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur, Do¬ 
rothee Bär (CSU), dass „Games [...] in 
der Mitte der Gesellschaft angekom¬ 
men [sind] - und [sie] prägen Kultur 
und Fortschritt! Games sind Vorreiter 
und Kulturgut - mit enormem wirt¬ 
schaftlichem, technologischem und ge¬ 
sellschaftlichem Entwicklungspotenzi¬ 
al.“ 

Und das wirtschaftliche Entwick¬ 
lungspotenzial sollte reichlich ausge¬ 
nutzt werden. Bei Ticketpreisen ab 
acht Euro waren die Hallen überfüllt. 
Was Aussteller und Veranstalter er¬ 
freut, führte zu langen Warteschlangen. 
Wartezeiten von bis zu drei Stunden an 
Ständen, die besonders populäre Titel 
präsentierten, waren keine Seltenheit. 
So war es verständlich, dass einige Be¬ 
sucher sich Campingstühle eingepackt 
hatten, um die lange Zeit wenigstens 
sitzend zu verbringen. 

Durch die Dauerbeschallung mit 
Musik und die Verdunkelung der Hal¬ 
len (zur besseren Präsentation auf 
Leinwänden) wirkten die Gamescom- 
Hallen wie eine Mischung aus Jahr¬ 
markt und Diskothek. Dabei begeg¬ 
nete man überall ungewöhnlichen Ge¬ 
stalten, denn die Gamescom hat sich zu 
einem Highlight für die so genannten 
„Cosplayer“ entwickelt. Cosplay (das 
Wort ist eine Kombination aus den 
englischen Wörtern für „Kostüm“ und 
„Spiel“) ist eine Mode aus Japan. Da¬ 
bei verkleiden sich Fans wie ihre Se¬ 
rien- und Filmheldinnen. So sah man 
Fantasiefiguren wie Elfen, Hexen oder 
Dämonen, aber auch martialisch auf¬ 
tretende Gruppen von jüngeren Her¬ 
ren in Militäruniformen, bewaffnet 
mit Sturmgewehrattrappen. Cosplay 
hat sich zu einer eigenen Szene entwi¬ 
ckelt. Es gibt Internetforen, Internet¬ 
shops und Regionaltreffs. Man sieht 
den Cosplayern an, dass in ihrem Ma¬ 
ke-up, ihren Kostümen und dem Zube¬ 
hör viel Arbeit und Zeit steckt. 

Von solchen Exoten abgesehen, 
entspricht der gemeine Gamescom- 
Besucher zumeist nicht dem gängigen 
Klischee des ungewaschenen, intro¬ 
vertierten Sonderlings. Zwar lag das 
Durchschnittsalter weit unter 30 und 
das männliche Geschlecht dominier¬ 
te, doch auch viele junge Frauen ha¬ 
ben den Weg zur Gamescom gefunden 
und Vertreter und Vertreterinnen aller 
Altersgruppen sind anzutreffen. Ent¬ 
sprechend dem jungen Publikum gaben 
sich die Aussteller betont zielgruppen¬ 
orientiert. Branchenvertreter in Anzü¬ 
gen sah man selten, offenes Hemd und 
ein betont lockerer und technikfixierter 
Umgangston bestimmten die Gesprä¬ 
che und Vorträge. An den meist über¬ 
füllten Ständen wurde man von freund- 


Pflichterfüllung in der virtuellen Welt. 

liehen Mittzwanzigern an die neuesten 
Produkte herangeführt oder wurde 
unter Werbegeschenken förmlich be¬ 
graben. 

Wer die Gamescom besuchen 
möchte braucht jedoch gutes Schuh¬ 
werk. Obschon nur sieben der elf Mes¬ 
sehallen für das Publikum zugänglich 
waren (die anderen vier Hallen waren 
Fachbesuchern Vorbehalten), bedurf¬ 
te es doch einiger Kilometer Wegstre¬ 
cke, wollte man alle Stände zumindest 
einmal besucht haben. Ein besonderes 
Häppchen war der Stand des „Vereins 
zum Erhalt alter Computer e.V“. Der 
Verein zeigte auf 1200 Quadratmetern 
einen Querschnitt aus vier Jahrzehnten 


Heimcomputern- und Konsolenent¬ 
wicklung. Ein Blick in diese Vergangen¬ 
heit der noch recht jungen Geschich¬ 
te der Computer- bzw. Konsolenspiele 
macht deutlich, wie rasend der techni¬ 
sche Fortschritt in diesem Bereich war. 
Doch die aus heutiger Sicht nostalgi¬ 
sche Einfachheit der Spiele, die vor 
einer Generation die Krone des tech¬ 
nisch Möglichen waren und heute zum 
Teil Kultstatus haben, faszinierte auch 
die junge Generation. Die Plätze vor 
den alten PCs und Konsolen waren 
ständig besetzt. 

Seinen 30. Geburtstag durfte eine 
ganz besondere Kultserie feiern. Im 
September 1985 erschien in Japan das 


erste Spiel der Super-Mario-Reihe. Aus 
diesem Anlass und zur Würdigung des 
Protagonisten Mario, dem aufgrund 
seiner proletarischen Herkunft und sei¬ 
nes Kampfes gegen den bösen Schild¬ 
krötenkönig Bowser nachgesagt wurde, 
dass er ein Kommunist sei, wurde ei¬ 
gens ein Wettbewerb mit alten Super- 
Mario-Spielen veranstaltet. 

Nicht vergessen werden darf die Funk¬ 
tion von PC- und Videospielen als 
Mittel der ideologischen Beeinflus¬ 
sung. Wenn sich Medien mit PC- und 
Videospielen auseinandersetzen, dann 
zumeist im Zusammenhang mit schuli¬ 
scher Gewalt. Dabei ist der Zusammen¬ 
hang zwischen Gewalt in der digitalen 


Welt und der realen in der Wissenschaft 
äußerst umstritten. Weniger bekannt ist 
jedoch, dass es seit längerem eine feste 
Verbindung zwischen Computerspiele¬ 
industrie und Militär gibt. So nutzt zum 
Beispiel das US-Militär Computerspie¬ 
le sowohl zur Anwerbung von Rekru¬ 
ten als auch zum Training von Soldaten. 
Spiele dieser Art wurden auch auf der 
diesjährigen Gamescom vorgestellt. 
Neben der Fortsetzung der erfolgrei¬ 
chen „Call of Duty“-Reihe durften die 
meist jüngeren Besucher und Besuche¬ 
rinnen u.a. das Kriegsspiel „World of 
Warships“ bewundern. Wer Gefallen an 
der im Spiel präsentierten Technik ge¬ 
funden hat, konnte sich an einem der 
zwei Bundeswehrstände über eine Mi¬ 
litärkarriere im echten Leben informie¬ 
ren. Einer der beiden Stände befand 
sich unauffällig zwischen den Ständen 
von Spieleherstellern. So konnte es er¬ 
scheinen, dass der Job bei der Bundes¬ 
wehr auch nur ein besonders aufregen¬ 
des und realistisches Spiel ist. Die Bun¬ 
deswehr bot dementsprechend auch 
einiges auf, um die Besucherinnen und 
Besucher der Gamescom zu begeistern. 
So konnte man am Stand zwischen den 
Spieleherstellern einen echten Panzer 
bestaunen, eine Schutzweste anziehen 
oder einen Bundeswehr-Rucksack tra¬ 
gen. Der andere Bundeswehrstand, 
dieser befand sich zwischen denen der 
staatlichen und privaten Hochschulen, 
bot speziell Informationen zum Thema 
„Karriere bei der Bundeswehr“. Offen¬ 
sichtlich hat die Bundeswehr Bedarf an 
technikinteressierten jungen Männern 
und der Veranstalter stellte der Bun¬ 
deswehr Raum zur Verfügung, ihrem 
Wunsch nach Aufmerksamkeit nach¬ 
zukommen. So durfte Kapitänleutnant 
Ronald Lux eine halbe Stunde über 
den „Arbeitgeber Bundeswehr - mit 
und ohne Uniform“ auf der Hauptbüh¬ 
ne des Karriere-Bereiches referieren. 
Sieht man sich die Entwicklung der 
Gamescom seit 2009 an, kann man von 
einer Erfolgsgeschichte sprechen. Die 
Zahl der Besucher und Besucherin¬ 
nen stieg zwischen 2009 und 2015 um 
hunderttausend und die der Aussteller 
von 458 auf 806. Die Ausstellungsfläche 
wuchs von 120 000 auf 193 000 Qua¬ 
dratmeter. Woher dieser Erfolg rührt, 
ist jedoch fraglich. Wahrscheinlich 
trägt das verhältnismäßig niedrige 
Eintrittsgeld dazu bei. Vielleicht ist es 
auch das Gemeinschaftsgefühl, denn 
für viele Gamer und Cosplayer ist die 
Gamescom eine Art Familienfest. Für 
einige Besucher und Besucherinnen 
mag der persönliche Austausch mit 
Gleichgesinnten die Bestätigung dafür 
sein, dass man mit seinem Hobby doch 
nicht so alleine ist. 

Wer sich im nächsten Jahr auf den 
Weg nach Köln machen möchte, 
solltest sich möglichst früh um ein 
Gamescom-Ticket bemühen, denn 
die Wochenendtickets sind traditi¬ 
onell sehr schnell ausverkauft. Ein 
Termin für die Gamescom 2016 steht 
übrigens schon fest: Sie wird wieder in 
Köln zwischen dem 17. und 21. August 
2016 stattfinden. Michael Krenz 


Generation Click-Spiele: AdVenture Capitalist 


Wer wie ich mit einem „Plus 4“ genannten Spielecompu¬ 
ter großgeworden ist, steht mit großen Augen vor dem An¬ 
gebot, wie es jährlich auf der Gamescom präsentiert wird. 
Dazu braucht es nicht einmal eine 3D-Grafik und auch kei¬ 
ne 360-Grad-Simulationen mit entsprechenden Sensoren an 
Händen, Augen und wo auch immer. Die Möglichkeiten von 
„virtual“ und „augmented reality“ (interaktive virtuelle Um¬ 
gebung und computergestützte Erweiterung der Wahrneh¬ 
mung) sind nicht ansatzweise ausgereizt, aber schon anhand 
der auf dem Markt vorhandenen klassischen Konsolenspiele 
und ihrer schier endlos und detailverliebt gestalteten Welten 
ist zu erkennen, wieviel Programmierarbeit inzwischen vor¬ 
handen ist, welche Datenmengen und Möglichkeiten Ent¬ 
wicklern mittlerweile für ihre Arbeit zur Verfügung stehen, 
um hübsch und hochauflösend Simulationen aller Art zu prä¬ 
sentieren. 

Im Unterschied zu den Pionieren der Spielecomputer 
fällt jedoch auf, dass die komplexer werdende virtuelle Re¬ 
alität mehr und mehr gesteuert daherkommt, also Hilfestel¬ 
lungen, Vorschläge, Richtungsangaben eine wichtige, ja be¬ 
stimmende Rolle spielen. Klar ist es möglich, sich zum Bei¬ 
spiel in den ersten Episoden von „Assassin’s Creed“ „frei“ zu 
bewegen und endlos durch mittelalterliche Städte zu laufen. 
Zudem ist der unter der Mitarbeit von Historikerinnen er¬ 
stellte Entwurf einer Stadt wie Venedig in „Assassin’s Creed 
II“ unter vielen Gesichtspunkten spannend, zumal man mit 
der Figur des Spiels die Stadt durchwandert, während auf 
dem Bildschirm zu Gebäuden und historischen Stätten zu¬ 
sätzliche Informationen über Architektur, historische Ereig¬ 
nisse und Persönlichkeiten abgerufen werden können. 

Aber auch in einer so umfangreichen Simulation domi¬ 
nieren inzwischen die farbig blinkenden Aufforderungen 
zum „Abarbeiten“ des vorgegebenen Spielverlaufs mit stän¬ 
digen Statusanzeigen und Mitteilungen, wie effizient die letz¬ 
te „Mission“ ausgeführt wurde. 

„The only way to go is UP UP UP!“ (HyperHippoGames) 

Extremes Beispiel einer relativ neuen Generation von 
Games - natürlich für Smartphones entwickelt - ist „Ad¬ 
Venture Capitalist“. Die Betonung liegt offen auf dem Begriff 
„venture capitalist“ („Risikokapitalanlegerln“) vorangestell¬ 
ten „Ad“ für „advertisement“ - also Werbung. Von „adven- 
ture“ - also Abenteuer - ist hier keine Spur. Davon leben die 
Spieleentwickler, dass Spielerinnen mit Werbung zugeballert 
werden dürfen und alle noch so persönlichen Daten von ih¬ 
rem Handy gezogen werden. Für Unbedarfte gibt es dann 
noch ausgiebige Möglichkeiten, reales Geld für schnelleren 
Spielfortschritt auszugeben. 

Was den selbsternannten weitbesten Kapitalismus-Simu¬ 
lator „AdVenture Capitalist“ so vorbildlich für seine Gat¬ 


tung macht, ist, dass der Durchschnittsgamer sich sinnent¬ 
leert durch vorgegebene Anlagemöglichkeiten klickt, die 
dann unter Einstellung von Personal schnell zum Selbstläufer 
werden. Das heißt, dass nach ein paar Minuten wildem, aber 
vorgegebenen Geklicke auch diese Tätigkeit von virtuellen 
Angestellten übernommen und somit automatisiert wird. 

Dass das höchste der Gefühle der Besitz eines Banken- 
und Energiemonopols ist, der einem als letzte Anlagemög¬ 
lichkeit für das sich nun rasant selbst vermehrende Kapital 
das Weltall anbietet, ändert nichts daran, dass ein solches 
Click-Spiel, die es ja in allen Formen und Farben gibt, ent- 
grenzt öde ist - oder wie der Hersteller es formuliert „merk¬ 
würdig süchtig-machend müßig“ -, weil es einfach keiner¬ 
lei spielerische Freiheit und keine Überraschungen bietet. 
Außer vielleicht einem gelegentlichen Crash, der aber nicht 
der Ökonomie des Spiels, sondern Kompatibilitätsproblemen 
und Programmierfehlern geschuldet ist. 

Was hier als Strategiespiel kategorisiert wird, erfordert 
keine Kenntnisse von Spielregeln, kein Nachdenken, keine 
Planung nächster Schritte, um Erfolge zu erzielen. Das soll 
wohl entspannend wirken, ist aber wie so viele Anforde¬ 
rungen in unserer digitalen Arbeitswelt einfach nur eine 
Masche, uns nicht zur Ruhe kommen zu lassen und bloß 
nicht vom Smartphone aufzuschauen. Lars Mörking 
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Sich fügen heißt lügen 
Und wenn sie mich erschlügen 
Erich Mühsam 

Wir trauern um unseren Genossen 

Jupp (Franz-Josef) Peine 

Geboren im Stadtteil Schalke in Gelsenkirchen, erlernte er das 
Schmiedehandwerk und arbeitete auf den Zechen „Unser Fritz" 
und „Consolidation 1/6". Die Antwort auf die Frage „Amboss 
oder Flammer sein" gab Jupp in Form der Mitgliedschaft in der 
IG Bergbau sowie anfangs in der SPD, später in der KPD. 

Mit der Parole auf den Förderwagen: „Noch führt dich der Un¬ 
ternehmer an der Leine, das wird anders, wählst du Peine" 
wurde er als jüngster Kollege in den Betriebsrat gewählt. Auch 
als DKP-Abgeordneter in Gladbeck setzte er sich mit seinem 
kämpferischen, unbestechlichen Auftreten überall für die Be¬ 
lange der „kleinen Leute" ein. 

Jupp hat es dann nach Hamburg gezogen, hin zu seiner gelieb¬ 
ten Katharina, ln Hamburg hat er seinen Kampf für die Inter¬ 
essen der arbeitenden Bevölkerung fortgesetzt, ln seiner DKP- 
Wohngebietsgruppe Hamburg-Nord/Langenhorn-Fuhlsbüttel, 
in der Bezirksversammlung HH-Nord, bei der Willi-Bredel-Ge- 
sellschaft und in verschiedenen Initiativen hat er mit voller Kraft 
seine Schlagfertigkeit, seine scharfe Zunge und seinen Humor 
in den gemeinsamen Kampf eingebracht. 

Trotz angeschlagener Gesundheit hat er bis zuletzt diskutiert, 
gestritten und mit seinen Kampfgefährten die errungenen Erfol¬ 
ge gefeiert. Noch im letzten Jahr konnte er seinen 80. Geburts¬ 
tag mit der Familie sowie seinen Genossinnen und Genossen 
lebhaft begehen. Am Schluss war es ihm vergönnt, friedlich zu 
entschlafen. 

Jupps Spuren sind überall gegenwärtig. Wir werden auch in sei¬ 
nem Sinne nicht nachlassen, für eine bessere Welt zu kämpfen 
- auf Infoständen, bei Veranstaltungen der Friedensbewegung 
und zum Internationalen Frauentag sowie überall dort, wo wir 
als DKP uns einbringen. 

Die Trauerfeier für Jupp findet in Hamburg statt: 

Freitag, den 21. August, um 15.30 Uhr 

Fritz-Schumacher-Halle, Friedhof Ohlsdorf 

DKP-Gruppe Hamburg-Nord 
Bezirksvorstand DKP Hamburg 


ffDie Schwachen kämpfen nicht. 

Die Starken kämpfen vielleicht eine Stunde lang. 

Die noch stärker sind, kämpfen viele Jahre. 

Aber die Stärksten kämpfen ihr Leben lang. 

Sie sind unentbehrlich. “ 

Bertolt Brecht 

Renate Münder 

1942-2015 

Ein Kämpferinnenherz hat aufgehört zu schlagen. 
Renate Münder ist am 8. 8. 2015 verstorben. 

Renate hat Jahrzehnte politisch gekämpft. Seit vielen 
Jahren in und mit unserer Partei. 

In der Gewerkschaft und als Betriebsratsvorsitzende, 
im Parteivorstand, als Leiterin der Antifa-Kommission 
des Parteivorstandes, viele Jahre Sprecherin der DKP 
München und in ihrer Gruppe, dem Betriebsaktiv in 
München, mit Artikeln in der UZ, mit ihrer Arbeit für T&P 
kämpfte sie um die Schärfung des Profils der DKP als 
kommunistische Partei. 

Renate hat gekämpft bis zuletzt. Den Kampf gegen ihre 
Krankheit hat sie verloren. 

Die Lücke, die Renate hinterlässt, ist riesig. 

DKP Parteivorstand 
SDAJ Bundesvorstand 
Antifa-Kommission der DKP 
DKP Betriebsaktiv München 
SDAJ München 



„Das Wertvollste, das der Mensch besitzt, ist das Leben. 

Und nutzen soll er es so, dass er sterbend sagen kann: 

Mein ganzes Leben, meine ganze Kraft 
habe ich dem Kampf um die Befreiung 
der Menschheit gewidmet." 

Nikolai Ostrowski 

Wir trauern um 

Renate Münder 

Renate ist am 8. 8.2015 verstorben 

Renate war aktive Gewerkschafterin, Mitglied im Par¬ 
teivorstand der DKP, Leiterin der Antifa-Kommission 
des Parteivorstandes und viele Jahre Sprecherin der 
DKP München. 

Mit ihr verlieren wir eine kluge, streitbare und kämp¬ 
ferische Genossin. 

Den Kampf gegen ihre Krankheit hat sie verloren. 
Unsere Gedanken sind bei ihrer Familie, ihrem Mann, 
ihren Kindern und Enkelkindern. 

Bezirksvorstand DKP Südbayern 
Kreisvorstand DKP München 


Anzeigen bitte immer an info@unsere-zeit.de senden! 



Veranstaltung in der 
„Gedenkstätte Ernst Thälmann" e.V. 
im Thälmann-Haus, Tarpenbekstr.66 
Ernst-Thälmann-Platz in Hamburg-Eppendorf 

Am Dienstag, 18. August 2015,17.00 Uhr 

anlässlich des 71. Jahrestages der Ermordung Ernst 
Thälmanns; Ansprachen und Kranzniederlegung vor dem 
Thälmann-Haus; Einweihung des Reliefs von Ernst Thälmann 
am Thälmann-Haus 

Bitte bringt viele Blumen mit! 

Es sprechen der 1. Vorsitzende des Kuratoriums der Ge¬ 
denkstätte, Hein Pfohlmann, Christine Melcher, Kommunis¬ 
tische Plattform „Die Unke" Niedersachsen und Deniz Celik 
von DIDF, Föderation der Demokratischen Arbeitervereine 

Danach Gespräche mit Zeitzeugen und Film 
Musik und Gesang: Helga, Andre und Rene 

im Thälmann-Haus (Busverbindung Linien 20, 22, 25 und 
Schnellbus 34 U-Bahn Kellinghusenstraße) 

Die Gedenkstätte ist natürlich den ganzen Tag ab 10 Uhr 
geöffnet. 

Kuratorium „Gedenkstätte Ernst Thälmann" 

Tel.: 040-47 41 84, Fax: 040-46090323 
E-Mail: Kuratorium@thaelmann-gedenkstaette.de 
Spendenkonto: IBAN: DE 98 2001 0020 0133 7372 04 
BIC: PBNKDEFF 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 
Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 

Wochenendseminar Sa./So. 29./30. August 2015 

Übergänge zum Sozialismus - 
antiimperialistische und 
antimonopolistische Etappen 

mit Günter Pohl, Pablo Graubner, Phillip Becher 

Bereits vor 60 Jahren warnte Thomas Mann vor ei¬ 
nem nächsten „deutschen Europa". Heute fragen sich 
die Menschen in Griechenland, Portugal und anderen 
Ländern, was sie dem imperialistischen Bündnis unter 
deutscher Führung entgegensetzen können. 

Wir wollen uns daher mit den Erfahrungen der kommu¬ 
nistischen Bewegung auseinandersetzen und fragen: 
Worauf müssen die Kommunistinnen orientieren? Wel¬ 
che Möglichkeiten für antiimperialistische und antimo¬ 
nopolistische Übergangsetappen zum Sozialismus gibt 
es? Kann es eine gemeinsame Strategie der kommunis¬ 
tischen Weltbewegung geben? 

Mit unserem Seminar, bestehend aus Referaten und 
gemeinsamem Textstudium, wollen wir dieser Debatte 
weitere Substanz geben. 

1. Tag: Der VII. Weltkongress und die antifaschistische 
Strategie der Kommunistischen Parteien. Referent: Phi¬ 
lipp Becher. 

Abendrunde: Zum Programm der „Fortgeschrittenen 
Demokratie" der KP Portugal (angefragt) 

2. Tag: Wie finden wir zu einer gemeinsamen Strate¬ 
gie in der kommunistischen Weltbewegung? Referent: 
Günter Pohl. 

Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. Die Anreise 
kann bereits Freitag zwischen 17.00 und 22.00 Uhr er¬ 
folgen. Beginn Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 
14.00 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 
25,- €. Ab Freitag 30,- €. Finanzierung bitte mit Partei¬ 
gruppe, Kreis oder Bezirk abklären. 
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Die DKP-Kreisorganisation Mannheim 

lädt zu einer öffentlichen Veranstaltung ein: 

Sonnabend, 22. August 2015,14.30 Uhr, 

Siedlerheim Mannheim-Schönau, Bromberger Baumgang 6 

Der stellvertretende Vorsitzende der DKP und Mitglied des 
Sekretariats, Genosse Hans Peter Brenner, referiert und 
diskutiert mit uns im Vorfeld des Parteitags im 
November und aus aktuellem Anlaß zu folgenden Themen: 

- Leitantrag des Parteivorstands 

- Imperialismustheorie 

- Entwicklung in Griechenland 

- Fragen der Dialektik von Reform und Revolution 

Wir laden herzlich ein. 

DKP Kreisvorstand Mannheim 


$ 

DKP 

Die DKP-Hamburg lädt herzlich ein zur 
Bezirksmitgliederversammlung, 
in Vorbereitung des DKP-Parteitags. 

Tagesordnung: 

1. ) Eröffnung und Begrüßung 

2. ) Konstituierung 

3. ) Berichte der Bezirksgremien 

4. ) Diskussion und Beschlussfassung zu Anträgen 

5. ) Wahl der Delegierten zum DKP-Parteitag 

6. ) Schlusswort 

Die bmv findet statt 

am Samstag, den 19. September 2015 

von 10-19 Uhr (Einlass ab 9:30 Uhr) 
im MTZ, Lindenallee 72,20253 Hamburg 
(Nähe U-Christuskirche) 

Antragsschluss für Anträge an die BMV ist Freitag, 
der 4.September 2015. 

Für die Verpflegung ist gesorgt. 

Das Mitgliedsbuch ist mitzubringen. 


DKP 

Die DKP Ruhr-Westfalen lädt zur 

Bezirksdelegiertenkonferenz 

Samstag, dem 22. August 2015 

ins Bürgerhaus Oststadt, Schultenweg 37,45279 Essen 

Beginn 10.00 Uhr. Einlass ist ab 9.30 Uhr. 

Ende der Konferenz ca. 19.00 Uhr. 

Der Bezirksvorstand unterbreitet der Konferenz 
folgenden Vorschlag zur 

TAGESORDNUNG: 

- Eröffnung und Begrüßung 

- Konstituierung der Konferenz 

- Bericht des Bezirksvorstandes 

- Bericht der Revisionskommission 

- Diskussion 

- Bericht der Mandatsprüfungskommission 
-Wahlen 

- Beratung und Beschlussfassung der Anträge 

- Schlusswort 

Bitte Mitgliedsbuch und den ausgefüllten 
Mandatsprüfungsbogen mitbringen. 

Der Delegiertenbeitrag beträgt 10,- EUR 
für Mittagessen und Konferenzunterlagen. 

Anfahrt: 

Vom Essener Hbf mit der S-Bahn S 1 Richtung Dortmund 
bis Haltestelle Eiberg, von dort ca 10 Minuten Fußweg. 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 


-\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 



G7 


- das war doch der Gipfel! 


Hoch vom Berg 
pfiffs 

jede Dohle - 
brecht 

die Macht der 
Monopole! 


Zingerl-Postkarten zu G7 (12,5x 23,5): 10 St. / 5 St. unfrankiert 10.- / 6.- € 
(inkl. Versand Inland) gegen Vorkasse über:girglfrieser@web.de 
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unsere zeit 


Solidarität und Klassenkampf 

Betr.: Griechenlanddebatte 

Mir erscheint in der letzten Zeit, z.B. 
letztens durch den Leserbrief von 
Bettina Mandellaub in der UZ vom 
7.8.2015, dass der Begriff der Solidari¬ 
tät mehr und mehr seines Klassencha¬ 
rakters beraubt wird. Ein allgemeiner, 
ohne Klassenbezug benutzter Begriff 
der Solidarität, eher eine „karitative“ 
denn klassenbewusste, kampfbezogene 
Art der Solidarität mit „dem griechi¬ 
schen Volk“ wurde von etlichen Leser¬ 
briefschreibern auch in früheren Aus¬ 
gaben der UZ angeführt. 

Schon Brecht hat in seinem immer 
noch hochaktuellen Solidaritätslied die 
Solidarität immer eingeordnet in die 
Klassenkämpfe, nationale wie interna¬ 
tionale. (...) 

Für Kommunisten gilt es meiner 
Meinung nach, ganz eindeutig eine 
Klassensolidarität mit der kämpfenden 
griechischen Arbeiterklasse, den kämp¬ 
fenden Bauern und den kämpfenden 
anderen Schichten und insbesondere 
die Solidarität mit der PAME und der 
kämpfenden kommunistischen Par¬ 
tei, der KKE hervorzuheben, die sich 
bei diesen Kämpfen als bewusstester 
Teil an die Spitze stellt und mit allen 
Mitteln unterstützt. Hier muss die So¬ 
lidarität der deutschen Kommunisten 
ansetzen (...) um die Klassenkämpfe 
in Griechenland maximal zu unterstüt¬ 
zen^. .), am besten aber wohl durch die 
Klassenkämpfe im eigenen Land. 

Solidarität im Kampf gegen die im¬ 
perialistischen Institutionen und Orga¬ 
nisationen, gegen EU, Eurogruppe und 
NATO (...) Syriza hat von Anfang an 
die sozialdemokratische Rolle der frü¬ 
heren PASOK übernommen, die Be¬ 
völkerung wird ein weiteres Mal ge¬ 
täuscht: hier ein paar Verbesserungen 
für die Bevölkerung und Migranten; 
dann aber stimmt sie mit der bürgerli¬ 


chen Opposition für massive Verelen¬ 
dungsmaßnahmen zum Wohle der Mo¬ 
nopole, der Banken und Institutionen 
(z.B. gab es keine sofortige Kontrolle 
der Kapitalflüsse; keine sofortigen mas¬ 
siven Steuererhöhungen für die Mo¬ 
nopole; weiterer Ausbau von NATO- 
Stützpunkten; kein massiver Einschnitt 
in den Rüstungshaushalt etc.,etc.). (...) 

Kurzweg: humanitäre Hilfe: ja, aber 
klassenbewusste. Solidarität: immer, 
mit dem kämpfenden Volk und der 
KKE als ihrem bewusstesten Teil. 

Jürgen Kelle, Frankfurt a. M. 

Zur Funktion von 
Sozialdemokratie 

Betr.: Griechenlanddebatte 

Wenn wir Kommunisten Syriza als So¬ 
zialdemokraten bezeichnen, geschieht 
das nicht in diffamierender Absicht, 
sondern diese Einordnung beruht auf 
der objektiven historischen Funktion 
von Sozialdemokratie, nämlich für den 
Fall des Versagens, der massenhaften 
Ablehnung konservativer Politik (hier 
von ND und Pasok) als „linke“ Re¬ 
formalternative im Rahmen des Sys¬ 
tems zur Verfügung zu stehen. Dabei 
soll sie durch tatsächliche oder auch 
nur versprochene Reformen den Men¬ 
schen den Anschein einer positiven 
Perspektive innerhalb des Kapitalis¬ 
mus anbieten, sie in Illusionen in seine 
Reformierbarkeit und Menschlichkeit 
wiegen und so an das kapitalistische 
System zurück binden. Vor allem soll 
sie die Menschen von grundlegender 
Systemkritik und weitergehenden re¬ 
volutionären Überlegungen und Pers¬ 
pektiven ab- und von der Kommunisti¬ 
schen Partei fernhalten. Diese bürgerli¬ 
che Integrationsfunktion erfüllt Syriza. 

Kriterium für diese Einordnung 
ist nicht, was Syriza an Gutem für die 
Menschen erreichen wollte, erreicht 
bzw. verfehlt hat und warum, oder wel¬ 


che Pläne B oder C sie hatte und wa¬ 
rum die versagten, sondern einzig die 
politische Grundlage ihres Handelns: 
Sie ist sozialdemokratisch, weil sie den 
Verbleib im Kapitalismus (einschließ¬ 
lich EU und NATO) selbstverständlich 
und unverrückbar voraussetzt. Im Ge¬ 
gensatz zur KKE, die illusionslos und 
zu Recht daran festhält, dass es auf Ba¬ 
sis der EU/des Imperialismus keine Lö¬ 
sung im Interesse der Menschen geben 
kann. Hier ist eine Trennlinie, die wohl 
selbst in unserer Partei nicht mehr von 
allen gesehen wird, die Trennlinie zwi¬ 
schen sozialdemokratischer und kom¬ 
munistischer Politik. 

Der von der KKE verfolgte anti¬ 
monopolistische Prozess wird sicher 
ein langer und schmerzhafter Kampf 
(was der KKE sehr wohl bewusst sein 
dürfte), und die revolutionäre Situ¬ 
ation und der Sozialismus sind nicht 
nahe, aber bis dahin abzuwarten und 
sozialdemokratische Politik zu betrei¬ 
ben, unter Akzeptanz des Kapitalis¬ 
mus „etwas Gutes für die Menschen“ 
zu wollen, heißt, sie auf den Sankt-Nim- 
merleinstag zu verschieben. Dies ist 
keine Absage an die Zusammenarbeit 
im Klassenkampf mit anderen Linken 
inkl. Sozialdemokraten, aber eine klare 
und offene Absage an das sozialdemo¬ 
kratische Politikverständnis, egal ob bei 
SPD, Pasok, Syriza, der Partei „Die Lin¬ 
ke“ oder dem Rest der ELP. Der Weg 
ist alles, das Ziel ist nichts? Nein danke, 
nicht mit Kommunisten. (...) 

Thomas Mehner, Krefeld 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von 1800 Zeichen bleiben. 
Die Redaktion behält sich außerdem 
vor, Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Die 10 ooo-Euro-Marke geknackt - herzlichen Dank allen Spendern! 




Unser Pressefest-Spendenkonto hat die 10000-Euro-Marke 
satt geknackt. Herzlichen Dank an die Spender! Nach der 
letzten Aufstellung in der UZ vor vier Wochen unterstützen 
das UZ-Pressefest 2016: 

Michael, Siegfried, Jürgen, Hans-Peter, Hartmut, Hagen, 
Klaus-Dieter, Erich, Erich und Doris, Magda, Waltraud und 
Hans, Helga, Lothar, Alfons, Erika, Wolfgang und Inge. 
Ebenfalls freuen wir uns über die Zuschüsse der DKP aus 
Dresden, Heidenheim und Ebersberg und die Button-Abrech¬ 
nungen aus Ruhr! 


Buttonverkäufe 

2.245 Euro 

Spenden/Zuschüsse 

9.510 Euro 

Gesamt Stand 11.8.15 

11.755 Euro 


DKP-Parteivorstand 
GLS Bank Bochum 
Konto-Nr. 4002 487 501 
BLZ 430 609 67 
IBAN DE63 4306 0967 4002 4875 oi 
ungszweck: Pressefest 2016 


termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 14 . AUC 


Hannover: „0X1 - Das Nein bestimmt das 
Bewusstsein. Das ist ein Staatsstreich! 0X1, 
Griechenland und die deutsche Linke.“ Ver¬ 
anstaltung der Interventionistischen Linken 
Hannover. UJZ Korn, Kornstraße 28-32, 
19.00 Uhr. 


SA ★ 15 . AUG 


Duisburg: Sommerfest der DKP Duisburg, 
Essen, Trinken, Buntes Programm. Falken¬ 
heim in Duissern, Duissernstraße 98, ab 
15.00 Uhr._ 

Solingen: Grillfest der DKP Solingen. Te¬ 
lefonische Anmeldung bis 10. August bei 
Monika (Tel.: 0212/59 00 04) oder Horst 
(Tel.: 0212/59 07 88). Naturfreundehaus 
Holzerbachtal, Eipaßstraße 25 b, 42 719 
Solingen-Wald, 19.00 Uhr._ 

Darmstadt: „Kommunalwahlen 2016 - 
unser Eingreifen“, Kreisaktivtagung der 
DKP Darmstadt-Dieburg. LinksTreff Ge¬ 
org Fröba, Landgraf-Philipps-Anlage 32, 
14.00 Uhr. 


MO ★ 17 . AUG 


Dortmund: Treffen der DKP-Gruppe Nord. 
Z, Oesterholzstraße 27,19.30 Uhr._ 

Dortmund: Treffen der DKP-Gruppe Süd. 
Gildenstraße 20,19.00 Uhr. 


Dl ★IS.AUG 


Hamburg: Veranstaltung der „Gedenk¬ 
stätte Ernst Thälmann“ e.V. anlässlich des 
71. Jahrestages der Ermordung Ernst Thäl¬ 
manns. Ansprachen und Kranzniederlegung 
vor dem Thälmann-Haus und Einweihung 
eines Reliefs. Thälmann-Haus, Tarpenbek- 
straße 66, Ernst-Thälmann-Platz,17.00 Uhr. 

Rostock: Roter Stammtisch Rostock - 
red & queer. Cafe Marat, Doberaner Stra- 
ße 21,19.00 Uhr._ 

Dortmund: Treffen der DKP-Gruppe Ost. 
Lenteninsel, 19.00 Uhr._ 

Recklinghausen: Treffen der DKP mit Vor¬ 
bereitung der aktuellen Aktionen wie der 
TTIP-Demonstration am 10. Oktober in 
Berlin. Ladenlokal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


SA ★ 22 . AUG 


Berlin: Kundgebung aus Anlass des 
71. Jahrestages der Ermordung von Ernst 
Thälmann. Veranstalter ist das Aktions¬ 
bündnis Thälmann-Denkmal, Berlin. Ernst- 
Thälmann-Denkmal, Greifswalder Straße, 
Nähe S-Bhf. Greifswalder Straße, 14.00 Uhr. 

Elmshorn: „Fest der Solidarität mit Grie¬ 
chenland“ , Wasserturmfest der DKP. Kin¬ 
derfest ab 15.00 Uhr, Diskussionsrunde mit 
Rolf Becker, einer Abgeordneten von Syri¬ 
za und Vertretern der Solibewegung um 
15.30 Uhr, anschließend präsentiert ein 
Duo griechischer Musiker Lieder von Mikis 
Theodorakis, abends Disco. Reinhold-Jür- 
gensen-Zentrum, Jahnstraße 2a._ 

Mannheim: „Der Leitantrag des 21. Partei¬ 
tags. Imperialismustheorie und die Dialektik 
von Reform und Revolution heute.“ Diskus¬ 
sionsveranstaltung der DKP mit Hans-Peter 


Brenner, stellv. Vorsitzender der DKP. Sied¬ 
lerheim Mannheim-Schönau, Bromberger 
Baumgang 8,14.30 Uhr. 


SO ★ 23 . AUG 


Duisburg: „Rassismus und die Situation 
der Flüchtlinge in der BRD“ Diskussions¬ 
veranstaltung des Freien Forums Duisburg, 
DKP Duisburg und solid Duisburg mit Mar¬ 
kus Bernhardt (freier Journalist), Antonia 
Kreul (Flüchtlingsrat NRW), Aktivisten vom 
Dortmunder Protestcamp und Flüchtlingen 
aus den Duisburger Flüchtlingsunterkünf¬ 
ten. Internationales Zentrum, Flachsmarkt 
15,15.00 Uhr._ 

Königs Wusterhausen: Kundgebung aus 
Anlass des 71. Jahrestages der Ermordung 
von Ernst Thälmann vor dem Gelände der 
zerstörten Ernst-Thälmann-Gedenkstätte. 
Seestraße 27, Ziegenhals-Niederlehme 
11.30 Uhr. 


MO ★ 24 . AUG 


Bremen: „Das Beispiel Griechenland: Die 
Europapolitik des deutschen Imperialis¬ 
mus“ . Diskussionsveranstaltung der DKP 
Bremen-Nord Hans-Peter Brenner, stellv. 
Vorsitzender der DKP. Blumenthaler Bü¬ 
cherstube, Kapitän-Dallmann Straße 8, 
19.00 Uhr. 


Ml ★ 26 . AUG 


Darmstadt: Mitgliederversammlung der 
DKP. Aktuelle halbe Stunde zu Griechen¬ 
land und Diskussion von Anträgen an den 
21. Parteitag. LinksTreff Georg Fröba, Land- 
graf-Philipps-Anlage 32,19.00 Uhr. 


SO ★ 30 . AUG 


Dortmund: „Bombenstimmung“, Veran¬ 
staltung der DKP Dortmund mit der Anti¬ 
kriegsrevue des Essener DKP-Frauenar- 
beitskreises. Bezent Zentrum, Münster¬ 
straße 56,16.00 Uhr. 


Karl-Liebknecht-Schule 

Übergänge zum Sozialismus - an¬ 
tiimperialistische und antimonopo¬ 
listische Etappen 

Wochenendseminar der Karl-Liebknecht- 
Schule der DKP 

Sa. 29./SO. 30. August 2015 

Referenten: Günter Pohl, Pablo Graubner, 
Phillip Becher 

Weitere Informationen und Anmeldung 
unter www.karl-liebknecht-schule.org 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch 
in die UZ! Bitte so schnell wie möglich, 
spätestens am Freitag eine Woche vor 
dem Erscheinungstermin der entspre¬ 
chenden Ausgabe der UZ, möglichst 
auch mit Angabe des Themas der Veran¬ 
staltung an termine@unsere-zeit.de oder 
UZ-Redaktion, Hoffnungstraße 18,45127 
Essen. 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


□ 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 

□ Normalabo ( 126 ,- €/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis ( 72 ,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160 ,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Name, Vorname 


Straße, Nr. 
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Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 


Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 


Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 
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... und zeigt Solidarität mit Flüchtlin¬ 
gen. Während erneut Hunderte von 
Flüchtlingen im Mittelmeer ertrinken, 
fordern die Düsseldorfer „Republika¬ 
ner“ nach dem Motto „Die Schiffslu¬ 
ken dicht!“, keine weiteren Asylbewer¬ 
ber in den Stadtteil Garath aufzuneh¬ 
men. Das Bündnis „Düsseldorf stellt 
sich quer“ hat sich erfolgreich dieser 
inhumanen Abschottungspolitik ent¬ 
gegengestellt. Solidarisch beteiligte 
sich auch die DKP Düsseldorf an dem 
Protest gegen den Auflauf der „Repu¬ 
blikaner“. 

Auch die Interventionistische Lin¬ 
ke kritisierte den Versuch der „Reps“, 
„die Anwohnerinnen gegen die Flücht¬ 
linge aufzuhetzen.“ Sie forderte schon 
im Vorfeld, Protest und Widerstand auf 
die Straße zu tragen. Das Motto: „Nazis 
vertreiben - Flüchtlinge bleiben!“ 

Sozialdemagogisch hatten „Reps“ 
die Aufnahme von Flüchtlingen trotz 
unzureichender Unterbringung aus¬ 
genutzt, um eine Überflutung mit 
Flüchtlingen zu prognostizieren und 
Sozialneid bei den Anliegern herauf¬ 
zubeschwören. Vor Schuljahresbeginn 
waren von der Düsseldorfer Stadtver¬ 
waltung noch mehrere Turnhallen als 
Massenquartiere requiriert worden. 


Vielerorts sollen Container aufgestellt 
werden. 

Rechtsanwalt Volker Götz, ein „Ur¬ 
einwohner“ von Garath skizzierte die 
rund 50 Jahre alte Geschichte der „Tra¬ 
bantenstadt“ als Schmelztiegel mit vie¬ 
len integrierten Flüchtlingen. 

Götz betonte, dass diese Zuzüge 
immer willkommen geheißen wurden 
- aber nicht von jedem. Kanzler Hel¬ 
mut Kohl (CDU) propagierte, dass das 
„Boot“ voll sei. Unterstützt wurde er 
massiv von der Springerpresse {BILD, 
Welt am Sonntag). Die politischen Vor¬ 
gaben wurden von den jeweils aktuel¬ 
len Bundesregierungen verlängert und 
von den rechtspopulistischen Parteien, 
Organisationen und Initiativen auf die 
Straße getragen und als brennende Fa¬ 
ckeln in Heime für Asylbewerber ge¬ 
schleudert. Genau diese Marodeure 
wolle man in Garath nicht. 

Auch Sigrid Wolf, Vorsitzende des 
DGB-Stadtverbandes Düsseldorf, und 
Bürgermeisterin Klaudia Zepuntke be¬ 
grüßten das Engagement von „Düssel¬ 
dorf stellt sich quer“, in dem viele Par¬ 
teien und Organisationen, darunter 
die DKP, seit Monaten aktiv Fremden¬ 
feindlichkeit und Rassismus die Stirn 
bieten. UK 


Kommunistin geehrt 


Initiative ging vom DGB aus 

In Maintal, einer Stadt mit knapp 
40000 Einwohnern in unmittelbarer 
Nähe Frankfurts wurde nun dem antifa¬ 
schistischen Kampf eine beeindrucken¬ 
de Ehrung zu Teil. Ein Platz, an dem 
in der Weimarer 
Republik sowohl 
die Arbeiterver¬ 
eine als auch die 
Arbeiterparteien 
KPD und SPD ihr 
Versammlungslo¬ 
kal hatten, wurde 
nach der Kommu¬ 
nistin Käthe Jonas 
benannt. 

Die Initiative dazu kam vom Orts¬ 
verband des Deutschen Gewerk¬ 
schaftsbunds. Dieser nahm den 80. 
Jahrestag eines Prozesses gegen 88 
Antifaschisten aus Hanau und Umge¬ 
bung (54 Kommunisten, 30 Parteilose 
und 4 Sozialdemokraten) zum Anlass 
in der Stadt ein würdiges Gedenken 
einzufordern. Alleine aus der dama¬ 
lig selbstständigen Gemeinde Dörnig¬ 
heim, heute Stadtteil von Maintal, mit 
knapp 3 000 Einwohnern kamen zehn 
Angeklagte. Der DGB regte an, stell¬ 
vertretend für alle einen Platz nach Kä¬ 
the Jonas zu benennen, da sie mit drei 
Jahren Zuchthaus die höchste Strafe 
der Dörnigheimer erhielt. Der DGB 
fand mit seinem Anliegen die Unter¬ 
stützung verschiedener Vereine, Orga¬ 
nisationen, Parteien, der evangelischen 
Kirchengemeinde und des Frauenbei¬ 
rates. Überörtlich engagierten sich die 
VVN, die Gedenkstätte und die Lager¬ 
gemeinschaft Ravensbrück sowie der 
Studienkreis Deutscher Widerstand. 
Aus Frankreich kam ein Solidaritäts¬ 
schreiben von Dr. Annette Chalut, 
der Präsidentin des Internationalen 
Ravensbrück-Komitees. Die Tochter 
Rosel Vadehra-Jonas, die Nachfolge¬ 
rin ihrer Mutter als Vorsitzende der 


Lagergemeinschaft/Freundeskreis Ra¬ 
vensbrück, war mit Rat und Tat aktiv. 

Am 8, Dezember letzten Jahres 
fasste das Stadtparlament den Be¬ 
schluss, den Platz nach Käthe Jonas zu 
benennen und auch eine künstlerische 
Gestaltung zur Erinnerung an Verfol¬ 
gung und Widerstand und als Mahnung 
dort zu errichten. Im Rahmen der Ver¬ 
anstaltungen um den Internationalen 
Frauentag wurden nun die neuen Stra¬ 
ßenschilder enthüllt. Eingeleitet und 
moderiert wurde die Kundgebung, an 
der sich viele Menschen aus Maintal 
und der näheren Umgebung betei¬ 
ligten, vom DGB-Vorstandsmitglied 
Klaus Seibert, der auch DKP-Mitglied 
und Stadtverordneter der Wahl Alter¬ 
native Maintal (WAM) ist. Für den Ma¬ 
gistrat sprach das ehrenamtliche Ma¬ 
gistratsmitglied Rolf D. Klar und für 
die Stadtverordneten deren Vorsteher 
Karl-Heinz Kaiser. Danach ergriffen 
stellvertretend für alle Unterstützer 
Pfarrer Dr. Martin Streck und die Frau¬ 
enbeauftragte der Stadt Maintal, Anne 
Denecke das Wort. Den Abschluss bil¬ 
deten Peter Christian Walther für die 
VVN und Rosel Vadehra-Jonas. In al¬ 
len Reden wurde die Rolle der Wider¬ 
standskämpferinnen und Widerstands¬ 
kämpfer gewürdigt und die herausra¬ 
gende Rolle der Arbeiterbewegung 
und besonders der Kommunisten he¬ 
rausgestellt. 

Umrahmt wurde die Veranstaltung 
mit antifaschistischen Liedern und 
Texten von dem Liedermacher Ernst 
Schwarz aus Frankfurt. Insgesamt eine 
beeindruckende Veranstaltung. Be¬ 
sonders erfreut waren die Veranstalter 
und Unterstützer von dem breiten Zu¬ 
spruch aus der Bevölkerung. Und dem¬ 
nächst wird man am gleichen Ort wie¬ 
der zusammen kommen. Dann, wenn 
die künstlerische Gestaltung in Angriff 
genommen wird. UZ 



Käthe Jonas 


Meine progressive Woche 

Vom i. bis 7. August 


Mittwoch 

Ein Unglück kommt selten allein: In 
Brasilien folgen der Fußballweltmeister¬ 
schaft nun die Olympischen Spiele. Für 
den Olympiapark in Rio de Janeiro soll 
die Favela Vila Autödromo weichen, wie 
schon andere Favelas zuvor. Doch Autö¬ 
dromo ist längst kein Elendsviertel mehr. 
1 500 Menschen leben hier mitten in der 
Großstadt in dörflicher Zufriedenheit. 
Deshalb wehren sie sich gegen Abriss 
und Umsiedlung inzwischen mit einem 
eigenen Entwicklungsplan für ihr Stadt¬ 
viertel, der aus ihrer Sicht auch die Inter¬ 
essen der Olympia-Planer berücksichtigt. 

Diese „Interessen“ haben schon 
manchen ins Elend gestürzt (s. Grie¬ 
chenland), der Kampf dagegen ist trotz¬ 
dem nicht vergebens - ein herzliches 
„Ate a vitöria sempre“nach Brasilien. 

Donnerstag 

Til Schweiger zeigt den Mut, es sich mit 
vielen seiner Fans zu verderben. In der 
Flüchtlingsdebatte hat er von der Po¬ 
litik gefordert, mehr gegen rechtsradi¬ 
kale Attacken auf Flüchtlingsheime zu 
unternehmen. Es folgte ein „shitstorm“ 
auf Schweigers faceb 00 k-Seite, den der 
Schauspieler nicht ganz jugendfrei kon¬ 
terte: „Ihr seid zum Kotzen! Wirklich! 
Verpisst Euch von meiner Seite, empa¬ 


thieloses Pack! Mir wird schlecht!!!“ Wir 
werden sehen, ob die Popularität Schwei¬ 
gers Schaden nimmt. 

Vorerst ist sie noch so groß, dass 
einer, der Popularität jeder Art drin¬ 
gend braucht, versucht sich in der von 
Schweiger zu sonnen. Es ist, wer sonst, 
Sigmar Gabriel. 

Er lud Til zum Plaudern über das 
Thema in eine Berliner Szene-Kneipe. 
Der akzeptierte. Danach gab er zu Pro¬ 
tokoll, dass der Vizekanzler sich eine 
halbe Stunde lang seinen Frust ange¬ 
hört habe „ dass es in diesem Fand ... 
so viel Fremdenfeindlichkeit und blan¬ 
ken Hass gibt.“ 

Til wäre sicher besser beraten gewe¬ 
sen, den Wirtschaftsminister auf seine 
Verantwortung für die stark angestie¬ 
genen Waffenexporte Deutschlands an¬ 
zusprechen. Die Entscheidung darüber 
liegt bei Gabriels Ministerium, außer in 
strittigen Fällen, dann entscheidet der 
Bundessicherheitsrat, wo Gabriel prak¬ 
tischerweise Mitglied ist. 

Dann wäre man in der Szeneknei¬ 
pe vielleicht auf den einfachen Zusam¬ 
menhang gestoßen, dass die deutschen 
Waffenexporte unmittelbare Fluchtur¬ 
sachen sind - als erstes Glied der Kette: 
Waffenexport - bewaffneter Konflikt - 
Massenflucht. 


Freitag 

Auf der norwegischen Insel Utöya findet 
wieder das traditionelle Sommercamp 
der sozialdemokratischen Jugend statt - 
zum ersten Mal nach dem Massaker, bei 
dem der Faschist Breivik am 22. 7. 2011 
69 Teilnehmer des damaligen Camps er¬ 
schossen hat. 

Damit wird das wichtige und richtige 
Zeichen gesetzt: Bange machen gilt nicht. 
Wir weichen vor rechter Gewalt nicht zu¬ 
rück. 1 000 Jugendliche haben sich ange¬ 
meldet. Zu ihnen spricht auch der dama¬ 
lige Ministerpräsident Jens Stoltenberg. 
Launig berichtet er aus seiner Jugend, 
als sie auf Utöya „Norwegen, Norwegen, 
raus aus der Nato“gesungen hätten. Heute 
ist Stoltenberg Generalsekretär der Nato. 
2013 verlor er seine Regierungsmehrheit 
an ein Bündnis aus den Konservativen 
und der sogenannten Fortschrittspartei, 
die mit der österreichischen FPÖ vergli¬ 
chen wird und zumindest einiges vom Ge¬ 
dankengut des Mörders Breivik vertritt. 

Stoltenberg und andere wären gut be¬ 
raten, sich endlich zu fragen, was die Krise 
seiner Sozialdemokratie, das Aufkommen 
der Rechtspopulisten und faschistischer 
Terror mit seinen schrillen Gesinnungs¬ 
wechseln zu tun haben. Und wohin seine 
prinzipienlose Politik noch führen kann. 

Adi Reiher 


Armut in NRW auf dem Vormarsch 

Arbeitslosigkeit auf hohem Stand 



Die soziale Lage im Ruhrgebiet ver¬ 
schärft sich zunehmend. Entgegen den 
offiziellen Statistiken ist auch die Er¬ 
werbslosigkeit in ganz Nordrhein-West¬ 
falen auf hohem Niveau. Während die 
offizielle Arbeitslosigkeit im Juli dieses 
Jahres in NRW von den Behörden mit 
760 474 Personen benannt wird, finden 
sich diverse Erwerblose nicht in den 
Statistiken. 

So wurden insgesamt 44 787 über 
58-jährige Bezieher von Arbeitslosen¬ 
geld II ebenso aus den Statistiken ent¬ 
fernt, wie 20 456 Personen, die sich der¬ 
zeit in sogenannten „1 Euro-Jobs“ befin¬ 
den. Auch 1708 Menschen in geförderten 
Arbeitsverhältnissen, 32 809 Personen 
in der beruflichen Weiterbildung, 21 078 
Menschen in Fremdförderung, 1 682 so¬ 
genannte schwer vermittelbare, sowie 16 
594 erkrankte Erwerbslose fehlen in der 
Statistik. Gleiches gilt für 38 600 Men¬ 
schen, die sich aktuell in Maßnahmen 
der beruflichen Eingliederung befinden. 

„Auch der aktuelle Arbeitsmarkt¬ 
bericht zeigt erneut mehr als deut¬ 
lich, dass von Entwarnung am Arbeits¬ 
markt keine Rede sein kann, vielmehr 
sind die Arbeitslosenzahlen bei den ei¬ 
gentlichen Problemgruppen auf einem 
unverändert hohen Niveau“, kommen¬ 
tiert der Sprecher für Arbeitsmarkt- 
und Sozialpolitik der NRW-Linkspar- 
tei, Jürgen Aust, die hohe Zahl an Er¬ 
werbslosen im bevölkerungsreichsten 
Bundesland. „Bei der Präsentation des 
Arbeitsmarktberichtes fällt der Chefin 
der Regionaldirektion NRW, Christia¬ 
ne Schönefeld, dazu nicht mehr ein, als 
diese Zahlen schönzureden, wenn sie 
die strukturellen Probleme darauf re¬ 
duziert, dass sich die Arbeitslosigkeit 
bei den Jüngeren in den nächsten Mo¬ 
naten wieder abbauen würde und sie 
insbesondere in der Zuwanderung von 
Flüchtlingen eine Chance für den NRW- 
Arbeitsmarkt sieht“, monierte Aust wei¬ 


ter. Diese mehr als zweifelhaften Zu¬ 
kunftsprognosen seien in der Regel 
nichts als Lippenbekenntnisse, da der 
Anstieg der Jugendarbeitslosigkeit nur 
zu einem geringen Teil auf Schulabgän¬ 
gern beruhe und andererseits Flücht¬ 
linge ganz überwiegend vom Arbeits¬ 
markt ausgeschlossen blieben. Über 
die unverändert hohe Langzeitarbeits¬ 
losigkeit und den erneut dramatischen 
Anstieg im Hartz IV-Bereich verliere 
sie demgegenüber kein Wort. „Diese 
politische Ignoranz ist Ausdruck dafür, 
dass die neoliberale Arbeitsmarktpoli¬ 
tik diese Menschen trotz gegenteiliger 
Beteuerungen längst abgeschrieben 
hat, weil sie in ihrem Politik Verständ¬ 
nis nicht mehr,marktfähig 4 sind“, so der 
Linkspartei-Politiker weiter. 

Jedoch ist es nicht nur die Erwerbs¬ 
losigkeit, die die nordrhein-westfäli¬ 
schen Kommunen vor große Heraus¬ 
forderungen stellt. Auch die anhaltend 
hohe Zahl von Flüchtlingen sorgt vie¬ 
lerorts, so etwa in Dortmund oder auch 


Das Beil von Wandsbek, DDR 1951 

Hamburg 1934. Vier zum Tode verur¬ 
teilte Kommunisten sind noch nicht 
hingerichtet. In der Stadt fehlt gera¬ 
de ein Henker. Metzger Teetjen über¬ 
nimmt das anonyme Geschäft. Doch 
die Tat spricht sich herum. Die Leu¬ 
te aus seinem Bezirk reagieren ange¬ 
widert, sie bleiben zunehmend seiner 
Metzgerei fern. Nachdem seine Frau 
sich erhängt hat, erschießt sich Teet¬ 
jen. 

Mo., 17.8., 20.15-22.00 Uhr, arte 

Die Lebenden, A/D/Pol 2012 

Sita entdeckt zufällig ein Bild ihres 
jetzt 95-jährigen Großvaters in SS- 


Duisburg, für Schwierigkeiten. Rund 2 
500 Flüchtlinge sind aktuell etwa in 
Duisburg untergebracht. 75 davon le¬ 
ben in der Turnhalle einer Grundschule. 
Dies, obwohl in der der Ruhrgebietsme¬ 
tropole derzeit rund 40 000 Wohnungen 
leer stehen. Eine dezentrale Unterbrin¬ 
gung der Betroffenen wäre also durch¬ 
aus möglich, die etablierte Politik setzt 
aber nach wie vor auf Abschreckung 
und bemüht sich, Flüchtlingen das Le¬ 
ben so schwer wie möglich zu machen. 

„Duisburg ist unter dem sozialde¬ 
mokratischen Oberbürgermeister Sören 
Link in ganz NRW zu der Skandalkom¬ 
mune schlechthin geworden. Hier gehen 
Profite vor Menschen, langjährige Mie¬ 
ter sollen für Mammutprojekte wie ein 
,Factory Outlet Center 4 vertrieben wer¬ 
den, Roma-Familien werden Ziel von 
Hetze aus dem Rathaus - und die ext¬ 
reme Rechte versucht aus all dem Kapi¬ 
tal zu schlagen“, beschreibt auch Sylvia 
Brennemann vom „Duisburger Netz¬ 
werk gegen Rechts“ die in der Ruhrge¬ 
bietsstadt vorherrschenden Probleme. 
„Vor allem Menschen, die hierher ge¬ 
flohen sind, müssen ordentlich versorgt 
und geimpft werden.“ Nach wie vor feh¬ 
le es jedoch an einer flächendeckenden 
GesundheitsVersorgung für die Betrof¬ 
fenen, moniert Brennemann weiter, die 
sich außerdem ehrenamtlich bei einer 
kostenlosen Gesundheitssprechstunde 
für Menschen ohne Krankenversiche¬ 
rung engagiert (UZ berichtete). 

Am 25. August wird unterdes¬ 
sen Bundeskanzlerin Angela Merkel 
(CDU) Duisburg besuchen. Außer war¬ 
men Worten dürfte sie bei ihrer PR-Vi¬ 
site jedoch keine konkreten Hilfsange¬ 
bote im Gepäck haben. Markus Bernhardt 


Uniform. Ihre Familie begegnet ih¬ 
ren Fragen mit Schweigen. So macht 
sie sich selbst auf die Suche nach der 
Wahrheit. 

Do., 20.8., 22.10-0.00 Uhr, arte 

Nachspielzeit, D 2015 

Cem ist Mitte 20 und leistet seinen 
Freiwilligendienst im Altersheim. Dort 
verliebt er sich in Astrid, die als Tanz¬ 
therapeutin den Bewohnern zu neuem 
Schwung verhilft. Cem liebt „sein“ Ber¬ 
lin-Neukölln. Dort ist er aufgewachsen, 
und er will seinen Kiez verteidigen: ge¬ 
gen Nazis, Spekulanten und Verdrän¬ 
gung. 

Frei., 21.8., 20.15-21.35 Uhr, arte 


Der rote Kanal 





















